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1. Das Problem. 


Die jetzige ruſſiſche Revolution hat zum erſtenmal in der Welt- 
geſchichte eine ſozialiſtiſche Partei zur Beherrſcherin eines großen 
Reiches gemacht. Ein weit gewaltigeres Ereignis als die Beſitznahme 


der Herrſchaft über die Stadt Paris durch das Proletariat im 


März 1871. Jedoch in einem wichtigen Punkte ſtand die Pariſer 
Kommune über die Sowjetrepublik. Jene war das Werk des geſamten 
Proletariats. Alle ſozialiſtiſchen Richtungen nahmen an ihr Teil, keine 
ſchloß ſich von ihr aus oder wurde von ihr ausgeſchloſſen. 

Dagegen iſt die ſozialiſtiſche Partei, die heute Rußland regiert, 
an die Macht gekommen im Kampf gegen andere ſozialiſtiſche Parteien. 
Sie übt ihre Macht unter Ausſchließung anderer ſozialiſtiſcher 
Parteien aus ihren regierenden Körperſchaften. - 

Der Gegenſatz der beiden ſozialiſtiſchen Richtungen beruht nicht 
auf kleinen perſönlichen Eiferſüchteleien, er iſt der Gegenſatz zweier 
grundverſchiedener Methoden: der demokratiſchen und der 
diktatoriſchen. Beide Richtungen wollen dasſelbe: das 
Proletariat und damit die Menſchheit durch den Sozialismus be- 
freien. Aber den Weg, den die einen gehen, halten die anderen für 
einen Irrweg, der ins Verderben führt. i 


Es iſt unmöglich, einem fo rieſenhaften Ereignis wie dem ; 


proletariſchen Ringen in Rußland teilnahmslos gegeniiber- 
zuſtehen. Jeder von uns fühlt ſich gedrängt, Partei zu nehmen, 
leidenſchaftlich Partei zu nehmen. Um ſo mehr gedrängt, da jene 
Probleme, die heute unſere ruſſiſchen Genoſſen beſchäftigen, morgen 
auch für Weſteuropa praktiſche Bedeutung gewinnen können, ja da 
ſie heute ſchon die Art unſerer Propaganda und Taktik entſcheidend 
beeinfluſſen. i f 

Unſere Parteipflicht jedoch iſt es, uns nicht eher in dem ruſſiſchen 


Bruderzwiſt für die eine oder andere Seite zu entſcheiden, ehe wir 


nicht die Argumente beider gründlich geprüft haben. 


Daran wollen uns manche Genoſſen hindern. Sie erklären es 
für unſere Pflicht, uns unbeſehen für jene Richtung des ruſſiſchen 
Sozialismus auszuſprechen, die am Ruder iſt. Jede andere Haltung 
gefährde die Revolution und den Sozialismus ſelbſt. Das heißt aber 53 8 
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nichts anderes, als bereits für bewieſen annehmen, was doch gerade 
zu unterſuchen ijt: daß die eine Richtung den richtigen Weg einge- 
ſchlagen habe und wir ſie ermuntern müſſen, ihn fortzuſetzen. 

Freilich ſtellen wir uns mit der Forderung freieſter Diskuſſion 
{chon auf den Boden der Demokratie. Die Diktatur heiſcht nicht Wider- 
legung der gegneriſchen Anſicht, ſondern die gewaltſame Unterdrückung 
ihrer Aeußerung. So ſtehen ſich die beiden Methoden der Demokratie 
und der Diktatur ſchon unverſöhnlich gegenüber, ehe die. Diskuſſion 
begonnen hat. Die eine fordert, die andere verbietet ſie. 

Einſtweilen herrſcht jedoch in unſerer Partei noch nicht die 
Diktatur; es wird noch frei bei uns diskutiert. Und wir betrachten 
es nicht nur als unſer Recht, ſondern als unſere Pflicht, unſere 
Meinungen frei zu äußern, weil nur nach Anhören aller Argumente 
eine ſachgemäße, fruchtbare Entſcheidung möglich iſt. Eines Mannes 
Rede iſt bekanntlich keines Mannes Rede. Man muß ſie billig 
hören beede. 

Wir wollen daher im folgenden unterſuchen, welche Bedeutung 
die Demokratie für das Proletariat beſitzt, was wir unter der 
Diktatur des Proletariats zu verſtehen haben und welche Bedingungen 
die Diktatur als Regierungsform für den Befreiungskampf des 
Proletariats ſchafft. s 


2. Die Demokratie und die Eroberung der politiſchen Macht. 


Man unterſcheidet mitunter zwiſchen der Demokratie und dem 
Sozialismus, aljo der Vergeſellſchaftlichung der Produktionsmittel 


und der Produktion in der Weiſe, daß man ſagt, dieſe ſei unſer 
Endziel, der Zweck unſerer Bewegung, die Demokratie bloßes Mittel 
zu dieſem Zweck, das unter Umſtänden untauglich, ja ſogar hinderlich 
ſein könne. > 

i Genau genommen iſt jedoch nicht der Sozialismus unſer End- 
ziel, ſondern dieſes beſteht in der Aufhebung „jeder Art der Aus⸗ 
beutung und Unterdrückung, richte ſie ſich gegen eine Klaſſe, eine 
Partei, ein Geſchlecht, eine Raſſe“. (Erfurter Programm.) 

Wir ſuchen dieſes Ziel zu erreichen durch Unterſtützung des prole- 
tariſchen Klaſſenkampfes, weil das Proletariat als unterſte Klaſſe ſich 
nicht befreien kann, ohne alle Urſachen von Ausbeutung und Unter- 
drückung aufzuheben, und weil das induſtrielle Proletariat diejenige 
unter den ausgebeuteten und unterdrückten Schichten iſt, die an 
Kraft, Kampffähigkeit und Kampfesluſt immer mehr wächſt und 
deren ſchließlicher Sieg unvermeidlich iſt. Darum muß heute jeder 
wahrhafte Gegner von Ausbeutung und Unterdrückung den prole- 
tariſchen Klaſſenkampf mitkämpfen, welcher Klaſſe immer er ent- 
ſtammen möge. 

Die ſozialiſtiſche Produktionsweiſe ſetzen wir uns in dieſem 
Kampfe deshalb als Ziel, weil ſie bei den heute gegebenen techniſchen 
und ökonomiſchen Bedingungen als das einzige Mittel erſcheint, unſer 
Ziel zu erreichen. Würde uns nachgewieſen, daß wir darin irren, daß 
etwa die Befreiung des Proletariats und der Menſchheit überhaupt 
auf der Grundlage des Privateigentums an Produktionsmitteln 
allein oder am zweckmäßigſten zu erreichen ſei, wie noch Proudhon 
annahm, dann müßten wir den Sozialismus über Bord werfen, ohne 
unſer Endziel im geringſten aufzugeben, ja wir müßten es tun, gerade 
im Intereſſe dieſes Endzieles. i a 


Demokratie und Sozialismus unterſcheiden ſich alſo nicht darin, 
daß die eine Mittel iſt und der andere Zweck. Beide ſind Mittel für 
den gleichen Zweck. 

Der Unterſchied zwiſchen beiden liegt wo anders. Sozialismus 
als Mittel zur Befreiung des Proletariats ohne Demokratie iſt un⸗ 
denkbar. Allerdings iſt geſellſchaftliche Produktion auch auf anderer 
als demokratiſcher Grundlage nötig. Bei unentwickeltem Verhältnis 
konnte eine kommuniſtiſche Wirtſchaft geradezu eine Baſis des Deſpo⸗ 
tismus werden. Das konſtatierte Engels ſchon 1875 mit Bezug auf 
den Dorfkommunismus, wie er ſich in Rußland und Indien bis in 
unſere Tage erhalten hat. (Soziales aus Rußland, „Volks- 
ſtaat“, 1875.) 

Die niederländiſche Kolonialpolitik baſierte in Java eine Beit- 
lang unter dem ſogenannten „Kulturſyſtem“ die Organiſation der 
landwirtſchaftlichen Produktion für die das Volk ausbeutende 
Regierung auf den Bodenkommunismus. 

Das großartigſte Beiſpiel einer nichtdemokratiſchen Organi» 
ſation geſellſchaftlicher Arbeit aber hat im 18. Jahrhundert der 
Jeſuitenſtaat von Paraguay gegeben. Die Jeſuiten als überlegene 
Klaſſe organiſierten dort mit diktatoriſcher Gewalt die Arbeit der 
indianiſchen Urbevölkerung in einer tatſächlich bewunderungswürdigen 
Weiſe, ohne Anwendung von Gewalt, ja unter Gewinnung der An- 
hänglichkeit ihrer Untertanen. 

Für moderne Menſchen jedoch wäre ein derartiges partriarchali⸗ 
ſches Regime unerträglich. Es iſt nur möglich unter Umſtänden, wo 
die Herrſcher an Wiſſen hoch über den Beherrſchten ſtehen, und dieſe 
abſolut nicht in der Lage ſind, ſich zu gleicher Höhe zu erheben. Eine 
Schicht oder Klaſſe, die einen Befreiungskampf führt, kann ſich ein 
derartiges Syſtem der Bevormundung nicht als Ziel ſetzen, ſie muß 
es entſchieden ablehnen. 

Für uns alſo iſt Sozialismus ohne Demokratie undenkbar. Wir 
verſtehen unter dem modernen Sozialismus nicht bloß geſellſchaftliche 
Organiſierung der Produktion, ſondern auch demokratiſche Organi- 
ſierung der Geſellſchaft. Der Sozialismus iſt demnach für uns un⸗ 
trennbar verbunden mit der Demokratie. Kein Sozialismus ohne 
Demokratie. 

Jedoch iſt der Satz nicht ohneweiters umzukehren. Demokratie 
iſt ſehr wohl möglich ohne Sozialismus. Selbſt die reine Demo- 
kratie ift denkbar ohne Sozialismus, zum Beiſpiel in kleinbäuer⸗ 
lichen Gemeinweſen, in denen völlige Gleichheit der ökonomiſchen 
Bedingungen für jedermann auf der Grundlage des Privateigentums 
an Produktionsmitteln beſteht. 

Auf jeden Fall kann man ſagen, daß Demokratie möglich iſt 
ohne Sozialismus und vor ihm. Und diefe vorſozigliſtiſche Demokratie 
haben offenbar jene im Auge, die meinen, die Demokratie verhalte 
ſich zum Sozialismus wie das Mittel zum Zweck, wobei ſie ſich jedoch 
meiſt beeilen hinzuzufügen, daß ſie eigentlich kein Mittel zum Zweck 
ſei. Dieſem Nachſatz muß auf das entſchiedenſte widerſprochen werden. 
Er würde, wenn er allgemeine Annahme fände, unſere Bewegung auf 
die verhängnisvollſten Bahnen lenken. 

Warum ſoll die Demokratie ein untaugliches Mittel für die 
Erreichung des Sozialismus ſein? 


„Es handelt fih um die Eroberung der politiſchen Macht. Man 
erklärt, wenn in einem bisher bürgerlich regierten demokratiſchen 
Lande die Möglichkeit erſteht, daß die Sozialdemokraten bei den 
Parlamentswahlen die Mehrheit bekommen, würden die herrſchenden 
Klaſſen alle ihnen zu Gebote ſtehenden Gewaltmittel aufwenden, um 
eine Herrſchaft der Demokratie zu verhindern. Darum könne das 
Proletariat nicht durch die Demokratie, ſondern nur durch die 
Revolution die politiſche Macht erobern. 


Kein Zweifel, wo das Proletariat in einem demokratiſchen 
Staat an Macht zunimmt, muß man mit Verſuchen der herrſchenden 
Klaſſen rechnen, durch Gewaltmittel die Ausnutzung der Demokratie 
durch die aufſtrebende Klaſſe zu vereiteln. Aber damit iſt doch nicht 
die Wertloſigkeit der Demokratie für das Proletariat erwieſen. Wenn 
die herrſchenden Klaſſen unter den hier erörterten Vorausſetzungen 
zur Gewalt greifen, ſo geſchieht es doch gerade deswegen, weil ſie die 
Folgen der Demokratie fürchten. Und ihre Gewalttaten wären nichts 
anderes als ein Umſturz der Demokratie. 


Alſo nicht die Wertloſigkeit der Demokratie für das Proletariat 
ergibt ſich aus den erwarteten Verſuchen der herrſchenden Klaſſen, 
die Demokratie abzuſchaffen, ſondern vielmehr die Notwendigkeit für 
das Proletariat, die Demokratie mit Nägeln und Zähnen aufs 
äußerſte zu verteidigen. Freilich, wenn man dem Proletariat einredet, 
die Demokratie ſei doch im Grunde eine wertloſe Dekoration, dann 
wird es die nötige Kraft zu ihrer Verteidigung nicht aufbringen. Doch 
hängt die Maſſe des Proletariats überall zu ſehr an ihren demofra- 
tiſchen Rechten, als daß zu erwarten iſt, ſie würde ſie willenlos fahren 
laſſen. Im Gegenteil iſt vielmehr zu erwarten, ſie werde ihre Rechte 
mit einem ſolchen Nachdruck verteidigen, daß, wenn die Gegenſeite 
das Volksrecht durch Gewalttat zu vernichten ſucht, deren entſchloſſene 
Abwehr zu einem politiſchen Umſturz wird. Das iſt um ſo eher zu 
erwarten, je höher das Proletariat die Demokratie ſchätzt, je leiden- 
ſchaftlicher es an ihr hängt. 


Anderſeits darf man aber auch nicht glauben, daß der hier ge- 
zeichnete Gang der Ereigniſſe überall unvermeidlich ſei. So klein⸗ 
mittig brauchen wir doch nicht gu fein. Je demokratiſcher der Staat, 
deſto abhängiger ſind die Machtmittel der Staatsgewalt, auch die 
militäriſchen, von der Volksſtimmung (Miliz). Dieſe Machtmittel 
können da, auch in der Demokratie, ein Mittel zur gewaltſamen 
Niederhaltung proletariſcher Bewegungen werden, wenn das Prole- 
tariat noch numeriſch ſchwach ift, zum Beiſpiel in einem Agrar- 
ftaat, oder wo es politiſch ſchwach ift, weil unorganiſiert und geijtig 
unſelbſtändig. Erſtarkt aber das Proletariat in einem demokratiſchen 
Staat ſoweit, daß es zahlreich und kraftvoll genug wird, die politiſche 
Macht durch Anwendung der gegebenen Freiheiten zu erobern, dann 
wird es der „kapitaliſtiſchen Diktatur“ recht ſchwer fallen, die nötigen 
Machtmittel aufzubieten, um die Demokratie gewaltſam aufzuheben. 


Marx hielt es in der Tat für möglich, ja für wahrſcheinlich, daß 
in England wie in Amerika das Proletariat auf friedlichem Wege die 
politiſche Macht erobere. Nach dem Schluß des Haager Kongreſſes der 
Internationale von 1872 hielt Marx in einer Volksverſammlung 
in Amſterdam eine Rede, in der er unter anderem ausführte: 


„Der Arbeiter muß eines Tages die politijche Gewalt in der 
Hand haben, um die neue Organiſation der Arbeit zu begründen. Er 
muß die alte Politik umſtürzen, welche die alten Inſtitutionen aufrecht⸗ 
erhält, wenn er nicht, wie die alten Chriſten, die ſolches vernachläſſigt 
und verachtet hatten, auf das »Reich von dieſer Welte verzichten ſoll. 

Aber wir haben nicht behauptet, daß die Wege, um zu dieſem 
Ziele zu gelangen, überall dieſelben ſeien. 

„Wir wiſſen, daß man die Inſtitutionen, die Sitten und das 
Herkommen der verſchiedenen Gegenden berückſichtigen muß, und wir 
leugnen nicht, daß es Länder gibt wie Amerika, England und, wenn 
ich Eure Einrichtungen beſſer kännte, würde ich vielleicht hinzufügen 
Holland, wo die Arbeiter auf friedlichem Weg zu ihrem Ziele gelangen 
können. Doch nicht in allen Ländern iſt dies der Fall.“ s 
Ob ſich die Marxſche Erwartung erfüllt, bleibt abzuwarten. 


Sicher gibt es in den genannten Staaten Schichten der beſitzen⸗ 
den Klaſſen, deren Neigung zu Gewalttätigkeiten gegenüber dem 
Proletariat wächſt. Daneben aber auch andere Schichten, deren Reſpekt 
vor der wachſenden Macht des Proletariats und deren Wunſch, es 
durch Konzeſſionen bei guter Laune zu erhalten, zunimmt. Trotzdem 
der Kriegszuſtand überall für die Zeit ſeiner Dauer die politiſche 
Bewegungsfreiheit der Volksmaſſen ſtark einengt, hat er doch dem 
engliſchen Proletariat eine bedeutende Erweiterung des Wahlrechtes 
gebracht. Es läßt ſich heute noch gar nicht abſehen, wie die Demokratie 
in den verſchiedenen Staaten die Formen der Eroberung der politi⸗ 
ſchen Macht durch das Proletariat beeinfluſſen und inwieweit ſie 
bewirken wird, daß dabei von hüben und drüben gewalttätige 
Methoden vermieden und bloß friedliche angewendet werden. Auf 
keinen Fall wird das Beſtehen der Demokratie dabei belanglos ſein. 
In einer demokratiſchen Republik, in der die Volksrechte ſeit Jahr⸗ 
zehnten, vielleicht Jahrhunderten ſeſtgewurzelt find, Rechte, die das 
Volk durch Revolutionen eroberte und behauptete oder erweiterte, 
wobei es auch die herrſchenden Klaſſen zum Reſpekt vor der Volks⸗ 
maſſe erzog, in einem ſolchen Gemeinweſen werden die Formen des 
Ueberganges ſicher andere ſein als in einem Staat, in dem eine 
Militärdeſpotie bisher unumſchränkt über die ſtärkſten Machtmittel 
gegenüber der Volksmaſſe verfügte und gewöhnt iſt, ſie dadurch im 
Zaume zu halten. 

Doch mit dem Einfluß der Demokratie auf die Formen des 
Ueberganges zum proletariſchen Regime iſt ihre Bedeutung für uns 
in der vorſozialiſtiſchen Zeit nicht erſchöpft. Am wichtigſten wird ſie 
für uns in dieſem Zeitraum durch ihren Einfluß auf die Reifung 
des Proletariats. 


3. Demokratie und Reife des Proletariats. 


Der Sozialismus erheiſcht beſondere hiſtoriſche Bedingungen, 
die ihn möglich und notwendig machen. Das iſt wohl allgemein an⸗ 
erkannt. Jedoch beſteht keineswegs Einigkeit unter uns in Bezug auf 
die Frage, welches die Bedingungen, die erfüllt ſein müſſen, damit 
ein moderner Sozialismus möglich werde, wann ein Land reif ſei 
für den Sozialismus. Dieſe Uneinigkeit in einer ſo wichtigen Frage 

iſt nicht erhebend, immerhin hat die Notwendigkeit, uns jetzt mit dem 
Problem zu beſchäftigen, etwas Erfreuliches. Denn dieſe Notwendig⸗ 
keit rührt daher, daß der Sozialismus für die meiſten von uns auf⸗ 
gehört hat, etwas zu ſein, was ſie erſt nach Jahrhunderten erwarten, 


wie uns noch bei Kriegsbeginn fo mancher Umlerner derjicherte, Der 
Sozialismus iſt als praktiſche Frage auf die Tagesordnung der 
Gegenwart geſetzt. 5 

Welches ſind nun die Vorbedingungen der Durchführung des 
Sozialismus? 

Jedes bewußte menſchliche Handeln ſetzt einen Willen voraus. 
Der Wille zum Sozialismus iſt die erſte Bedingung ſeiner Durch— 
führung. Dieſer Wille wird geſchaffen durch den Großbetrieb. Wo 
der Kleinbetrieb in der Geſellſchaft überwiegt, da beſteht die Maſſe 
der Bevölkerung aus den Beſitzern der Betriebe. Die Zahl der Beſitz⸗ 
loſen iſt gering. Wer beſitzlos iſt, der ſieht ſein Ideal in der Erlangung 
eines kleinen Beſitzes. Dieſer Wunſch kann unter Umſtänden revolu- 
tionäre Formen annehmen, aber die ſoziale Revolution wird da keine 
ſozialiſtiſche ſein; ſie will bloß die vorhandenen Güter neu verteilen 
in einer Weiſe, daß ein jeder ein Beſitzender wird. Der Kleinbetrieb 
erzeugt ſtets den Willen zur Erhaltung oder Gewinnung des Privat- 
eigentums an den Produktionsmitteln, mit denen man arbeitet, nicht 
den Willen zum geſellſchaftlichen Eigentum, zum Sozialismus. 

Dieſer Wille erſteht in den Maſſen erſt dort, wo der Großbetrieb 
ſchon ſehr entwickelt iſt und wo ſeine Ueberlegenheit über den Klein⸗ 
betrieb außer Frage ſteht, wo die Auflöſung des Großbetriebes ein 
Rückſchritt, ja unmöglich wäre, wo die Arbeiter der Großbetriebe zum 
Eigentum an den Produktionsmitteln nur in geſellſchaftlicher Form 
gelangen können, wo die Kleinbetriebe, ſoweit ſie ſich erhalten, immer 
mehr verkümmern, ſo daß deren Beſitzer aus ihnen keinen Wohlſtand 
mehr ziehen. So erwächſt der Wille zum Sozialismus. 

Gleichzeitig erſteht aber mit dem Großbetrieb auch die materielle 
Möglichkeit ſeiner Durchführung. Je größer die Zahl der Be— 
triebe im Land und je größer die Unabhängigkeit der einzelnen von- 
einander, deſto ſchwerer iſt es, ſie geſellſchaftlich zu organiſieren. Die 
Schwierigkeit ſchwindet in dem Maße, in dem die Zahl der Betriebe 
ſich mindert und die Beziehungen zwiſchen ihnen immer regelmäßiger 
und feſter werden. Endlich muß aber neben dem Willen und der 
materiellen Grundlage, gewiſſermaßen dem Rohſtoff des Sozialis— 
mus, auch noch die Kraft vorhanden fein, die ihn verwirklicht. Die- 
jenigen, die den Sozialismus wollen, müſſen ſtark werden, ſtärker als 
diejenigen, die ihn nicht wollen. 

Auch dieſer Faktor wird durch die Entwicklung des Grop- 
betriebes geſchaffen. Dieſer heißt Vermehrung der Zahl der Prole- 
tarier, derjenigen, die ein Intereſſe am Sozialismus haben, Vermin- 
derung der Zahl der Kapitaliſten. Das heißt relative Verminderung 
im Verhältnis zur Zahl der Proletarier. Im Verhältnis zu den nicht- 
proletariſchen Zwiſchenſchichten, Kleinbauern und Kleinbürgern mag 
die Zahl der Kapitaliſten eine Zeitlang wachſen. Aber am raſcheſten 
im Staate wächſt das Proletariat. > 

Alle diefe Faktoren entſpringen direkt aus der ökonomiſchen 
Entwicklung. Sie kommen nicht von ſelbſt, ohne menſchliches Zutun, 
aber fie kommen von ſelbſt, ohne proletariſches Zutun, 
einzig durch das Wirken der Kapitaliſten, die ein Intereſſe am 
Wachſen ihrer Großbetriebe haben. Dieſe Entwicklung iſt in erſter 
Linie eine ſtädtiſche und induſtrielle. Die agrariſche bietet nur einen 
ſchwachen Nachhall von ihr. Von den Städten, von der Induſtrie, nicht 
aber von der Landwirtſchaft wird der Sozialismus ausgehen. Damit 


er aber verwirklicht wird, ift noch ein vierter Faktor notwendig neben 
den ſchon erwähnten: das Proletariat muß nicht nur ein Intereſſe 
am Sozialismus haben es muß nicht bloß feine materiellen Bedin- 
gungen vorfinden und die Kraft haben, ſich ihrer zu bemächtigen, es 
muß auch die Fähigkeit haben, ſie feſtzuhalten und richtig anzu⸗ 
wenden. Nur dann ijt der Sozialismus als dauernde Produktions- 
weiſe zu verwirklichen. 

Zu der Reife der Verhältniſſe, der nötigen Höhe der 
induſtriellen Entwicklung muß alſo auch die Reife des Prole- 
tariats hinzutreten,-ſoll der Sozialismus möglich werden. Dieſer 
Faktor wird aber nicht durch die induſtrielle Entwicklung, durch das 
Wirken des kapitaliſtiſchen Strebens nach Profit, ohne Zutun des 
Proletariats geſchaffen. Er muß von dieſem im Gegenſatz zum 
Kapital errungen werden. 

Unter der Herrſchaft des Kleinbetriebes verfallen die Beſitzloſen 
in zwei Schichten: für die einen, Handwerksgeſellen oder jüngeren 
Bauernſöhne iſt die Beſitzloſigkeit nur ein Uebergangsſtadium. Sie 
erwarten, eines Tages Beſitzende zu werden, haben ein Intereſſe am 
Privateigentum. Was ſonſt noch an Beſitzloſen vorhanden iſt, bildet 
das Lumpenproletariat, eine für die Geſellſchaft überflüſſige, ja 
läſtige Schicht von Schmarotzern ohne Bildung, ohne Selbſtbewußt⸗ 
ſein, ohne Zuſammenhalt. Sie ſind wohl gewillt, wo ſie können, Be⸗ 
ſitzende zu expropriieren, aber weder gewillt, noch imſtande, eine neue 
Wirtſchaftsform aufzubauen. 

Die kapitaliſtiſche Produktionsweiſe bemächtigt ſich dieſer Be⸗ 
ſitzloſen, deren Scharen in den Anfängen des Kapilalismus maſſenhaft 
anſchwellen. Aus überflüſſigen, ja ſchädlichen Schmarotzern verwandelt 
er fie in die unentbehrlichſten ökonomiſchen Grundlagen der Produk- 
tion und damit der Geſellſchaft. Er vergrößert damit ebenſo wie durch 
die Vermehrung ihrer Zahl ihre Kraft, aber er beläßt ſie in ihrer 
Unwiſſenheit, Roheit, Unfähigkeit. Er ſucht ſogar die geſamte 
arbeitende Klaſſe auf ihr Niveau herabzudrücken. Ja durch Ueber 
arbeit, Eintönigkeit und Geiſtloſigkeit der Arbeit, Arbeit von Frauen 
und Kindern drückt er die arbeitenden Klaſſen ‘oft noch unter das 
geiſtige Niveau des früheren Lumpenproletariers herab. Die Ber- 
elendung des Proletariats nimmt da in erſchreckendem Maße zu. 

Aus ihr erwuchs der erſte Anſtoß zum Sozialismus als Streben. 
dem zunehmenden Maſſenelend ein Ende zu bereiten. Dieſes Elend 
ſchien aber auch das Proletariat für immer unfähig zu machen, fics 
ſelbſt zu befreien. Bürgerliches Mitleid ſollte es retten, ſollte ihm der 
Sozialismus bringen. 

Bald zeigte ſich, daß von dieſem Mitleid nichts zu erwarten ſei 
Eine ausreichende Kraft, den Sozialismus durchzuführen, konnte man 
nur von jenen erwarten, die ein Intereſſe an ihm hatten, den Prole⸗ 
tariern. Aber waren die nicht hoffnungslos verkommen? Immerhin 
nicht alle. Noch gab es einzelne Schichten, die ſich Kraft und Mu: zum 
Kampf gegen das Elend bewahrt hatten. Dieſe kleine Schar ſollte 
leiſten, was die Utopiſten nicht vermocht, ſollte durch einen Handſtreich 
die Staatsmacht erobern und durch ſie dem Proletariat den Sozialis⸗ 
mus bringen. Dies die Auffaſſung Blanquis und Weitlings. Die 
Proletarier, die zu unwiſſend und verkommen waren, ſich ſelbſt zu 
organijieren und zu verwalten, ſollten durch eine aus ihrer Elite ge- 
bildete Regierung organiſiert und verwaltet werden, von oben herab, 
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etwa wie die Jeſuiten in Paraguay die Indianer organifiert und ber- 
waltet hatten, 

Weitling erwartete die Diktatur eines einzelnen, der an der 
Spitze einer ſiegreichen Revolutionsarmee den Sozialismus durch— 
führen werde. Er nannte ihn einen Meſſias: 

Einen neuen Meſſias ſehe ich mit dem Schwerte kommen, 
um die Lehre des erſten zu verwirklichen. 
Er wird durch ſeinen Mut an die Spitze der revolutionären 

Armee geſtellt werden, wird mit ihr den morſchen Bau der alten 

gejellichaftlichen Ordnung zertrümmern, die Tränenquellen in 

das Meer der Vergeſſenheit leiten und die Erde in ein Paradies 
verwandeln.“ (Aus: „Garantien der Harmonie und Freiheit.“ 

3. Auflage, 1849, S. 312.) 

Eine großartige, begeiſternde Erwartung. Sie beruht aber 
einzig auf der Zuverſicht, die revolutionäre Armee werde den richtigen 
Mann ſchon finden. Wenn man aber dieſen Meſſiasglauben nicht 
hegte, wenn man zu der Ueberzeugung gelangte, daß nur das Prole- 
tariat ſich ſelbſt befreien könne, daß der Sozialismus verurteilt ſei, 
eine Utopie zu bleiben, ſo lange das Proletariat nicht die Fähigkeiten 
der Selbſtverwaltung in allen Organiſationen, deren es ſich -be- 
mächtigt, aljo auch im Staat erlangt hat — wurde da nicht die Mus- 
ſichtsloſigkeit des Sozialismus proklamiert, angeſichts der Ber- 
elendung des Proletariats durch den Kapitalismus? So ſchien es. 
Doch Praxis und Theorie zeigten bald einen Ausweg. In England 
wurde zuerſt das induſtrielle Proletariat eine Maſſenerſcheinung, 
1 fand es aber auch einige Anſätze demokratiſcher Rechte, einige 

Möglichkeiten der Organiſation und der Propaganda, und die Bour- 
geoiſie rief es in ihren Kämpfen mit dem Adel ums Wahlrecht ſelbſt 
auf, ich zu rühren. 

In den Gewerkſchaften und den Chartiſten erſtanden die An⸗ 
fänge der Arbeiterbewegung, des Widerſtandes des Proletariats gegen 
die Verelendung und die Rechtloſigkeit, begannen ſeine Streiks, ſeine 
großen Kämpfe ums Wahlrecht und den Normalarbeitstag. 

Marx und Engels erkannten frühzeitig die Bedeutung dieſer 
Bewegung. Nicht die „Verelendungstheorie“ kennzeichnet Marx und 
Engels. Die hatten ſie mit allen Sozialiſten gemein. Sie erhoben ſich 
über dieſe, indem ſie nicht nur' die kapitaliſtiſche Tendenz der Ver⸗ 
elendung erkannten, ſondern auch die proletariſche Gegentendenz, und 
in dieſer, im Klaſſenkampf, den großen Faktor erkannten, der 
das Proletariat erheben und mit den Fähigkeiten ausrüſten ſolle, 
deren es bedarf, ſoll es nicht nur gelegentlich einmal die politiſche 
Macht an ſich reißen, was ein Zufallserfolg fein kann, ſondern auch 
imſtande ſein, die Macht zu behaupten und zu benutzen. Der prole- 
tariſche Klaſſenkampf, als Kampf von Maſſen, fekt aber die Demo" 
fratie voraus. Wenn auch nicht gerade die „unbedingte“ und „reine 
Demokratie“, ſo doch ſoviel von Demokratie als notwendig iſt, Maſſen 
zu organiſieren und regelmäßig aufzuklären. Das kann niemals aus⸗ 
reichend auf geheimem Wege geſchehen. Einzelne Flugblätter können 
eine ausgedehnte Tagespreſſe nicht erſetzen. Geheim laſſen ſich 
Maſſen nicht organiſieren, und vor allem, kann eine geheime Organi- 
ſation nicht eine demokratiſche icin. Sie führt ſtets zur Diktatur eines 
einzelnen oder einer kleinen Zahl leitender Köpfe. Die gewöhnlichen 
Mitglieder können da nur ausführende Werkzeuge ſein. Ein der— 
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artiger Zuſtand wird bei völligem Fehlen der Demokratie für unter⸗ 
drückte Schichten nolwendig gemacht, jedoch die Selbſtverwaltung und 
Selbſtändigkeit der Maſſen wird dabei nicht gefördert, wohl aber 
das Meſſiasbewußtſein der Leiter, ihre diktatoriſchen Gewohnheiten. 

Derſelbe Weitling, der ſo ſehr die Meſſiasrolle hervorhob, er 
iprad höchſt wegwerfend von der Demokratie: 

„Die Kommuniſten ſind noch ziemlich unentſchieden über 
die Wahl ihrer Regierungsform. Ein großer Teil derſelben in 
Frankreich neigt ſich der Diktatur hin, weil ſie wohl wiſſen, daß 
die Volksherrſchaft, ſo wie ſie die Republikaner oder vielmehr 
die Politiker verſtehen, nicht geeignet ift, für die Uebergang3= 
periode aus einer alten zu einer neuen, vollkommenen Organi⸗ 
ſation. Cabet hat trotzdem das Prinzip der Volksherrſchaft den 
Republikanern abgeborgt, weiß jedoch ſehr klug demſelben 
während der Uebergangsperiode eine faſt unmerkliche Diktatur 
anzuhängen. Owen endlich, der Chef der engliſchen Kommuniſten, 
will, daß jedes Mannesalter ſein beſtimmtes Amt zu verrichten 
habe, und alſo die höchſten Leiter der Verwaltung auch zugleich 
die älteſten Mitglieder derſelben find. Alle Sozialiſten — mit 
Ausnahme der Fourieriſten, denen jede Regierungsform gleich 
iſt — ſind darüber einverſtanden, daß die Regierungsform, 
welche man Volksherrſchaft nennt, ein ſehr untauglicher, ja ſelbſt 
gefährlicher Notanker für das junge, erſt zu verwirklichende 
Prinzip der Gemeinſchaft ſei.“ (Garantien ꝛc. S. 147.) 

Wieitling geht noch weiter. Er will von Demokratie auch in der 
ſozialiſtiſchen Geſellſchaft nichts wiſſen: 

„Wenn der Begriff »Volksherrſchaft« paſſend fein fol, 
ſo müſſen auch alle herrſchen; dies kann aber niemals der 
Fall ſein, darum iſt es auch keine Herrſchaft des Volkes, ſondern 
die zufällige Herrſchaft einiger im Volke.“ (S. 148.) 

Weitling will, daß das größte Genie regiere. Dieſes jol durch 
Löſung von Preisaufgaben vor wiſſenſchaftlichen Verſammlungen er- 
kannt werden. Ich habe Weitling ausführlicher zitiert, damit man 
ſieht, daß die Verachtung der Demokratie, die uns jetzt als neueſte 
Weisheit präſentiert wird, recht alten Datums iſt und einem ganz 
primitiven Zuſtand der Arbeiterbewegung entſpringt. Zu derſelben 
Zeit, zu der Weitling das allgemeine Wahlrecht und die Preßfreiheit 
verächtlich abies, kämpften die Arbeiter Englands um dieſe Rechte, 
und Marx und Engels ſtellten ſich auf ihre Seite. - 

Seitdem hat die Arbeiterklaſſe ganz Europas in zahlreichen, oft 
blutigen Kämpfen ein Stück Demokratie nach dem anderen erobert. 
Und im Ringen um Gewinnung, Behauptung, Erweiterung der— 
Demokratie ſowie in ſteter Ausnützung jedes bißchens Demokratie zur 
Organiſation, zur Propaganda, zur Erzwingung ſozialer Reformen 
hat das Proletariat von Jahr zu Jahr an Reife gewonnen, iſt es 
aus der tiefſtſtehenden zur höchſtſtehenden Schicht der Volksmaſſen 
geworden. i 

Hat es dadurch ſchon die Reife erlangt, die der Sozialismus er- 
heiſcht? Und ſind auch deſſen ſonſtige Bedingungen ſchon gegeben? 
Dieſe Frage wird heute ſehr umſtritten, von den einen ebenſo 
entſchieden bejaht. wie von den anderen verneint. Beides erſcheint mir 
etwas voreilig. Die Reife zum Sozialismus ijt nicht etwas, was fih 
ſtatiſtiſch feſtſtellen und berechnen läßt, ehe wir ſo weit ſind, pratti 
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die Probe aufs Exempel zu machen. Auf jeden Fall tut man unrecht, 
bei der Erörterung der Frage die materiellen Vorbedingungen des 
Sozialismus zu ſehr in den Vordergrund zu ſchieben, wie das ſo 
häufig geſchieht. Gewiß, ohne eine gewiſſe Höhe des Großbetriebs ift 
kein Sozialismus möglich, aber wenn man behauptet, der Sozialismus 
werde erſt dann durchführbor, wenn der Kapitalismus nicht mehr 
imſtande ſei, ſich weiter zu entwickeln, ſo fehlt jeder Beweis dafür, 
warum dem ſo ſein muß. Richtig iſt nur, daß der Sozialismus um ſo 
leichter durchführbar wird, je mehr der Großbetrieb entwickelt iſt, 
alſo je weniger Betriebe geſellſchaftlich zu organiſieren ſind. Doch 
gilt das nur für das Problem vom Standpunkt eines beſtimmten 
Staates aus geſehen. Der Vereinfachung des Problems in dieſem 
Rahmen wirkt jedoch entgegen, daß mit dem Wachstum des Groß⸗ 
betriebs das Wachstum ſeines Marktes, die Zunahme der inter- 
nationalen Arbeitsteilung und des internationalen Verkehrs und 
damit ſtete Erweiterung und Komplizierung des Problems der geſell— 
ſchaftlichen Organiſierung der Produktion Hand in Hand geht. Es 
liegt indes kein Grund vor, anzunehmen, daß in den modernen 
Induſtrieſtaaten mit ihrem Bankweſen und ihren Unternehmer— 
organiſationen eine Organiſierung des größten Teils der Produktion 
von Geſellſchaftswegen durch Staat, Gemeinde, Konſumgenoſſen— 
ſchaften nicht heute ſchon möglich ſein ſollte. ; 

Entſcheidend ijt nicht mehr der materielle, ſondern der perjóne 
liche Faktor: Iſt das Proletariat ſtark und intelligent genug, dieſe 
geſellſchaftliche Regelung ſelbſt in die Hand zu nehmen? Das heißt, 
beſitzt es die Kraft und die Fähigkeit, die Demokratie aus der 
Politik in die Oekonomie zu übertragen? Das läßt ſich mit Beſtimmt— 
heit nicht: vorausſagen, das ijt auch ein Faktor, der in verſchiedenen 
Staaten ſehr verſchieden entwickelt iſt und der im gleichen Lande zu 
verſchiedenen Zeiten ſehr ſchwanken kann. Denn ausreichende Kraft 
und Fähigkeit ſind relative Begriffe. Dasſelbe Ausmaß von Kraft 
kann heute unzureichend ſein, wenn die Gegner ſtark ſind, und 
morgen völlig ausreichen, wenn dieſe einen moraliſchen oder 
ökonomiſchen oder militäriſchen Zuſammenbruch erleiden. 

Und ebenſo kann dasſelbe Ausmaß von Fähigkeiten heute ver— 
fagen, wenn man in einer höchſtverwickelten Situation ans Ruder 
kommt, und es konn morgen allen Anforderungen gewachſen ſein, 
wenn inzwiſchen klarere, einfachere oder materiell beſſer fundierte 
Verhältniſſe eingetreten ſind. Nur die Praxis kann in jedem Fall 
zeigen, ob das Proletariat ſchon wirklich reif iſt zum Sozialismus. 
Mit Beſtimmheit läßt ſich nur folgendes ſagen: Das Proletariat 
nimmt unaufhörlich zu an Zahl, Kraft und Intelligenz, es nähert ſich 
immer mehr dem Zeitpunkt ſeiner Reife. Wohl läßt ſich nicht von 
vornherein ermeſſen, wann dieſer Zeitpunkt erreicht iſt. Es läßt 
ſich nicht beſtimmt ſagen, er ſei ſchon da, wenn das Proletariat die 
Mehrheit im Volke bildet und dieſes in ſeiner Mehrheit den Willen 
zum Sozialismus bekundet. Dagegen kann man allerdings mit Be- 
ſtimmtheit annehmen, ein Volk ſei zum Sozialismus noch nicht reif, 
ſolange die Mehrheit der Volksmaſſe dem Sozialismus feindlich gegen- 
überſteht, von ihm nichts wiſſen will. 

So iſt es auch hier wieder die Demokratie, die nicht nur die 
Reife des Proletariats am eheſten herbeiführt, ſondern auch am eheſten 
erkennen läßt, wann ſie eingetreten iſt. 
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4, Die Wirkungen der Demokratie. 


Der moderne Staat iſt ein ſtramm zentraliſierter Organismus, 
eine Organiſation, die die größte Macht innerhalb der modernen 
Geſellſchaft bildet und das Schickſal jedes einzelnen in der ein- 
greifendſten Weiſe beeinflußt, was am rieſenhafteſten zutage tritt im 
Falle eines Krieges. Da bekommt jeder zu fühlen, wie ſehr ſeine 
Exiſtenz von der Politit der Staatsgewalt beſtimmt wird. 

Was ehedem für den einzelnen die Gentilgenoſſenſchaft, dann 
die Gemeinde geweſen, das wird nun der Staat. Waren aber jene 
Gemeinſchaften in ihrer Anlage demokratiſch organiſiert, ſo erhebt 
fih dagegen die moderne Staatsgewalt, Bürokratie und Armee, über 
der Bevölkerung, ja ſie gewinnt ſolche Kraft, daß ſie zeitweiſe ſogar 
über die geſellſchaftlich und ökonomiſch herrſchenden Klaſſen politiſch 
hinauswächſt und eine abſolute Regierung bildet. 

Doch dieſer Zuſtand dauert nirgends an. Die abſolute Herrſchaft 
der Bürokratie führt zu ihrer Verknöcherung und zum Verſinken in 
endloſen zeitraubenden Formalismus. Und das gerade in der Zeit, 
in der der induſtrielle Kapitalismus erwächſt, die revolutionärſte 
Produktionsweiſe. die es gibt, die alle ökonomiſchen und geſellſchaft⸗ 
lichen Bedingungen einem ſteten Wechſel unterwirft, dem Gefchafts- 
leben ein raſches Tempo verleiht und raſcheſte Entſchlüſſe heiſcht. 

Dabei führt die abſolute Herrſchaft der Bürokratie zur Willkür 
und Beſtechlichkeit; ein en geſellſchaftlicher Produktion wie das 
kapitaliſtiſche, in dem jeder Produzent von zahlreichen anderen ab- 
hängig iſt bedarf aber zu ſeinem Gedeihen der Sicherheit und der 
Geſetzlichkeit der geſellſchaftlichen Beziehungen. 

Der abfolute Staat geriet daher in immer größeren Wider- 
ſpruch mit den F wurde eine Feſſel für ſie. 
Es wurde dringend notwendig, die Organe der Staatsgewalt der 
öffentlichen Kritik zu unterwerfen, neben die ſtaatliche Organiſation 
freie Organiſationen der Staatsbürger zu ſetzen, die Selbſtverwaltung 
der Gemeinden und Provinzen herzuſtellen, dem bürokratiſchen 
Apparat die Macht der Geſetzgebung zu nehmen und ihn der Kontrolle 
einer von der Bevölkerung freigewählten zentralen Verſammlung, 
eines Parlaments zu unterwerfen. 

Die Kontrolle der Regierung iſt die wichtigſte Aufgabe des 
Parlaments, darin iſt es durch keine andere Inſtitution erſetzbar. Es 
iſt denkbar, wenn auch praktiſch kaum möglich, der Bürokratie die 
Geſetzgebung in der Weiſe aus der Hand zu nehmen, daß die Geſetze 
durch Kommiſſionen von Fachleuten ausgearbeitet und dann dem 
Volke zur Entſcheidung vorgelegt werden. Aber auch die eingefleiſch— 
teſten Verfechter der direkten Geſetzgebung durchs Volk ſprechen nicht 
von einer direkten Kontrolle der Regierung durch das Volk. Die 
Tätigkeit der den Staatsorganismus leitenden zentralen Körperſchaft 
kann nur durch eine andere zentrale Organiſation überwacht werden, 
nicht durch eine unorganiſierte formloſe Maſſe wie das Volk. 

Die hier dargelegten Beſtrebungen zur Ueberwindung der ab- 
ſoluten Macht der Staatsgewalt ſind allen Klaſſen eines modernen 
Staates eigen, mit Ausnahme derjenigen, die an dieſer Macht teil- 
haben. Alſo allen, mit Ausnahme der Bürokraten, Offiziere, des Hof- 
adels und der Soft irche, ſowie der großen Bankiers, die mit dem 
Staate lukrative Geldgeſchäfte machen. Vor dem vereinten Drängen 
der anderen Klaſſen, darunter auch des Landadels, der niederen Geiſt— 
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lichkeit, der induſtriellen Kapitaliſten, mußte das abſolute Regime 
weichen. Es mußte mehr oder weniger Preßfreiheit, Verſammlungs- 

freiheit, Organiſationsfreiheit und ein Parlament gewähren. Dieſe 
Entwicklung hat ſich in allen Staaten Europas ſiegreich durchgeſetzt. 

Aber dabei wollte jede Klaſſe der neuen Staatsform eine Ge— 
ſtaltung geben, die ihren beſonderen Intereſſen am meiſten zuſtatten 
kam. Dieſes Streben trat beſonders zutage in den Kämpfen um 
die Geſtaltung des Parlaments, das heißt in den Kämpfen une 
Wahlrecht. 

Die Parole der unteren Klaſſen, des „Volkes“, wurde das 
allgemeine Wahlrecht. Nicht nur die Lohnarbeiter, ſondern auch die 
Kleinbauern und Kleinbürger haben ein Intereſſe an dieſem Wahl- 
recht. Dieſe Klaſſen zuſammen bilden überall unter allen 
Umſtänden die große Mehrheit der Bevölkerung. Ob die Proletarier 
in ihr überwiegen, hängt von der Höhe der ökonomiſchen Entwicklung 
ab. Keineswegs aber hängt es von dieſer ab, ob in der Bevölkerung 
die arbeitenden Klaſſen überhaupt überwiegen. Die Ausbeuter bildeten 
ſtets nur eine kleine Minderheit der Bevölkerung. 

Dem Anſturm dieſer Maſſen kann ſich auf die Dauer kein 
modernes Staatsweſen entziehen, dazu kommt, daß jedes andere Wahl- 
recht als das allgemeine, in der heutigen Geſellſchaft zu Abſurditäten 
führt. In der kapitaliſtiſchen Geſellſchaft mit ihrem ſteten Wechſel der 
Verhältniſſe können die Klaſſen nicht zu feſtgefügten Ständen 
erſtarren. Alle ſozialen Verhältniſſe ſind in ſtetem Fluß. Ein 
ſtändiſches Wahlrecht wird ſchon dadurch ausgeſchloſſen. Eine Klaſſe 
aber, die nicht als Stand organiſiert wird, bildet eine formloſe, 
fließende Maſſe, die genau abzugrenzen ganz unmöglich iſt. Eine 
Klaſſe iſt eine ökonomiſche Kategorie, keine juriſtiſche, die Klaſſen⸗ 
zugehörigkeit ſelbſt eine ſtets wechſelnde. Gar mancher Kleinhand— 
werker, der bei vorherrſchendem Kleinbetrieb ſich als Beſitzender fühlen 
wird, empfindet bei vorherrſchendem Großbetrieb als Proletarier, 
wird zu einem wirklichen P er wenn ihn auch die Statiſtik zu 
den beſitzenden und ſelöſtät ndigen Unternehmern zählen mag. Es gibt 
auch kein Zenſuswahlrecht, das den Beſitzenden ein dauerndes 
Monopol auf das Parlament verleihen würde. Jede Periode der Geld— 
entwertung kann es über den Haufen werfen. Ein Bildungszenſus. 
endlich wird immer mehr gegenſtandslos durch die Fortſchritte der 
Volksbildung. 

So wirken die verſchiedenſten Faktoren zuſammen, um das 
allgemeine, gleiche Wahlrecht als das einzige rationelle in der heutigen 
Geſellſchaft erſcheinen und es immer mehr vordringen zu laſſen. 

Vor allem ift es das einzig rationelle vom Standpunkt des. 
Proletariats als unterſter Klaſſe der Bevölkerung, deſſen wirkſamſte 
Waffe ſeine Zahl iſt, das ſich erſt dann befreien kann, wenn es auch zur 
zahlreichſten Klaſſe der Bevölkerung geworden iſt, wenn die 
kapitaliſtiſche Geſellſchaft ſoweit entwickelt ift, daß nicht mehr Bauern 
und Kleinbürger in den arbeitenden Klaſſen überwiegen. 

Aber das Proletariat hat auch ein Intereſſe daran, daß das 
Wahlrecht nicht nur ein allgemeines und gleiches, ſondern ein unter: 
ſchiedsloſes iſt, daß nicht etwa Frauen und Männer oder Lohnarbeiter 
und Beſitzende in verſchiedenen Kurien wählen. Jede derartige Teilung. 
bringt nicht bloß die Gefahr mit ſich, daß einzelne Schichten, die ihrer 
ganzen fogialen Lage nach zum Proletariat gehören, aber formell, 
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keine Lohnarbeiter find, von ihm abgetrennt werden, fie erzeugt auch 
die noch viel größere Gefahr, den Sinn des Proletariats zu ver⸗ 
engern. Seine große hiſtoriſche Aufgabe entſpringt daraus, daß das 
geſellſchaftliche Geſamtintereſſe zuſammenfällt mit ſeinem dauernden 
Klaſſenintereſſe, was nicht immer gleichbedeutend iſt mit ſeinen augen⸗ 
blicklichen Sonderintereſſen. 

Es gehört zur Reife des Proletariats, das fein Klaſſenbewußt⸗ 
ſein auf die höchſte Stufe erhoben iſt durch ſein Verſtändnis der großen 
geſellſchaftlichen Zuſammenhänge und Ziele, ein Verſtändnis, das 
nur der wiſſenſchaftliche Sozialismus zu völliger Klarheit erhebt, 
das aber nicht nur durch ſeine Theorie, ſondern auch durch ſeine 
Praxis gefördert und verbreitet wird, wenn der Proletarier in die 
Politik mit dem Hinblick auf die Geſamtheit eingreift und nicht 
bloß im Hinblick auf ſeine beſonderen Intereſſen. Jede Beſchränkung 
auf die beruflichen Intereſſen verengert den Sinn; dies bildet eine 
der Schattenſeiten des Nurgewerkerſchaftertums, hier liegt die Ueber- 
legenheit der ſozialdemokratiſchen Parteiorganiſation. Hier liegt auch 
die Ueberlegenheit eines unterſchiedsloſen gegenüber einem Wahlrecht, 
das die Wähler nach Kategorien einteilt. 

In den Kämpfen um die hier erwähnten politiſchen Rechte 
erſteht die moderne Demokratie, reift das Proletariat. Damit erſteht 
aber auch ein neuer Faktor: der Schutz der Minoritäten, der 
Oppoſition im Staate. Die Demokratie bedeutet Herrſchaft der 
Majorität. Sie bedeutet aber nicht minder Schutz der Minderheit. 

Die abſolute Herrſchaft der Bürokratie richtet ſich auf ewige 
Dauer ein. Die gewaltſame Unterdrückung jeder Oppoſition iſt ihr 
Lebensprinzip. Faſt überall konnte ſie nur dadurch beſeitigt werden, 
daß ihre Gewalt gewaltſam gebrochen wurde. 

Anders ſteht es in der Demokratie. Sie bedeutet, wie ſchon 
geſagt, Herrſchaft der Majorität. Aber Majoritäten wechſeln. In der 
Demokratie kann ſich kein Regime auf ſtändige Dauer einrichten. 

Schon die Machtverhältniſſe der Klaſſen find nicht etwas Be- 
ſtändiges, am allerwenigſten im kapitaliſtiſchen Zeitalter. Aber noch 
raſcher als die Macht der Klaſſen wechſelt die Macht der 
Parteien. Und dieſe ſind es, die in der Demokratie um die 
Herrſchaft ringen. à 

Auch hier darf man nicht vergeſſen, was jo oft geſchieht, daß 
die Vereinfachungen der Abſtraktion der Theorie wohl unentbehrlich 
ſind, die Wirklichkeit klar erkennen zu laſſen, daß ſie aber nur 
„in letzter Linie“ gelten und zwiſchen ihnen und der Wirklichkeit viele 
Zwiſchenglieder beſtehen. 

Eine Klaſſe kann herrſchen, aber nicht regieren, denn eine 
Klaſſe ift eine formloſe Maſſe, regieren kann jedoch nur eine Organi⸗ 
ſation. Die politiſchen Parteien ſind es, die in der Demokratie 
regieren. Eine Partei iſt aber nicht gleichbedeutend mit einer Klaſſe, 
obwohl jede in erſter Linie ein Klaſſenintereſſe vertritt. Ein und 
dasſelbe Klaſſenintereſſe kann man in febr verſchiedener Weiſe ver⸗ 
treten durch verſchiedene taktiſche Methoden. Je nach deren Ver⸗ 
ſchiedenheit ſpalten ſich die Vertreter desſelben Klaſſenintereſſes in 
verſchiedene Parteien. Vor allem werden dabei entſcheiden die Fragen 
nach der Stellung zu anderen Klaſſen und Parteien. Nur ſelten ver⸗ 
fügt eine Klaſſe über ſoviel Kraft, daß ſie allein den Staat 
beherrſchen kann. Kommt eine Klaſſe ans Ruder und vermag ſie ſich 
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aus eigener Kraft nicht zu behaupten, dann ſucht ſie daher einen 
Verbündeten. Sind für ſie verſchiedene Verbündete möglich, ſo werden 
in den Vertretern des herrſchenden Klaſſenintereſſes verſchiedene 
Meinungen und Parteiungen entſtehen. 

So vertraten in England während des 18. Jahrhunderts Whigs 
und Tories das gleiche Grundbeſitzerintereſſe. Doch jene ſuchten es 
zu fördern durch Vereinigung mit den ſtädtiſchen Bourgeois auf 
Koſten der Krone und ihrer Machtmittel, diefe dagegen glaubten das 
Königtum ſei der ſtärkſte Hort ihrer Intereſſen. Ebenſo vertreten 
heute in England und auch anderswo Konſervative und Liberale das 
gleiche kapitaliſtiſche Intereſſe. Doch die einen glauben, es werde am 
beſten gewahrt im Bunde mit dem Grundbeſitz durch gewaltſame 
Niederhaltung der Arbeiterklaſſe. Die anderen fürchten von dieſer 
Politik ſchlimme Konſequenzen und ſuchen die Arbeiterklaſſe durch 
kleine Konzeſſionen, vor allem auf Koſten des Grundbeſitzes, ruhig 
zu erhalten. a 

Aehnlich wie mit den ökonomiſch und ſozial herrſchenden Klaſſen 
und ihren Parteien geht es mit den aufſtrebenden Klaſſen und ihren 
Parteien. 

Partei und Klaſſe brauchen alſo nicht zuſammenfallen. Eine 
Klaſſe kann ſich in verſchiedene Parteien ſpalten, eine Partei aus 
Angehörigen verſchiedener Klaſſen beſtehen. Eine Klaſſe kann herrſchend 
bleiben und doch ein Wechſel der regierenden Partei eintreten, wenn 
die Mehrheit der herrſchenden Klaſſe meint, die Methode der bisher 
ieee Partei fei unzulänglich und die ihrer Konkurrentin zweck— 
mäßiger. 

Viel raſcher als die Herrſchaft der Klaſſen wechſelt daher in 
einer Demokratie die Regierung der Parteien. 

Keine iſt unter dieſen Umſtänden ſicher, am Ruder zu bleiben, 
jede muß mit der Möglichkeit rechnen, zur Minorität zu werden, 
aber keine iſt von vornherein durch die Natur des Staates — wenn 
er eine wirkliche Demokratie iſt — verurteilt, es dauernd zu bleiben. 

Aus dieſen Verhältniſſen erwächſt in einer Demokratie ein 
Schutz der Minoritäten, der um ſo wirkſamer wird und dem Wunſch 
jeder Partei, ſich mit allen Mitteln an der Macht zu erhalten, um ſo 
erfolgreicher widerſteht, je tiefer gewurzelt die Demokratie iſt, je 

länger ſie dauert und die politiſchen Sitten beeinflußt. 

Welche Bedeutung der Schutz der Minoritäten für die Anfänge 
der ſozialiſtiſchen Parteien hat, die überall als ſehr kleine Minoritäten 
beginnen, und wie ſehr er den Reifungsprozeß des Proletariats be— 
einflußt, iſt klar. In ſeinen eigenen Reihen wird der Schutz der 
Minoritäten ſehr wichtig. Jede neue Lehre, ſei ſie theoretiſcher, ſei ſie 
taktiſcher Natur, wird bei ihrem Aufkommen nur von Minderheiten 
vertreten. Unterdrückt man dieſe gewaltſam, ſtatt mit ihnen zu 
diskutieren, jo erſpart ſich die Mehrheit viel Mühe und Unbequemlich- 
keit. Sie kann auch unter Umſtänden manche überflüſſige Arbeit 
dadurch ſparen, denn nicht jede Lehre bedeutet deswegen, weil ſie neu 
iſt und nur von der Minderheit vertreten wird, auch ſchon einen 
Fortſchritt. Das meiſte von dem, was als neuer Gedanke auftritt, iſt 
ſchon lange vorher geäußert und durch Diskuſſion oder Praxis als 
unhaltbar erkannt worden. Nur die Unwiſſenheit bringt den alten 
Kram immer wieder von neuem vor. Wieder andere Gedanken ſind 
originell, aber dabei völlig verkehrt. Doch ſo wenige auch von neuen 
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Gedanken und Ideen einen wirklichen Fortſchritt darſtellen mögen, 
ſo iſt doch jede Weiterentwicklung nur durch neue Ideen möglich, die 
zunächſt nur als Ideen von Minderheiten auftreten. Jede Unter- 
drückung aller Ideen der Minderheiten in der Partei bedeutet daher 
eine Schädigung des proletariſchen Klaſſenkampfes und eine Hem— 
mung des Reifungsprozeſſes der Arbeiterklaſſe. Die Welt ſtellt uns 
immer wieder vor neue noch unbekannte Probleme, die mit den her— 
kömmlichen Mitteln nicht zu löſen ſind. 

So mühſam es auch ſein mag, aus dem Wuſt vorgeſchlagener 
Neuerungen das wirklich Wertvolle herauszuleſen, es iſt eine un- 
erläßliche Arbeit, ſoll unſere Bewegung nicht verſteinern, und immer 
mehr zur Höhe ihrer Aufgaben emporwachſen. Und was für die Partei 
gilt, gilt nicht minder für den Staat. Schutz der Minoritäten ift eine 
unerläßliche Bedingung der demokratiſchen Entwicklung, nicht minder 
wichtig, wie die Herrſchaft der Majorität. 

Noch ein Kennzeichen der Demokratie kommt hier in Betracht: 
die Form, die ſie den politiſchen Kämpfen gibt. Ich habe darüber 
ichon 1893 gehandelt in der „Neuen Zeit“ in einem Artikel über 
„einen ſozialdemokratiſchen Katechismus“, ich habe meine Mus- 
führungen dann wiederholt 1909 in meinem „Weg zur Macht!“ 
Einiges daraus ſei hier wiederholt: 

„Die Koalitionsfreiheit, die Preßfreiheit und das allgemeine 

Wahlrecht (unter Umſtänden auch die allgemeine Wehrpflicht) ſtellen 

nicht bloß Waffen dar, die das Proletariat der modernen Staaten vor 

den Klaſſen voraus hat, welche die revolutionären Kämpfe der Vout- 
geoiſie ausfochten; diefe Einrichtungen verbreiten auch über die Macht- 
verhältniſſe der einzelnen Parteien und Klaſſen und über den Geiſt, 
der ſie beſeelt, ein Licht, welches zur Zeit des Abſolutismus fehlte. 

Damals tappten die herrſchenden Klaſſen ebenſo wie die revolutionären 

im dunkeln herum. Da jede Aeußerung einer Oppoſition unmöglich 

gemacht war, konnten weder die Regierungen noch die Revolutionäre 

ihre Kräfte kennen. Jede der beiden Parteien war ebenſo der Gefahr 
ausgeſetzt, ſich zu überſchätzen, ſolange ſie ſich nicht im Kampfe mit 
dem Gegner gemeſſen hatte, wie ſich zu unterſchätzen, ſobald ſie eine 
einzige Niederlage erlitten hatte, und dann die Flinte ins Korn zu 


werfen. Dies iſt wohl einer der wichtigſten Gründe, warum in die 


Zeit der revolutionären Bourgedifie fo biel Putſche fallen, die mit 
einem Schlag niedergeworfen, ſo viele Regierungen, die mit einem 
Schlag geſtürzt wurden, daher die Aufeinanderfolge von Revolution 
und Konter-Revolution. 

Ganz anders heute, wenigſtens in Ländern mit einigermaßen 
demokratiſchen Inſtitutionen. Man hat dieſe Inſtitutionen das Sicher⸗ 
heitsventil der Geſellſchaft genannt. Wenn man damit ſagen will, daß 
das Proletariat in einer Demokratie aufhört, revolutionär zu ſein, daß 
es ſich damit zufrieden gibt, ſeiner Entrüſtung und ſeinen Leiden 
öffentlich Ausdruck zu geben, und doh es auf die politijche und ſoziale 
Revolution verzichtet, dann iſt dieſe Benennung falſch. Die Demokratie 
fann die Klaſſengegenſätze der kapitaliſtiſchen Geſellſchaft nicht beſei⸗ 
tigen, und deren notwendiges Endergebnis, den Umſturz dieſer Ge⸗ 
ſellſchaft, nicht aufhalten. Aber eins kann ſie: ſie kann nicht die Revo⸗ 
lution, aber fie kann manchen verfrühten, ausſichtsloſen Revolutions⸗ 
verſuch verhüten und manche revolutionäre Erhebung überflüſſig 
machen. Sie verſchafft Klarheit über die Kräfteverhältniſſe der ver⸗ 
ſchiedenen Parteien und Klaſſen; ſie beſeitigt nicht deren Gegenſätze 
und verſchiebt nicht deren Endziele, aber fie wirkt dahin, die aujjtre= 
benden Klaſſen zu hindern, daß ſie ſich jeweilen an die Löſung von 
Aufgaben machen, denen fie noch nicht gewachſen find, und fie wirft 
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auch dahin, die herrſchenden Klaſſen davon abzuhalten, Konzeſſionen 
zu verweigern, zu deren Verweigerung ſie nicht mehr die Kraft 
haben. Die Richtung der Entwicklung wird dadurch nicht geändert, 
aber ihr Gang wird ſteter, ruhiger. Das Vordringen des Proletariats 
in den Staaten mit einigermaßen demokratiſchen Inſtitutionen wird 
nicht durch fo auffallende Siege bezeichnet, wie das der Bourgeoiſie 
in ihrer revolutionären Zeit, aber auch nicht durch jo große Nieder- 
lagen. Seit dem Erwachen der modernen ſozialdemokratiſchen Arbeiter⸗ 
bewegung in den Sechzigerjahren hat das europäiſche Proletariat nur 
eine große Niederlage erlebt, in der Pariſer Kommune 1871. Damals 
litt Frankreich noch an den Folgen des Kaiſerreiches, das dem Volke 
wahrhaft demokratiſche Inſtitutionen vorenthalten hatte, das fran⸗ 
zöſiſche Proletariat war erſt zum geringſten Teil zum Selbſtbewußtſein 
gelangt, und der Aufſtand war ihm aufgezwungen worden. 
Die demokratiſch-proletariſche Methode des Kampfes mag lang: 
weiliger erſcheinen als die der Revolutionszeit der Bourgeoiſie; ſie 
ijt ſicher weniger dramatiſch und effektvoll, aber fie erfordert auch weit- 
weniger Opfer. Das mag einem ſchöngeiſtigen Litratentum ſehr gleich— 
gültig ſein, das in Sozialismus macht, um einen intereſſanten Sport 
und intereſſante Stoffe zu finden, nicht aber jenen, die den Kampf 
wirklich zu führen haben. 
Dieſe ſogenannte friedliche Methode des Klaſſenkampfes, die 
ſich auf die unmilitäriſchen Mittel, Parlamentarismus, Streiks, Demon⸗ 
ſtrationen, Preſſe und ähnliche Preſſionsmittel beſchränkt, hat in jedem 
Lande um ſo mehr Ausſicht, beibehalten zu werden, je wirkſamer dort 
die demokratiſchen Inſtitutionen ſind, je größer die politiſche und 
ökonomiſche Einſicht und die Selbſtbeherrſchung der Bevölkerung.“ 
Aus dieſen Gründen erwartete ich, daß die ſoziale Revolution 
des Proletariats ganz andere Formen annehmen werde, als die der, 
Bourgeoiſie, daß die proletariſche Revolution im Gegenſatz zur 
bürgerlichen mit den „friedlichen“ Mitteln ökonomiſcher, geſetz⸗ 
gebender und moraliſcher Art und nicht mit den Mitteln phyſiſcher 
Gewalt überall dort ausgefochten würde, wo die Demokratie ſich ein- 
gewurzelt hat. („Weg zur Macht“, S. 53.) 

Und das iſt heute noch meine Meinung. 


Natürlich hat jede Einrichtung nicht bloß Lichtſeiten, auch an ; 


der Demokratie kann man Schattenſeiten entdecken. 

Wo das Proletariat rechtlos ijt, vermag es wohl keine Mafjen- 
organiſationen zu entwickeln, in normalen Zeiten nicht Maſſenkämpfe 
zu führen; da vermag nur eine Elite todesmutiger Kämpfer in 
dauernde Oppoſition gegen das herrſchende Regime zu treten. Aber 
dieſe Elite wird tagtäglich auf die Notwendigkeit hingewieſen, ja 
förmlich auf ſie draufgeſtoßen, dem geſamten Syſtem ein gründliches 
Ende zu bereiten. Unbeirrt durch kleine Anſprüche des politiſchen 
Alltags wird der Geiſt ausſchließlich auf die größten Probleme hin— 
gelenkt und gelehrt, ſtets die geſamten ſozialen und politiſchen Zu— 
ſammenhänge in Betracht zu ziehen. $ 

Nur eine kleine Schicht des Proletariats tritt da in den Kampf, 
aber ſie iſt erfüllt von höchſtem theoretiſchen Intereſſe und von jener 


Begeiſterung, die nur hohe Ziele erwecken. 


Ganz anders wirkt die Demokratie auf den Proletarier, dem ja 
in der heutigen Produktionsweiſe nur wenige Stunden im Tage zu 
freier Verwendung zu Gebote ſtehen. Die Demokratie entwickelt 
Maſſenorganiſationen mit maſſenhafter Verwaltungsarbeit; ſie ruft 
die Staatsbürger auf zur Diskutierung und Erledigung zahlreicher 
Fragen des Alltags, oft der kleinlichſten Art. Immer mehr wird die 
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ganze freie Zeit des Proletariers von der „Kleinarbeit“ in Anſpruch 
genommen, beſchäftigen ihn immer mehr kleine Augenblickserfolge. 
: Im engen Kreiſe aber verengert ſich der Sinn. Verſtändnisloſigkeit S 
| für die Theorie, ja ſchließlich deren Mißachtung, Opportunismus an 


Stelle großer Grundſätze nehmen da immer mehr überhand. Konnten 
daher Marx und Engels den theoretiſchen Sinn der deutſchen Arbeiter 
gegenüber denen Weſteuropas und Amerikas preiſen, ſo würden ſie 
heute die gleiche Ueberlegenheit an theoretiſchem Intereſſe bei den 
ruſſiſchen Arbeitern gegenüber den deutſchen finden. 
Und dennoch kämpfen überall die klaſſenbewußten Proletarier 
í und ihre Vertreter fiir die Erringung der Demofratie, Haben viele 
von ihnen ihr Herzblut dafür geopfert. 5 ox 
Sie wiſſen eben, ohne die Demokratie geht es nicht. Die 
erhebenden Wirkungen des Kampfes gegen den Deſpotismus bleiben 
auf eine Elite beſchränkt, ergreifen nicht die ganze Maſſe. Auf der 
> ś anderen Seite aber darf man die verphiliſternden Wirkungen der 
Demokratie auf den Proletarier nicht übertreiben. Einmal ſind ſie 
eine Folge des Mangels an freier Zeit, unter dem das Proletariat 
leidet, nicht der Demokratie an ſich. Es wäre ja ſonderbar, wenn der 
Beſitz der Freiheit den Menſchen notwendig kleinlicher und beſchränkter 
machen müßte als die Unfreiheit. Je mehr die Demokratie dahin 
wirkt, daß die Arbeitszeit verkürzt wird, deſto größer der Betrag an 5 
R freier Zeit, über die der Arbeiter verfügt, deſto mehr vermag er bon 3 
ar. ihr neben der unerläßlichen Kleinarbeit der Beſchäftigung mit größeren 
2 umfaſſenderen Problemen zu widmen. 
Und die Anregung dazu bleibt nicht aus. Denn was immer 
die Demokratie leiſten kann, die Gegenſätze, die aus der kapitaliſtiſchen 
Produktionsweiſe entſpringen, vermag ſie allein nicht zu bewältigen, 
ſolange ſie dieſe Produktionsweiſe nicht überwindet. Im Gegenteil, 
die Gegenſätze in der kapitaliſtiſchen Geſellſchaft wachſen, erzeugen 
immer wieder große Konflikte, ſtellen die Proletarier immer wieder 
vor große Probleme, die ihren Geiſt über den Alltag erheben. In der 
Demokratie bleibt dieſe Erhebung aber dann nicht mehr die bloße 
Erhebung einer Elite, ſondern ſie wird zu einer Erhebung der Volks⸗ 
maſſe ſelbſt, die ſich gleichzeitig in alltäglicher Praxis zur Selbſtver⸗ 
waltung geſchult hat. 2 
In der Demokratie denkt und jpricht das Proletariat nicht un⸗ 
unterbrochen bloß von der Revolution, wie unter dem Deſpotismus. 
Es kann Jahre, ja ganze Jahrzehnte lang in bloßer Kleinarbeit auf- 
gehen, doch ſchließlich müſſen überall immer wieder Situationen auf- 
treten, die revolutionäres Denken und Streben in ihm entzünden. 
Wo das aber in einer Demokratie Aktionen hervorruft, da iſt 
die Wahrſcheinlichkeit weit größer als in einer Deſpotie, daß es 
nicht vorzeitig geſchieht, nicht im vergeblichen Anſturm, und daß 4 
der Sieg, wenn er einmal errungen wird, nicht wieder verlorengeht, 
ſondern erfolgreich A wird. Und das iſt ſchließlich wichtiger 
we die bloße nerverkitzelnde Senſation eines neuen Revolutions⸗ 
ramas. 
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5. Die Diftatur. 

Die Demokratie bildet die unerläßliche Grundlage für den 
Aufbau einer ſozialiſtiſchen Produktionsweiſe. Und nur unter den 
Wirkungen der Demokratie erlangt das Proletariat jene Reife, derer 
3* 


es bedarf, um den Sozialismus durchführen zu können. Die Demo- 
kratie endlich bietet den ſicherſten Gradmeſſer für ſeine Reife. Zwiſchen 
beiden Stadien, der Vorbereitung für den Sozialismus und den: 
durchgeführten Sozialismus, die beide der Demokratie bedürfen, ſteht 
jedoch ein drittes Stadium, ſteht das des Ueberganges, nachdem das 
Proletariat die politiſche Macht erobert, den Sozialismus aber 
ökonomisch noch nicht durchgeführt hat. In dieſem Zwiſchenſtadium 
ſoll die Demokratie nicht nur nicht notwendig, ſondern ſchädlich ſein. 

Dieſe Auffaſſung iſt nicht neu. Wir haben ſie ſchon als die 
Weitlings kennengelernt. Aber ſie ſtützt ſich auf ein Wort von Karl 
Marx. In ſeinem Brief zur Kritik des Gothaer Parteiprogramms, 
die er im Mai 1875 ſchrieb, (abgedruckt in der „Neuen Zeit“, IX. I., 
S. 502 ff.) heißt es (S. 573): 

„Zwiſchen der kapitaliſtiſchen und der kommuniſtiſchen 
Geſellſchaft liegt die Periode der revolutionären Umwandlung 
der einen in die andere. Der entſpricht auch eine politiſche 
Uebergangsperiode, deren Staat nichts anderes ſein kann als die 
revolutionäre Diktatur des Proletariats.“ 


Marx hat es leider unterlaſſen, näher anzuführen, wie er ſich 
dieſe Diktatur vorſtellt. Buchſtäblich genommen bedeutet das Wort 
die Aufhebung der Demokratie. Aber freilich buchſtäblich genommen 
bedeutet es auch die Alleinherrſchaft eines einzelnen, der an keinerlei 
Geſetze gebunden iſt. Eine Alleinherrſchaft, die ſich von einem 
Deſpotismus dadurch unterſcheidet, daß fie nicht als ſtändige Staats- 
einrichtung, ſondern als eine vorübergehende Notſtandsmaßregel 
gedacht iſt. 

Der Ausdruck „Diktatur des Proletariats“, alſo Diktatur nicht 
eines einzelnen, ſondern einer Klaſſe, ſchließt bereits aus, daß Marr 
hiebei an eine Diktatur im buchſtäblichen Sinne des Ausdrucks 
gedacht hat. d 

Er ſprach hier nicht von einer Regierungsform, ſondern 
einem Zuſtande, der notwendigerweiſe überall eintreten müſſe, 
wo das Proletariat die politiſche Macht erobert hat. Daß er hier keine 
Regierungsform im Auge hatte, wird ſchon dadurch bezeugt, daß er 
der Anſicht war, in England und Amerika könne ſich der Uebergang 
friedlich, alſo auf demokratiſchem Wege vollziehen. 

. Wohl fichert die Demokratie noch nicht den friedlichen Uebergang. 
Sicher aber iſt dieſer ohne Demokratie nicht möglich. 

Doch um zu erfahren, was Marx über die Diktatur des Pro- 
letariats dachte, dazu brauchen wir gar kein Rätſelraten. Wenn 
Marx 1875 nicht mehr ausführte, was er unter der Diktatur des 
Proletariats verſtehe, ſo geſchah es wohl deshalb, weil er ſich wenige 
71871 vorher in ſeiner Schrift über den „Bürgerkrieg in Frankreich“ 
(1871) darüber geäußert hatte. Dort erklärte er: 

„Die Kommune war weſentlich eine Regierung der Arbeiter— 
klaſſe, das Reſultat des Kampfes der hervorbringenden gegen die an- 
eignende Klaſſe, die endlich entdeckte politiſche Form, unter der die 
ökonomiſche Befreiung der Arbeit ſich vollziehen konnte.“ 

Alſo die Pariſer Kommune war, wie das Engels in feiner Ein- 
leitung zur dritten Auflage der Marxſchen Schrift ausdrücklich feft- 
ſtellt, „die Diktatur des Proletariats“. 3 

Sie war aber gleichzeitig nicht die Aufhebung der Demokratie, 
ſondern beruhte auf ihrer weiteſtgehenden Anwendung auf der Grund- 
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lage des allgemeinen Stimmrechts. Die Regierungsgewalt ſollte dem 
allgemeinen Stimmrecht unterworſen werden. 

„Die Kommune bildete ſich aus den durch allgemeines 
Stimmrecht in den verſchiedenen Bezirken von Paris gewählten 
Stadträten... . Das allgemeine Stimmrecht follte dem in 
Kommunen konſtituierten Volke dienen, wie das individuelle Stimm⸗ 
recht 1.408 anderen Arbeitgeber dazu dient, Arbeiter ꝛc. auszuſuchen 
u. |. w.“ (S. 46, 47.) 

Immer sie ſpricht hier Marx vom allgemeinen Stimmrecht 
des geſamten Volkes, nicht vom Wahlrecht einer beſonderen privile- 
gierten Klaſſe. Die Diktatur des Proletariats war ihm ein Zuftand, 
der bei überwiegendem Proletariat aus der reinen Demokratie nog 
wendig hervorgeht. 

Auf Marx dürfen ſich alſo diejenigen nicht berufen, die für Bie 
Diktatur im Gegenſatz zur Demokratie eintreten. Natürlich iſt damit 
noch nicht bewieſen, daß ſie unrecht haben. Nur müſſen ſie ſich nach 
anderen Beweisgründen umſehen. 

Bei Unterſuchung der Frage muß man ſich hüten, die Diktatur 
als Zuſtand mit der Diktatur als Regierungsform zu 
verwechſeln. Nur das Anſtreben der letzteren ift eine ſtrittige Frage 
in unſeren Reihen. Die Diktatur als Regierungsform iſt gleich⸗ 
bedeutend mit der Entrechtung der Oppoſition. Ihr wird das Wahl- 
recht genommen, die Preß- und Vereinsfreiheit. Die Frage iſt die, 
ob das ſiegreiche Proletariat dieſer Maßregeln bedarf, ob mit ihrer 
Hilfe am beſten oder gar nur durch ſie der Sozialismus erreichbar iſt. 

Da iſt zunächſt zu bemerken, daß wir, wenn wir von der Diktatur 
als Regierungsform ſprechen, nicht von der Diktatur einer Klaſſe 
ſprechen können. Denn eine Klaſſe kann, wie wir ſchon bemerkten, nur 
herrſchen, nicht regieren. Will man unter der Diktatur alſo nicht einen 
bloßen Zuſtand der Herrſchaft verſtehen, ſondern eine beſtimmte 
Regierungsform, dann darf, man nur don der Diktatur 
entiweder eines einzelnen oder einer Organiſation ſprechen, alſo nicht 
vom Proletariat, ſondern von einer proletariſchen Partei. Da 
kompliziert ſich aber ſofort das Problem, ſobald das Proletariat ſelbſt 
in verſchiedene Parteien zerfällt. Die Diktatur einer dieſer Parteien 
iſt dann keineswegs mehr die Diktatur des Proletariats, ſondern die 
Diktatur eines Teils des Proletariats über einen anderen Teil. Die 
Situation kompliziert ſich noch mehr, wenn die ſozialiſtiſchen Parteien 
geſpalten ſind, wegen ihrer Spaltung gegenüber nichtproletariſchen 
Schichten, wenn etwa die eine Partei ans Ruder kommt durch ein 
Bündnis zwiſchen ſtädtiſchen Proletariern und Bauern. Dann wird 
die Diktatur des Proletariats nicht bloß zu einer Diktatur von 
Proletariern über Proletarier, ſondern auch von Proletariern und 
Bauern über Proletarier Die Diktatur des Preletariats nimmt da 
recht ſonderbare Formen an. 

Aus welchen Gründen ſoll nun die Herrſchaft des Proletariats 
eine Form annehmen und annehmen müſſen, die unvereinbar iſt mit 
der Demokratie? Wer ſich auf das Marxſche Wort von der Diktatur 
des Proletariats beruft, darf nicht vergeſſen, daß dabei nicht von 
einem Zuſtand die Rede iſt, der unter beſonderen Umſtänden eintreten 
kann, ſondern von einem, der unter allen Umſtänden eintreten muß. 

Nun darf man wohl annehmen, daß das Proletariat in der 
age. nur dort zur Herrſchaft kommen wird, wo es die Mehrheit der 
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Bevölkerung darſtellt oder doch wenigſtens hinter fich hat. Die Waffe 
des Proletariats in ſeinen politiſchen Kämpfen iſt neben ſeiner 
ökonomiſchen Unentbehrlichkeit ſeine Maſſenhaftigkeit. Nur dort, 
wo es die Maſſen, die Mehrheit der Bevölkerung hinter ſich hat, darf 
es erwarten, über die Machtmittel der herrſchenden Klaſſen zu ob- 
ſiegen. Das nahmen auch Marx und Engels an. Darum erklärten fie un 
Kommuniſtiſchen Manifeſt: 
„Alle bisherigen Bewegungen waren Bewegungen von Mino— 
ritäten, aber im Intereſſe von Minoritäten. Die proletariſche Bewe- 

gung iſt die ſelbſtändige Bewegung der ungeheuren Mehrzahl im 

Intereſſe der ungeheuren Mehrzahl.“ 

Das traf auch zu für die Pariſer Kommune. Die erſte Sache des 
neuen revolutionären Regimes war die Befragung des allgemeinen 
Stimmrechtes. Die Wahl, in größter Freiheit vorgenommen, ergab 
faſt in allen Bezirken von Paris ſtarke Majoritäten für die Kommune. 
Es wurden 65 Revolutionäre gewählt, gegen 21 Oppoſitionelle, davon 


15 direkte Reaktionäre und 6 radikale Republikaner gambettiſtiſcher . 


Art. Unter den 65 Revolutionären waren alle damaligen Richtungen 
des franzöſiſchen Sozialismus vertreten. So ſehr ſie ſich bekämpften, 
ſie übten keine Diktatur gegeneinander aus. 

Ein Regime, das ſo ſehr in den Maſſen wurzelt, hat nicht die 
mindeſte Veranlaſſung, die Demokratie anzutaſten. Es wird ſich nicht 
immer von Gewalttätigkeiten freihalten können, in Fällen, wenn 
Gewaltat geübt wird, um die Demokratie zu unterdrücken. Der Gewalt 
kann man nur mit Gewalt begegnen. 

Aber ein Regime, das die Maſſen hinter ſich weiß, wird die 
Gewalt nur anwenden, um die Demokratie zu ſchützen, und nicht, 
um ſie aufzuheben. Es würde geradezu Selbſtmord üben, wollte 
es ſeine ſicherſte Grundlage beſeitigen, das allgemeine Stimmrecht, 
eine ſtarke Quelle gewaltiger moraliſcher Autorität. 

Die Diktatur als Aufhebung der Demokratie konnte alſo nur in 
Ausnahmefällen in Frage kommen, wenn ein außerordentliches Zu- 
ſammentreffen günſtiger Umſtände es einer proletariſchen Partei ge- 
ſtattet, die politiſche Macht an ſich zu reißen, obwohl ſie die Mehrheit 
der Bevölkerung nicht für ſich oder gar entſchieden gegen ſich hat. 

In einem Volke, das feit Jahrzehnten politiſch geſchult ift und 
in dem Parteien feſte Geſtalt angenommen haben, iſt ein derartiger 
Zufallsſieg ſchwer möglich. Er allein deutet ſchon auf recht rückſtändige 
Verhältniſſe hin. Wenn ſich in einem ſolchen Falle das allgemeine 
Stimmrecht gegen die ſozialiſtiſche Regierung ausſpricht: ſoll dieſe 
nun das tun, was wir bisher von jeder Regierung verlangt haben, ſich 
dem Ausſpruch des Volkes beugen, mit dem feſten Willen, auf der 
Grundlage der Demokratie den Kampf um die Staatsmacht weiterzu⸗ 
führen, oder ſoll ſie, um ſich zu behaupten, die Demokratie umſtoßen? 

Wodurch kann eine Diktatur ſich gegen den Willen der Volks⸗ 
mehrheit am Ruder erhalten? 

Zwei Wege kommen fiir fie in Betracht: der des Jeſuitis⸗ 
mus oder der des Bonapartismus. 

Wir haben ſchon auf den Jeſuitenſtaat in Paraguay hingewieſen. 
Das Mittel, wodurch die Jeſuiten dort ihre Diktatur behaupteten, war 
ihre koloſſale geiſtige Ueberlegenheit über die von ihnen organiſierten 
Ureinwohner, die ohne ſie völlig hilflos waren. 
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Kann in einem europäiſchen Staat eine ſozialiſtiſche Partei eine 
derartige Ueberlegenheit erlangen? Das iſt völlig ausgeſchloſſen. 
Wohl wächſt das Proletariat geiſtig in ſeinem Klaſſenkampf über die 
anderen arbeitenden Klaſſen, Kleinbürger und Kleinbauern empor, 
aber nicht ohne daß auch dieſe gleichzeitig an politiſchem Intereſſe und 
Verſtändnis zunehmen. Der Abſtand zwiſchen dieſen verſchiedenen 
Klaſſen wird nie ein überwältigender. 

Neben den Klaſſen der Handarbeit wächſt aber auch eine Schicht 
von Intellektuellen, die immer zahlreicher wird, immer unentbehr- 
licher für den Produktionsprozeß, deren Beruf in der Erwerbung von 
Wiſſen, in der Uebung und Entwicklung von Intelligenz beſteht. 

Dieſe Schicht nimmt eine Mittelſtellung zwiſchen Proletariat 
und Kapitaliſtenklaſſe ein, ſie iſt nicht direkt am Kapitalismus inter⸗ 
eſſiert, ſteht jedoch dem Proletariat mißtrauiſch gegenüber, ſo lange 
fie es nicht für reif hält, feine Geſchicke ſelbſt in die Hand zu nehmen. 
Selbſt ſolche Mitglieder der gebildeten Klaſſen, die für die Befreiung 
des Proletariats aufs wärmſte eintreten, wie zum Beiſpiel die 
utopijchen Sozialiſten, verhalten fic) in den Anfängen des Klaſſen⸗ 
kampfes ablehnend zur Arbeiterbewegung. Das ändert ſich erſt, wenn 
das Proletariat in ſeinem Kampfe wachſende Reife bekundet. Das 
Zutrauen, das die für den Sozialismus eintretenden Intellektuellen 
zum Proletariat gewinnen, ift nicht zu verwechſeln mit dem Zutrauen, 
das ſeit dem 4. Auguſt 1914 die Liberalen und Zentrumsleute, ja die 
Regierungen ſelbſt in Deutſchland zu den Regierungsſozialiſten ge- 
wonnen haben. Das Vertrauen erſterer Art entſpringt der Ueber⸗ 
zeugung, daß das Proletariat die Kraft und Fähigkeit erlangt habe, 
ſich ſelbſt zu befreien. Das Vertrauen der zweiten Art kam auf mit der 
Ueberzeugung, die betreffenden Sozialiſten nähmen den Befreiungs- 
kampf des Proletariats nicht mehr ernſt. 

Ganz ohne oder gar gegen die Intellektuellen iſt eine ſozialiſti⸗ 
ſche Produktion nicht einzurichten. Unter Verhältniſſen, in denen die 
Mehrheit der Bevölkerung einer proletariſchen Partei mißtrauiſch oder 
ablehnend gegenüberſteht, wird das gleiche erſt recht von der Maſſe 
der Intellektuellen gelten. Da wird die ſiegreiche proletariſche Partei 
dem Reſt der Bevölkerung nicht nur nicht intellektuell weit überlegen 
ſein, ſie wird darin ſogar hinter ihren Gegnern zurückſtehen, auch 
wenn in ſozialen Dingen im allgemeinen ihr theoretiſcher Standpunkt 
ein höherer fein ſollte. 

Der Weg von Paraguay iſt alſo in Europa nicht gangbar. So 
bleibt nur der andere Weg übrig, den Napoleon I. am 18. Brumaire 
1799 und fein Neffe, der dritte Napoleon am 2. Dezember 1852 ein- 
ſchlugen: der des Regierens mit Hilfe der Ueberlegenheit einer 
zentralifterten Organiſation über die unorganiſierte Volksmaſſe und 
der Ueberlegenheit militäriſcher Gewalt, die daher rührt, daß der 
bewaffneten Macht der Regierung entweder nur eine waffenloſe oder 
eine des Kampfes der Waffen müde Volksmaſſe gegenüberſteht. 

Kann auf dieſer Grundlage eine ſozialiſtiſche Produktionsweiſe 
aufgebaut werden? Dieſe Produktionsweiſe bedeutet die Organi⸗ 
ſierung der Produktion durch die Geſellſchaft. Sie erheiſcht die ökono⸗ 
miſche Selbſtverwaltung durch die ganze Volksmaſſe. Staatliche Organi⸗ 
ſierung der Produktion durch eine Bürokratie oder durch die Diktatur 
einer einzelnen Volksſchicht bedeutet nicht Sozialismus. Er bedarf 
organiſatoriſcher Schulung breiter Volksmaſſen, ſetzt zahlreiche freie 
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Organiſationen ökonomiſcher wie politijcher Art voraus und bedarf 
vollſter Organiſationsfreiheit. Die ſozialiſtiſche Organiſation der 
Arbeit ſoll keine Kaſernenorganiſation ſein. 

Die Diktatur einer Minderheit, die dem Volke vollſte Organi- 
ſationsfreiheit gewähren wollte, würde damit ihre eigene Macht 
untergraben. Suchte ſie ſich dagegen zu behaupten durch Unterbindung 
dieſer Freiheit, dann hemmte ſie die Entwicklung zum Sozialismus, 

| ftatt fie zu fördern. 
i ; Ihre kraftvollſte Stütze findet die Diktatur einer Minderheit 
| ſtets in einer ergebenen Armee. Aber je mehr fie die Gewalt der 
| Waffen an Stelle der Majorität jest, deſto mehr drängt fie auch jede 
Oppoſition dahin, ihr Heil im Appell an die Bajonette und Fäuſte zu 
ſuchen, ſtatt im Apell an die Wahlſtimmen, der ihr verſagt iſt; dann 
wird der Bürgerkrieg die Form der Austragung politiſcher und 
ſozialer Gegenſätze. Wo nicht vollſtändige politiſche und ſoziale 
| Apathie oder Mutloſigkeit herrſcht, wird die Diktatur einer Minder- 
| heit ſtets von gewaltſamen Putſchen oder einem jtändigen Guerilla- 
krieg bedroht, die leicht zu langwierigen bewaffneten Erhebungen 
größerer Maſſen anwachſen, deren Bekämpfung alle militäriſchen 
Kräfte der Diktatur in Anſpruch nimmt. Dieſe kommt dann aus dem 
Bürgerkrieg nicht mehr heraus, iſt in ſteter Gefahr, durch ihn geſtürzt 
zu werden. 

Für den Aufbau der ſozialiſtiſchen Geſellſchaft gibt es aber kein 
größeres Hindernis wie den inneren Krieg. In dem heutigen 
Stadium weitgehender geographiſcher Arbeitsteilung iſt der indu⸗ 
~ ſtrielle Großbetrieb überall auf das ſtärkſte abhängig von der Sicher⸗ 
Sr heit des Verkehrs ſowie von der Sicherheit der Verträge. Schon ein 

äußerer Krieg würde den ſozialiſtiſchen Aufbau aufs äußerſte ſtören, 
. ſelbſt dann, wenn der Feind nicht ins Land eindränge. Mit Recht haben 
| die ruſſiſchen Sozialiſten aller Richtungen in der jetzigen ruſſiſchen 
z Revolution die Notwendigkeit des Friedens für den geſellſchaftlichen 
Wiederaufbau betont. Noch weit verderblicher für die geſellſchaftliche 
Wirtſchaft als ein äußerer Krieg wird ein Bürgerkrieg, der ſich not⸗ 
wendigerweiſe im Innern des Landes abſpielt und der es ebenſo ver- 
wüſtet und lahmlegt wie eine feindliche Invaſion, der dabei jedoch 
3 viel qraujamer ift. í 
: Im Kampf der Staaten gegeneinander handelt es fic) in der 
Regel nur um einen Gewinn oder eine Einbuße von Macht der einen 
oder der anderen Regierung, nicht gleich um deren ganze Exiſtenz. 
8 Nach dem Krieg aber wollen und follen die verſchiedenen kriegführen⸗ 
"SR den Regierungen und Völker in Frieden, wenn auch nicht immer in 
k Freundſchaft leben. 
z Ganz anders ſtehen die Parteien im Bürgerkrieg zueinander. 
B Die führen nicht den Krieg, um der Gegenſeite einige Konzeſſionen 
| i zu entreigen, und dann mit ihr in Frieden zu leben. Und im Bürger- 
| krieg geht es auch nicht jo zu wie in der Demokratie, in der die 
| Minderheiten gejchiigt find, jo daß jede Partei, die in die Minderheit 


\ gerät und auf die Regierung verzichten muß, damit keineswegs auf 
$- ihre politijche Tätigkeit verzichtet oder dieſe auch nur einzuſchränken 
braucht; und in der jeder Partei, die in die Minderheit gerät, ſtets 
das Recht bleibt, nach der Mehrheit zu trachten und ſich dadurch der 
Regierung zu bemächtigen. : ; 
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Im Bürgerkrieg kämpft jede Partei um ihre Exiſtenz, drohr 
dem Unterliegenden völlige Vernichtung. Dieſes Bewußtſein macht 
Bürgerkriege leicht ſo grauſam. Namentlich eine Minderheit, die ſich 
nur durch militäriſche Macht am Ruder erhält, neigt dazu, ihre 
Gegner in blutigſter Weiſe niederzuhalten und ſie in wilder 
Schlächterei zu dezimieren, wenn ſie in einem Aufſtande bedroht 
wurde und es ihr gelang, ihn niederzuſchlagen. Die Pariſer Junitage 
von 1848 und die blutige Maiwoche von 1871 haben das mit furcht⸗ 
barer Deutlichkeit gezeigt. 

Ein Syſtem chroniſchen Bürgerkrieges ebenſo wie feine Miter- 
native unter der Diktatur, die völlige Apathie und Mutloſigkeit der 
Maſſen macht den Aufbau eines ſozialiſtiſchen Produktionsſyſtems ſo 
gut wie unmöglich. Und da ſollte die Diktatur einer Minderheit, die 
den Bürgerkrieg oder die Apathie naturnotwendig erzeugt, das 
ſouveräne Mittel fein, den Uebergang vom Kapitalismus zum 
Sozialismus zu bewirken! 

Mancher verwechſelt den Bürgerkrieg mit der ſozialen Mevolu- 
tion, hält ihn für deren Form und iſt geneigt, die im Bürgerkrieg 
unvermeidlichen Gewalttätigkeiten damit zu entſchuldigen, daß ohne 
ſolche eine Revolution nicht möglich ſei. Es ſei immer ſo geweſen in 
jeder Revolution und werde immer ſo ſein. 

Indes gerade wir Sozialdemokraten ſind nicht der Meinung, 
daß das, was immer fo geweſen ift. nun auch immer fo fein miijje. 
Unſere Bilder von der Revolution haben wir uns geformt nach den 
Beiſpielen der bisherigen bürgerlichen Revolutionen. Die 
proletariſche Revolution wird fic) unter ganz anderen Bedin- 
gungen vollziehen als jene. 

Die bürgerlichen Revolutionen brachen aus in Staaten, in 
denen ein Deſpotismus, geſtützt auf ein vom Volke getrenntes Heer, 
alle freien Regungen unterdrückte, wo es keine Freiheit der Preſſe, 
der Verſammlungen, der Vereine, kein allgemeines Wahlrecht gab, 
wahrhafte Volksvertretungen nicht beſtanden. Da nahm der Kampf 
gegen die Regierung notwendig die Form des Bürgerkrieges an. Das! 
heutige Proletariat wird, wenigſtens in Weſteuropa zur volitiſchen 
Macht kommen, in Staaten, in denen feit Jahrzehnten die Demo- 
kratie, wenn auch nicht die „reine“, ſo doch ein gewiſſes Ausmaß von 
Demokratie tiefe Wurzeln gefaßt hat, auch das Militär nicht mehr 
ſo ganz wie ehedem vom Volke losgelöſt iſt. Es bleibt abzuwarten, 
wie ſich unter dieſen Bedingungen die Eroberung der politiſchen Macht 
des Proletariats vollzieht, das dort die Mehrheit des Volkes darſtellt. 
Auf keinen Fall brauchen wir anzunehmen, daß ſich in Weſteuropa die 
Vorgänge der großen franzöſiſchen Revolution wiederholen werden. 
Wenn das heutige Rußland ſoviel Aehnlichkeit mit dem Frankreich 
von 1793 aufweiſt, ſo beweiſt das nur, wie nahe es dem Stadium der 
bürgerlichen Revolution ſteht. 

Man muß unterſcheiden zwiſchen der ſozialen Revolu⸗ 
ky der politiſchen Revolution und dem Bürger 

rieg. , 
à Die ſoziale Revolution ift eine tiefachende Umwandlung 
des ganzen geſellſchaftlichen Gebäudes, herbeigeführt durch die Be- 
gründung einer neuen Produktionsweiſe. Das iſt ein langwieriger 
Prozeß, der jahrzehntelang andauern kann und für deſſen Abſchluß 
feſte Grenzen nicht zu ziehen ſind. Er wird um ſo mehr gelingen, je 
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friedlicher die Formen, in denen er ſich vollzieht. Innerer wie äußerer 
Krieg ſind ſeine Todfeinde. Eingeleitet wird eine jogiale, Revolution 
in der Regel durch eine politiſche Revolution, durch eine plötzliche 
Verſchiebung der Machtverhältniſſe der Klaſſen im Staate, wodurch 
eine bisher von der politiſchen Macht ausgeſchloſſene Klaſſe ſich des 
Regierungsapparates bemächtigt. Die politiſche Revolution iſt ein 
plötzlicher Akt, der ſich ſehr raſch vollziehen und zu ſeinem Abſchluß 
gelangen kann. Seine Formen hängen von der Form des Staates ab, 
in dem er ſich vollzieht. Je mehr die Demokratie herrſcht, nicht bloß 
formal, ſondern tatſächlich in der Kraft der arbeitenden Maſſen ver- 
ankert, um ſo größer die Wahrſcheinlichkeit, daß die politiſche Revolu— 
tion eine friedliche ſein wird. Je mehr ſich dagegen das bisher 
herrſchende Syſtem nicht auf die Mehrheit der Bevölkerung ſtützt, 
ſondern eine Minderheit darſtellt, die ſich nur durch militäriſche 
Machtmittel am Ruder hält, um ſo größer die Wahrſcheinlichkeit, 
daß die politiſche Revolution die Form eines Bürgerkrieges annimmt. 

Doch auch in letzterem Falle haben die Verfechter der ſozialen 
Revolution ein dringendes Intereſſe daran, daß der Bürgerkrieg nur 
eine vorübergehende, raſch ſich abſpielende Epiſode bleibt, daß er nur 


dazu dient, die Demokratie herbeizuführen und zu befeſtigen, und daß 


ihrem Wirken die ſoziale Revolution übergeben wird, das heißt, daß 
dieſe augenblicklich nicht weitergeht, als die Mehrheit der Volks smajje 
zu gehen geneigt ift, weil darüber hinaus die ſoziale Revolution, jo 
wünſchenswert die ſofortige Regliſierung ihrer Endziele für weiter— 
ſehende Geiſter wäre, nicht die nötigen Bedingungen fände, Dauerndes 
zu ſchaffen. 

Aber hat nicht die Schreckensherrſchaft der Proletarier und 
Kleinbürger von Paris, alſo die Diktatur einer Minderheit, in der 
großen franzöſiſchen Revolution ungeheure Wirkungen von höchſter 
hiſtoriſcher Bedeutung hervorgerufen? 

Sicher. Doch welcher Art waren ſie? Jene Diktatur war ein 
Kind des Krieges, den die verbündeten Monarchen Europas gegen 
das revolutionäre Frankreich führten. Dieſen Anſturm ſiegreich ab- 
geſchlagen gu haben, das war die hiſtoriſche Leiſtung der Schredens- 
herrſchaft. Sie bewies damit wieder einmal deutlich die alte Wahrheit, 
daß die Diktatur beſſer imſtande iſt, Krieg zu führen als die Demo— 
kratie. Sie bewies aber keineswegs, daß die Diktatur die Methode 
des Proletariats iſt, ſoziale Umgeſtaltungen in ſeinem Sinne durch— 
zuführen und die politiſche Macht zu behaupten. 

An Energie läßt ſich die Schreckensherrſchaft von 1793 nicht über- 
bieten. Trotzdem gelang es den Barijer Proletariern nicht, ſich dadurch 
an der Macht zu halten Die Diktatur wurde eine Methode, durch die 
fih die verſchiedenen Fraktionen der proletariſchen und kleinbürger— 
lichen Politik untereinander bekämpften, und ſchließlich wurde ſie die 
Methode, jeder proletariſchen und kleinbürgerlichen Politik ein Ende 
zu machen. 

Die Diktatur der unteren Schichten ebnet den Weg für die 
Diktatur des Säbels. 

Wollte man nach dem Beiſpiel der bürgerlichen Revolutionen 
ſagen, die Revolution ſei gleichbedeutend mit Bürgerkrieg und 
Diktatur, dann müßte man auch die Konſequenz ziehen und ſagen: 
die Revolution ende notwendigerweiſe in der Herrſchaft eines 
Cromwell oder Napoleon. 


Das ift aber keineswegs der notwendige Ausgang einer prole- 
tariſchen Revolution, dort, wo das Proletariat die Mehrheit der 
Nation bildet und dieſe demokratiſch organiſiert iſt. Und nur dort 
ſind die Bedingungen ſozialiſtiſcher Produktion gegeben. 

Wir können unter der Diktatur des Proletariats nichts anderes 
verſtehen, als ſeine Herrſchaft auf der Grundlage der Demokratie. 


6. Konſtituante und Sowjet. 


Der Gegenſatz zwiſchen Demokratie und Diktatur hat eine hoch 
aktuelle Bedeutung jetzt gewonnen in der ruſſiſchen Revolution. 

Die Sozialiſten Rußlands traten in ſie geſpalten ein. Sie zer⸗ 
fielen in Sozialrevolutionäre und Marxiſten. Die Soziglrevolutionäre 
waren in erſter Linie Vertreter der Bauernſchaft, die in Rußland im 
Gegenſatz zum ganzen übrigen Europa noch ein revolutionärer Faktor x 
war und daher mit dem ſozialiſtiſchen Proletariat Hand in Hand 
gehen konnte. Ihnen gegenüber ſtanden die Marxiſten, die Vertreter 
des induſtriellen Proletariats. Sie verfielen wieder in zwei Rid 
tungen, die Menſchewiki, die annahmen, auf der gegebenen ökonomi⸗ 
ſchen Grundlage Rußlands könne die Revolution nur eine bürgerliche 
ſein, wenn ſie nicht zuſammenfalle mit einer europäiſchen ſozialiſtiſchen 
Revolution, und die Bolſchewiki, die ſtets an die Allmacht des Willens 
und der Gewalt glaubten und nun, ohne Rückſicht auf Rußlands 
Rückſtändigkeit, die Revolution ſofort zu einer ſozialiſtiſchen ge⸗ 
ſtalten wollten. 

Im Laufe der Revolution vertieften ſich die Gegenſätze. Die 
Menſchewiki hielten es für ihre Aufgabe, bis eine fonjtituierende 
Nationalverſammlung eine definitive Regierung gebildet habe, an 
einer proviſoriſchen Koalitionsregierung teilzunehmen. Die Bolſche⸗ 
wiki wollten noch vor dem Zuſammentritt der Konſtituante dieſe 
proviſoriſche Regierung ſtürzen und durch ihre Parteiregierung er- 
ſetzen. Dazu kam ein tiefer Gegenſatz in der Friedensfrage. Die 
Menſchewiki wollten ebenſoſehr den ſofortigen Frieden wie die Bol- 
ſchewiki, ſie wollten ihn beide auf der Baſis von Zimmerwald — keine 
Annexionen und Kontributionen. Beide Richtungen waren in 
Zimmerwald geweſen und die Menſchewiki hatten dort zur Mehrheit 
gehört. Aber die Menſchewiki wollten den allgemeinen Frieden und 
ſie wollten, daß alle Kriegführenden die Parole annehmen: Keine 
Annexionen und Kontributionen. Solange dies nicht erreicht ſei, ſolle > 
die ruſſiſche Armee Gewehr bei Fuß ſchlagfertig bleiben. Die Bolſchee: 
wiki dagegen forderten den ſofortigen Frieden um jeden Preis, ſie = 
waren bereit, wenn es fein müſſe, ihn als Sonderfrieden zu schließen, 
und ſie ſuchten ihn zu erzwingen, indem ſie die ohnehin ſchon große 
Desorganiſation der Armee nach Kräften förderten. 

Sie wurden unterſtützt durch die allgemeine Kriegsmüdigkeit 
großer Maſſen im Heere wie im Volke, ſowie durch die anſcheinende 
Tatloſigkeit der proviſoriſchen Regierung, die wohl an politiſchen 
und ſozialen Reformen weit mehr leiſtete als irgendeine bürgerliche 4 
Regierung im gleichen Zeitraum, aber doch nicht ſoviel, als von einer ~ 
revolutionären Regierung erwartet wurde. Die Wahl der Konſtituante 4 
konnte nicht jo rajh vollzogen werden, als gewünſcht wurde. Aundchjt A 
war der alte Beamtenapparat zu erneuern, demokratiſche Stadt- und 
Landſchaftsvertretungen mußten geſchaffen werden. Auch begegnete 
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die Aufſtellung der Wähſerliſten in dem rieſigen Reiche, deſſen letzte 
Volkszählung 1897 ſtattgefunden hatte, ungeheuren Schwierigkeiten. 
So verſchob ſich die Erwählung der Konſtituante immer wieder. 

Vor allem aber wollte der Frieden nicht kommen. Welche 
Faktoren immer daran ſchuld ſein mochten, die Staatsmänner der 
Entente verſtanden es nicht, wie notwendig es damals für ſie ſelbſt 
war, ihre Bereitſchaft für einen Frieden ohne Annexionen und Kon- 
tributionen zu bekunden. Sie verfolgten eine Politik, durch die dem 


ruſſiſchen Volke die Entente als das Hindernis des Friedens erſchien 


und mit der Entente die mit ihr im Einvernehmen ſtehende provi⸗ 
ſoriſche Regierung. Das war ein Grund, warum ein Teil der Menje- 
wiki, die Internationaliſten, die Loslöſung von der Entente forderte 
und der proviſoriſchen Regierung oppoſitionell entgegentrat. Doch 
gingen ſie nie ſo weit, wie die Bolſchewiki. Dieſe letzteren gewannen 
unter ſolchen Umſtänden an Boden auf Koſten der Menſchewiki und 
der proviſoriſchen Regierung, und es gelang ihnen, dieſe im N ovember 
des vorigen Jahres zu ſtürzen. Ihre propagandiſtiſche Kraft erwies 
fih als jo groß, daß jie imſtande waren, einen Teil der Sogialrevolu- 
tionäre auf ihre Seite zu ziehen. Die linken i 
gingen hinfort mit den Bolſchewiki, in deren Regierung ſie eintraten, 
die rechten ſowie das Zentrum blieben auf ſeiten der Menſchewiki. 
Ihre Kraft zogen die Bolſchewiki aus den großen Erwartungen, 
die ſie rege machten. Sollten ſie ihre Kraft bewahren, mußten ſie 
dieſen Erwartungen gerecht werden. War das möglich? 

Die bolſchewiſtiſche Revolution war aufgebaut auf der Voraus- 
ſetzung, daß ſie den Ausgangspunkt bilde zu einer allgemeinen euro⸗ 
päiſchen Revolution; daß die kühne Initiative Rußlands die Prole- 
tarier ganz Europas aufrufe, ſich zu erheben. 

Unter dieſen Vorausſetzungen war es natürlich gleichgültig, 

welche Formen der ruſſiſche Separatfriede angahm, welche Ver- 
ſtümmelungen und Laſten er dem ruſſiſchen Volke auferlegte, welche 
Auslegung der Selbſtbeſtimmung der Völker er brachte. Dann war 
es auch gleichgültig, ob Rußland wehrfähig war oder nicht. Die 
europäiſche Revolution bildete nach dieſer Aaffaſſung die befte Wehr 
der ruſſiſchen Revolution, ſie mußte allen Völkern auf bisher ruſſiſchem 
Gebiet volle und wahre Selbſtbeſtimmung bringen. 
Eine Revolution in Europa, die dort den Sozialismus brachte 
und befeſtigte, mußte aber auch das Mittel werden, die Hinderniſſe zu 
beſeitigen, die in Rußland der Durchführung ſozialiſtiſcher Produktion 
durch die ökonomiſche Rückſtändigkeit des Landes bereitet wurden. 

Das war alles ſehr logiſch gedacht und wohl begründet, ſobald 
man die Vorausſetzung zugab: daß die ruſſiſche Revolution unfebl- 
bar die europäiſche entfeſſeln müſſe. Was aber dann, wenn es nicht 
dazu kam? 

Die Vorausſetzung iſt bisher nicht eingetroffen. Und nun werden 
die Proletarier Europas ongeklagt, daß ſie die ruſſiſche Revolution 
im Stiche gelaſſen und verraten hätten. Es iſt eine Anklage gegen 
Unbekannte, denn wen will man verantwortlich machen für die 
Haltung deg europäiſchen Proletariats? 

Es iſt ein alter marxiſtiſcher Grundſatz, daß Revolutionen ſich 
nicht machen laſſen können, daß fie aus den Verhältniſſen entipringen. 
Die Verhältniſſe Weſteurovas ſind aber ſo verſchieden von denen 
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Rußlands, daß eine Revolution dort nicht auch ſchon notwendiger- 
weiſe eine hier hervorrufen muß. 

Als 1848 in Frankreich die Revolution ausbrach, ſprang ſie 
ſofort auf das öſtlich davon gelegene Europa über. Sie machte jedoch 
halt an der ruſſiſchen Grenze. Und umgetehrt, als 1905 in Rußland 
die Revolution ihre Feſſeln brach, bewirkte das weſtlich davon einige 
ſtärkere Wahlrechtsbewegungen, jedoch nichts, was man als Revolution 
hätte bezeichnen können. 

Doch dürfte man es den Bolſchewiki nicht allzuſehr verübeln, 
wenn ſie eine europäiſche Revolution erwarteten. Auch andere 
Sozialiſten taten desgleichen und ſicher gehen wir Zuſtänden 
entgegen, die eine große Verſchärfung der Klaſſenkämpfe bringen und 
eine Reihe von Ueberraſchungen herbeiführen können. Und wenn die 
Bolſchewiti bisher mit ihrer Erwartung der Revolution irrten, find nicht 
auch ein Bebel, ein Engels, ein Marx manchmal einem gleichen Irrtum 
unterlegen? Das iſt nicht zu leugnen. Aber dieſe haben nie eine 
Revolution für einen beſtimmten Termin in Ausſicht geſtell: 
und nie ihre Taktik darauf eingerichtet, daß die Exiſtenz der Partei, 
daß der Fortgang des proletariſchen Klaſſentampfes abhängig gemacht 
wurde vom Eintreten der Revolution, daß das Proletariat vor das 
Dilemma geſtellt wurde: Revolution oder Bankrott. 

Wie alle Politiker haben auch ſie mitunter in ihren Erwartungen 
geirrt. Aber nie hat ein derartiger Irrtum es vermocht, ſie auf eine 
falſche Bahn, in eine Sackgaſſe zu locken. 

Unſere bolſchewiſtiſchen Genoſſen hatten alles auf die eine Karte 
der allgemeinen europäiſchen Revolution geſetzt. Als dieſe Karte nicht 
heraustam, waren ſie in eine Bahn gedrängt, die ihnen unlösbare 
Aufgaben ſtellte. Sie ſollten Rußland verteidigen ohne Armee gegen 
mächtige und rückſichtsloſe Feinde. Sie ſollten ein Regime des Wohl- 
ſtandes für alle begründen in einem Zuſtand allgemeiner Auflöſung 
und Verarmung. Je weniger die materiellen und intellektuellen Be— 
dingungen vorhanden waren für alles, was ſie anſtrebten, deſto mehr 
mußten ſie ſich gedrängt fühlen, das Fehlende zu erſetzen durch den 
Zwang nackter Gewalt, durch die Diktatur. Sie mußten das um ſo 
mehr, je mehr in den Volksmaſſen die Oppoſition gegen ſie wuchs. 
So wurde es unvermeidlich, daß ſie die Diktatur an Stelle der 
Demokratie ſetzten. \ 

Wenn die Bolſchewiki fich getäuſcht hatten in ihrer Erwartung, 
ſie brauchten bloß an die Regierung zu kommen, um die europäiſche 


Revolution zu entfeſſeln, ſo nicht minder in der Erwartung, ſie 


brauchten bloß das Staatsruder zu ergreifen und die Mehrheit der 
Bevölkerung würde ſich jubelnd um ſie ſcharen. Wohl hatten ſie als 
Oppoſition unter den durch die Lage Rußlands gegebenen Bedingungen 
eine große propagandiſtiſche Kraft entwickelt, wie wir ſchon bemerkten. 
Zu Beginn der Nevolution noch ein kleines Häuflein, waren ſie 
ſchließlich ſo ſtark geworden, daß ſie die Staatsmacht an ſich riſſen. 
Aber hatten ſie die Maſſe der Bevölkerung hinter ſich? ś : 

Das follte die Konſtituante zeigen, die auch die Volſchewiki, wie 
die anderen Revolutionare verlangt, ja eine Zeitlang ungeſtüm gee 
fordert hatten; die Konſtituante, die nach dem allgemeinen, gleichen, 
direkten und geheimen Wablrecht zu erwählen war. 4 

Unmittelbar nach der Eroberung der Regierung durch die 
Bolſchewiki wurde das neue Regime bejtätigt durch den zweiten all- 
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| ruſſiſchen Kongreß der Sowjets. Allerdings unter dem Widerſpruch 
I einer ſtarken Minderheit „die den Kongreß proteſtierend verließ. Aber 
i auch die Mehrheit lehnte noch nicht den Gedanken der Konſtituante 
19 ab, Der die Sowjetregierung beſtätigende Beſchluß begann mit den 
| Worten: „Zur Regierung des Landes iſt bis zur 
Z Einberufung der konſtituierenden Verſammlung 
| eine proviſoriſche Arbeiter- und Bauernregierung zu bilden, die der 
»Nat der Volkskommiſſäres genannt wird“. 
À Hier wurde aljo noch die fonftituierende Verſammlung als über 
8 dem Rat der Volkskommiſſäre ſtehende Inſtanz anerkannt. 
if Am 3. November wurde von der Regierung die Stadtduma von 
l Petrograd aufgelöſt mit der Begründung, fie ſtehe im Widerſpruch zu 
i den Anſchauungen der Bevölkerung, die ſich in der Revolution vom 
lH 7. Movember und „bei den Wahlen zur Konſtituante“ 
| offenbarten. Die Neuwahlen wurden auf Grund des beſtehenden all- 
gemeinen Stimmrechts ausgeſchrieben. Bald jedoch fand man ein 
| Haar in den Wahlen zur Konftituante. Am 7. Dezember veröffentlichte 
i das 1 lal Exekutivkomitee der Sowjets einen Beſchluß, in dem 
u; es ſagte: 
i y i fag „Wie auch immer die Wahleinrichtung einer aus gewählten 
{ Vertretern beſtehenden Körperſchaft geartet fein mag, als wahrhaft 
demokratiſch und als tatſächlich den Willen des Volkes darſtellend 
fann diefe nur angejehen werden, wenn das Einſpruchsrecht der 
fr Wähler gegen ihre Abgeordneten anerkannt und angewendet wird. 
il Dieſer Grundſatz der wahrhaften Demokratie gilt, wie für alle Repre⸗ 
JĄ ſentativkörperſchaften, jo auch für Die fonjtituierende Ver 
ſammlung . ... Der Kongreß der Räte der Arbeiter-, Soldaten⸗ 
z und Gaucrndeputierten, der auf paritätiſcher Grundlage einberufen 
iſt, hat das Recht für alle ſtädtiſchen, landſchaftlichen und ſonſtigen 


* ; Vertretungskörper, die konſtituierende Verſammlung nicht 
* ausgeſchloſſen, eine Neuwahl anzuberaumen. Auf Verlangen von mehr 

He als der Hälfte der Wähler des betreffenden Wahlbezirkes müſſen 

1 die Räte eine Neuwahl anberaumen.“ A 

H Die Forderung, daß die Mehrheit der Wähler jederzeit einen 


Abgeordneten abberufen kann, der mit ihren Anſchauungen nicht mehr 
im Einklang ſteht, entſpricht vollkommen den Grundſätzen der 


| 

lk Demokratie. Dagegen ijt es von dieſem Standpunkt aus nicht zu 
N erklären, wieſo die Sowjets dazu kommen follen, Neuwahlen anzu- 
if ordnen. Indes weiter ging man der konſtituierenden Verſammlung 
* gegenüber damals noch nicht. Man taſtete weder die Einrichtung der 
LB Verſammlung ſelbſt, noch das Wahlrecht dazu an. 

| Doch trat es immer deutlicher hervor, daß die Wahlen den 
| Bolſchewiki nicht die Mehrheit gegeben hatten. Daher veröffentlichte 
JB die „Prawda“ bom 26. Dezember 1917 eine Reihe von Theſen 


über die Konſtituante, die Lenin entworfen und das Zentralkomitee 
| angenommen hatte. Beſonders wichtig unter ihnen find zwei. Die eine 
iH. erklärte, die Wahlen hätten kurz nach dem Sieg der Bolſchewiki ftatt- 
i gefunden, ehe noch die Sozialrevolutionäre fic) fpalteten. Die linken 
if und die rechten Sozialrevolutionäre hätten daher eine gemeinſame 


h Kandidatenliſte gehabt. Alſo ergäben die Wahlen kein klares Bild von 

H: der wirklichen Stimmung der Maſſen. 

i Wer diejer Anſicht war, für den ergab fih angeſichts des oben 

i zitierten Erlaſſes vom 7. Dezember die Konjequenz: Anberaumung 

ł z von Neuwahlen zur Konftituante in den Wablkreiſen, in denen Sozial- N 
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revolutionäre gewählt waren. Zu welchem Zweck hätte man fonit 
jenen Beſchluß gefaßt? Doch am 26. Dezember war er ihon vergeſſen. 
Und plötzlich ertönt jetzt ein ganz anderes Lied in dem andern der 
beiden Leninſchen Sätze, die uns hier beſchäftigen. Nachdem er uns 
gezeigt, daß die eben gewählte Konſtituante nichts tauge, weil fie 
die wahre Stimmung der geſamten Volksmaſſe nicht zum Ausdruck 
bringe, erklärt er, daß überhaupt jede nach allgemeinem Stimmrecht, 
aljo von den Maſſen gewählte Konſtituante nichts tauge: 

„Die Republik der Sowjets ſtellt nicht nur eine höhere Form 
der demokratiſchen Einrichtungen dar (im Vergleich mit der biirger= 
lichen Republik und der Konſtituante als ihrer Krönung), fie ift auch 
die einzige Form, die den ſchmerzloſeſten Uebergang zum Sozialismus 
ermöglicht.“ 

Nur ſchade, daß man zu dieſer Erkenntnis erſt kam, nachdem man 
in der Konſtituante in der Minderheit geblieben war. Ehedem hatte 
ſie niemand ſtürmiſcher verlangt als Lenin. 

Der Konflikt mit der Konſtituante wurde nun unvermeidlich. Er 


endete mit einem Sieg der Sowjets, deren Diktatur als dauernde 


Regierungsform Rußlands proklamiert wurde. 


7. Die Sowjetrepublik. 


Die Sowjetorganiſation iſt ein Produkt der ruſſiſchen Revolution 

von 1905. Das Proletariat trat damals in Maſſenaktionen ein, für 

die es einer Majjenórganijation bedurfte. Die geheimen Organi- 
ſationen der Sozialdemokraten wie der Sozialrevolutionäre hatten 
nur Hunderte von Mitgliedern umfaßt, die einige Tauſende von 
Arbeitern beeinflußten. Politiſche und gewerkſchaftliche Maſſen— 
organiſationen hatten ſich unter dem zariſtiſchen Abſolutismus nicht 
bilden können. Die einzigen Maſſenorganiſationen von Arbeitern, die 
die Revolution vorfand, waren die vom Kapital ſelbſt geſchaffenen: 
die einzelnen Betriebe. Sie wurden jetzt die Organiſationen des prole- 
tariſchen Maſſenkampfes. Jeder Betrieb verwandelte ſich nun aus 
einer Stätte materieller Produktion in eine Stätte politiſcher Bro- 
paganda und Aktion. Die Arbeiter eines jeden Betriebes traten gu- 
ſammen und wählten Delegierte, die ſich zu einem Delegiertenxat, 
einem Sowjet, vereinigten. Es waren die Menſchewiki, die den Anſtoß 
zu dieſer ſo bedeutungsvollen Bewegung gaben. So wurde eine Form 
proletariſcher Organiſation geſchaffen, die umfaſſendſte von allen, 
weil ſie alle Lohnarbeiter in ſich begriff. Sie hat machtvolle Aktionen 
ermöglicht und im Bewußtſein der Arbeiter tiefen Eindruck gemacht. 
Als die zweite ruſſiſche Revolution im März 1917 ausbrach, erſtand 
auch ſofort wieder die Sowjetorganiſation. Und diesmal, der ſeit der 
erſten Revolution gewachſenen Reife des Proletariats entſprechend, 
auf höherer Grundlage. Die Sowjets von 1905 waren lokale Körper. 
ſchaften geblieben, auf einzelne Städte beſchränkt. Die von 1917 
waren nicht nur weit zahlreicher, ſie traten auch in enge Verbindung 
miteinander, die einzelnen Sowjets vereinigten ſich zu größeren Ver⸗ 
bänden, die wieder ſich zuſammenfanden zu einer das ganze Reich 
umfaſſenden Organiſation, deren Organ zeitweiſe allruſſiſche Sowjet- 
kongreſſe wurden, ſowie ein dauerndes zentrales Exekutivkomitee. 


Heute ſchon kann die Sowjetorganiſation auf eine große und 


ruhnwolle Geſchichte zurückblicken. Und eine noch gewaltigere ſteht 
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ihr bevor, und zwar nicht in Rußland allein. Ueberall Stellt es ſich 
heraus, daß gegenüber den rieſenhaften Kräften, über die das Finanz⸗ 
kapital ökonomiſch und politiſch verfügt, die bisherigen Methoden 
ökonomiſchen und politiſchen Kampfes des Proletariats verſagen. Sie 
ſind nicht aufzugeben, ſie bleiben unerläßlich für normale Zeiten, 
werden aber zeitweiſe vor Aufgaben geſtellt, denen ſie nicht genügen 
können, wo nur eine Zuſammenfaſſung aller politiſchen und 
ökonomiſchen Machtmittel der Arbeiterklaſſe Erfolg verſpricht. 

Die ruſſiſche Revolution von 1905 hatte in der deutſchen Sozial- 
demokratie die Idee des Maſſenſtreiks zum Durchbruch gebracht. Der 
Parteitag von 1905 erkannte ihn an. Der von 1906 ſuchte dann 
Empfindlichkeiten und Befürchtungen der Gewerkſchaftsbeamten aus 
dem Wege zu räumen. Er beſchloß über den Maſſenſtreik: 


„Sobald der Parteivorſtand die Notwendigkeit eines 
politiſchen Maſſenſtreiks für gegeben erachtet, hat derſelbe fich 
mit der Generalkommiſſion der Gewerkſchaften in Verbindung 
zu ſetzen und alle Maßnahmen zu ergreifen, die erforderlich 
ſind, um die Aktion erfolgreich durchzuführen.“ i 


Nach allen Erfahrungen mit dem Maſſenſtreik wiſſen wir heute, 
daß dieſer Beſchluß gründlich verfehlt war. Einmal deshalb, weil 
ein Maſſenſtreik um ſo mehr Erfolg verſpricht, je mehr er unerwartet 
aus einer beſtimmten Situation mit ſpontaner Plötzlichkeit hervor- 
bricht. Seine Anordnung durch Partei- und Gewerkſchaftsbehörden 
nach vorhergehender Verſtändigung macht umſtändliche Vorbereitun⸗ 
gen- nötig, die jeden Erfolg vereiteln können. 

Dazu kommt noch, daß die gewerkſchaftliche Bürokratie immer 
mehr allen großen ſpontanen Aktionen widerſtrebt. Die Gewerk— 
ſchaften bleiben unbedingt notwendig. Das Proletariat iſt um ſo 
ſtärker, je größer die Mitgliederzahlen und die Geldmittel ſeiner 
Gewerkſchaften. Ausgedehnte, dauernde Organiſationen mit vielen 
Mitteln ſind aber nicht möglich, ohne eine dauernde geſchulte Ver⸗ 
waltung, alſo eine Bürokratie. Die Gewerkſchaftsbürokratie ijt ebenſo 
unentbehrlich wie die Gewerkſchaften ſelbſt. Sie hat ihre Schatten- 
ſeiten ebenſo wie der Parlamentarismus oder die Demokratie, bleibt 
aber ebenſo unerläßlich wie dieſe für die Befreiung des Proletariats. 

Damit iſt jedoch nicht geſagt, daß alle ihre Anſprüche anzuer— 
kennen ſind. Sie ſoll auf das beſchränkt werden, was ihre erſte Auf— 
gabe und wobei ſie nicht zu erſetzen iſt, auf die Verwaltung der ge— 
werkſchaftlichen Fonds, auf die Arbeit für Ausdehnung der Organi— 
ſation, auf die Beratung der Arbeiter bei ihren Kämpfen. Aber 
fie taugt nicht für die Leitung jener gewaltigen Maſſenkämpfe, die 
immer mehr die Signatur der Zeit werden. Gewerkſchafter wie 
Parlamentarier können hier vermöge ihrer Erfahrungen und ihres 
Wiſſens erfolgreich wirken, die eigentliche Leitung wird immer mehr 
den Betriebsvertretungen, den Arbeiterräten zufallen. In verſchiede⸗ 
nen Ländern außerhalb Rußlands, ſo in England, haben ſolche Ein— 
richtungen (shops assistants oder shops stewards) neben den Ge- 
werkſchaften ſchon eine große Rolle in Maſſenkämpfen geſpielt. 

Die Sowjetorganiſation iſt alſo eine der wichtigſten Erſcheinun⸗ 
gen unſerer Zeit. Sie verſpricht in den großen Entſcheidungskämpfen 
zwiſchen Kapital und Arbeit, denen wir entgegengehen, von aus- 
ſchlaggebender Bedeutung zu werden. 
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Dürfen wir aber von den Sowjets noch mehr verlangen? Die 
Bolſchewiki, die mit den linken Sozialrevolutionären in den ruſſiſchen 
Arbeiterräten nach der Novemberrevolution von 1917 die Mehrheit 
erlangten, gingen nach der Sprengung der Konſtituante daran, aus 
dem Sowjet, der bis dahin die Kampforganiſation einer 
Klaſſe geweſen war, die Staatsorganiſation zu machen. 
Sie hoben die Demokratie auf, die das ruſſiſche Volk in der März— 
revolution erobert hatte. Dementſprechend hörten die Bolſchewiki 
auf, ſich Sozialdemokraten zu nennen. Sie bezeichnen ſich als 
Kommuniſten. 

Freilich wollen ſie nicht ganz auf die Demokratie verzichten. 
Lenin bezeichnet in ſeiner Rede vom 28. April die Sowjetorgani= 
ſation als einen „höheren Typus von Demokratie“, einen völligen 
Bruch mit ihrer „bürgerlichen Verzerrung“. Für die Proletarier und 
armen Bauern wurde jetzt die volle Freiheit hergeſtellt. 

Aber unter der Demokratie verſteht man bisher die Gleichheit 
der politiſchen Rechte aller Staatsbürger. Die vom Geſetz privilegier— 
ten Schichten hatten immer die Freiheit der Bewegung. Aber das be— 
zeichnet man nicht als Demokratie. ’ 

Die Sowjetrepublik foll die Organijation der Diktatur des. 
Proletariats ſein, die einzige, wie Lenin ſich ausdrückt, „die den 
ſchmerzloſeſten Uebergang zum Sozialismus ermöglicht“. Dieſer fol 
damit einſetzen, daß die ganze in den Sowjets nicht vertretene Be— 
völkerung politiſch rechtlos gemacht wird. 

Wir haben ſchon ausgeführt, was über die Idee der Diktatur 
des Proletariats zu ſagen iſt. Nun noch einige Bemerkungen über 
deren Geſtaltung in den Sowjets. 

Warum ſollen dieſe den Uebergang zum Sozialismus ſchmerz— 
loſer geſtalten, als er bei allgemeinem Stimmrecht möglich wäre? 
Offenbar deshalb, weil die Kapitaliſten auf dieſe Weiſe aus der 
Geſetzgebung ausgeſchloſſen find. | 

Nun iſt nur zweierlei möglich. Entweder ſind die Kapitaliſten 
und ihr Anhang bloß ein bedeutungsloſes Häuflein. Wie könnten ſie 
dann bei allgemeinem Wahlrecht den Uebergang zum Sozialismus 
hemmen? Im Gegenteil, wenn ſie bei allgemeinem Wahlrecht als be— 
devtungśloje Minderheit erſcheinen, werden fie fih eher in ihr Schick— 
fal ergeben, als wenn das Wahlrecht jo gejtaltet ift, daß kein Menſch 
mit Beſtimmtheit jagen kann, welche Partei eigentlich die Mehrheit 
der Bevölkerung hinter ſich hat. In Wahrheit kann man a ber die 
Kapitaliſten allein gar nicht entrechten. Wer iſt ein Kapitaliſt in. 
juriſtiſchem Sinne? Ein Beſitzender? i 

Selbſt in einem ökonomiſch jo weit vorgeſchrittenen Lande wie 
Deutſchland, deſſen Proletariat ſo zahlreich iſt, würde die Errichtung 
einer Sowjetrepublik große Maſſen politiſch entrechten. Im Jahre 
1907 betrug im Deutſchen Reiche die Zahl der Berufszugehörigen 
(Erwerbstätige und ihre Familien) der drei großen Gruppen Land- 
wirtſchaft, Induſtrie und Handel, in der Gruppe der Angeſtellten und 
Lohnarbeiter etwas über 35 Millionen, die der Selbſtändigen 17 Mil- 
lionen. Eine Partei könnte alſo ſehr wohl die Mehrheit der Lohn⸗ 
arbeiter hinter fic) haben und doch die Minderheit der Bevölkerung, 
bilden. Anderſeits brauchten die Arbeiter, wenn fie geſchloſſen zuſam⸗ 
menſtimmten, auch bei allgemeinem Stimmrecht ihre Gegner nicht zu 
fürchten. Das allgemeine Stimmrecht, das ſie zum Kampfe gegen den 
gemeinſamen Gegner nötigt, wird fie aber auch eher zuſammen- 


ſchließen als die Beſchränkung des politiichen Kampfes auf den Sow— 
jet, aus dem die Klaſſengegner ausgeſchloſſen ſind und in dem der 
politische Kampf einer ſozialiſtiſchen Partei ausſchließlich die Form 
der Befehdung anderer ſozialiſtiſcher Parteien annimmt. An Stelle 
des Klaſſenbewußtſeins wird da der Sektenfanatismus förmlich 
großgezogen. 

Nun aber die andere Alternative. Die Kapitaliſten und ihr 
Anhang ſind nicht eine Minderheit, ſondern eine große Maſſe, die 
wohl imſtande wäre, in einem auf Grund des allgemeinen Stimm— 
rechts gewählten Parlament eine ernſthafte Oppoſition zu machen. 
Was wird dadurch gebeſſert, daß man dieje Oppoſition im geſetz⸗ 
gebenden Körper zum Schweigen bringt? 

Die Kapitaliſten ſelbſt bilden überall nur eine dünne Schicht. 
Aber ihr Anhang den Sozialiſten gegenüber kann ſehr groß ſein. 
Man darf ſich nicht vorſtellen, daß nur gekaufte oder perſönlich inter— 
eſſierte Leute für den Kapitalismus eintreten. Außerhalb des Sozia— 
lismus ift der Kapitalismus heute die einzig mögliche Produktions- 
form auf höherer Stufenleiter. Wer den Sozialismus nicht für mög- 
lich hält, der muß, wenn er modern denkt, für den Kapitalismus ſein, 
auch wenn er gar nicht an ihm intereſſiert iſt. Aber auch von den 
rückſtändigen, dem Kapital feindlichen Schichten ſtehen viele auf dem 
Boden des Privateigentums an den Produktionsmitteln und damit 
auf dem Boden, auf dem der Kapitalismus erwächſt. In einem rück⸗ 
ſtändigen Lande kann daher die Zahl der den Kapitalismus direkt 
oder indirekt ſchützenden Schichten der Bevölkerung ſehr ſtark ſein. 
Deren Oppoſition wird nicht verringert dadurch, daß man ihnen das 
Stimmrecht nimmt. Sie werden um ſo energiſcher allen Maßnahmen 
des neuen tyranniſchen Regimes entgegenwirken.. Bei allgemeinem 
Stimmrecht in voller Demokratie ſind alle Klaſſen und Intereſſen 
ihrer Stärke nach in der geſetzgebenden Verſammlung vertreten. Jede 
Klaſſe und Partei kann an jedem Geſetzentwurf freieſte Kritik üben, 
alle ſeine Schwächen aufzeigen, aber auch die Größe der Gegnerſchaft 
zu erkennen geben, die er in der Bevölkerung findet. Im Sowjet ift 
alle gegneriſche Kritik ausgeſchloſſen, treten die Schwächen eines Ge— 
ſetzes nicht ſo leicht zutage. Und über den Widerſtand, der ſich in der 
Bevölkerung dagegen erheben wird, erfährt man erſt recht nichts. Erſt 
hinterdrein, wenn das Geſetz erlaſſen iſt, melden ſich Kritik und 
Widerſtände. Statt bei der Beratung treten die Schwächen des 
Geſetzes bei der Durchführung zutage. So hat ſich auch die 
Sowjetregierung ſchon bei febr wichtigen Geſetzen gedrängt geſehen, 
ſie durch Nachträge oder durch laxe Praxis zu durchlöchern, bei der 
Hintertür Elemente wieder herein zu laſſen, die man eben feierlich 
bei der Vordertür herausgeworfen. Daß ein berufliches Stimmrecht im 
Gegenſatz zum allgemeinen die Tendenz hat, den Geſichtskreis der 
Beteiligten zu verengern, darauf haben wir ſchon hingewieſen. Daß 
durch alles das der Uebergang zum Sozialismus ſchmerzloſer ge⸗ 
ſtaltet wird als durch das allgemeine Wahlrecht und die freie Dis- 
fujjion aller nach ihren Stärkeverhältniſſen vertretenen Parteien, 
darf wohl bezweifelt werden. 

Nicht minder zweifelhaft aber als die Schmerzloſigkeit wird 
unter der Sowjetverfaſſung die Diktatur des Proletariats. Ditta- 
tur — ſicher. Aber ob gerade Diktatur des Proletariats? 

Die Sowjets konnten bei der ökonomiſchen Struktur Rußlands 
ihre herrſchende Stellung nur dadurch erlangen, daß ſie ſich 1917 nicht 
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wie 1905 bloß auf das ſtädtiſche, induſtrielle Proletariat beſchränkten. 
Diesmal organiſierten ſich auch die Soldaten und Bauern in Sow- 
jets. Mit der Auflöſung der Armee haben die Soldaten ihre zahlen— 
mäßige Bedeutung verloren. Das kleine Heer, das die Volkskom— 
miſſäre anwarben, wurde für ſie wichtig weniger durch ſeine Stimm— 
zettel als durch ſeine Bajonette. Allerdings ſpielten die Stimmzettel 
der roten Armee keine unbedeutende Rolle. In verſchiedenen Sowjets, 
zum Beiſpiel bei den letzten Neuwahlen in Petersburg, wurde ihnen 
ein beträchtlicher Teil der Mandate reſerviert. Um ſo wichtiger aber 
wurden die Stimmen der Bauern, die die große Mehrheit der Bevöl— 
kerung Rußlands ausmachen. Sie bilden unter der Sowjetverfaſſung 
die Mehrheit der zur Teilnahme an der Geſetzgebung und Regierung 
berechtigten Bevölkerung. Was uns als Diktatur des Prole- 
tariats hingeſtellt wird, würde fih, wenn es konſequent durch— 
geführt würde und eine Klaſſe überhaupt direkt die Diktatur auszu⸗ 
üben vermöchte, was nur einer Portei möglich iſt, zu einer Diktatur 
der Bauernſchaft gejtalten. Es ſcheint aljo, als fei die ſchmerz⸗ 
loſeſte Durchführung des Sozialismus dann geſichert, wenn ſie in 
die Hände der Bauern gelegt wird. Bilden aber die Bauern die Mehr- 
heit in der Sowjetorganiſation, ſo umfaßt dieſe anderſeits nicht das 
geſamte Proletariat. 

Anfänglich war die Auffaſſung darüber, wer ſich in Sowjets 
organiſieren und welche Sowjets ſich der allgemeinen Organiſation 
anſchließen dürften, nicht ganz klar. Vielfach herrſchte die Anſchauung, 
jede berufliche Organiſation könne einen Sowjet bilden und ſei als 
ſolcher anzuſehen. Noch am 28. Mai brachte die „Leipziger Volks⸗ 
zeitung“ einen Artikel, der offenbar aus bolſchewiſtiſchen Kreiſen 
ſtammte, betitelt „Die Sowjetrepublik“. Dort hieß es: 

„Die Sowjetvertretung hat die überlegene Eigenſchaft einer 
jeden demokratiſchen Vertretung, fie räumt allen Bürgern voll 
ſtändig gleiche Rechte ein, alle Klaſſen des betrefſenden 
Landes genießen vollkommene Möglichkeit, in den Sowjets 
eine Vertretung zu erhalten, die genau ihrer Kraft und ihrem jozialen 
ſpezifiſchen Gewicht entſpricht. Hiefür müſſen ſie ſich ſelbſtverſtändlich 
zuvor organiſieren, allerdings nicht nach dem Schema des bisherigen 
Demokratismus in Parteien, ſondern den neuen demokratiſchen 
Formen entſprechend, in beſonderen Klaſſen- oder Gewerkſchaftsorgani⸗ 
ſationen.“ : 

Legien und Konſorten können ſehr zufrieden fein mit dieſer 
Herabſetzung der ſozialdemokratiſchen Partei unter die gewerk⸗ 
ſchaftliche Organiſation. Aber auch die Reaktionäre, die 
das allgemeine, gleiche Wahlrecht durch ein ſtändiſches erſetzen wollen, 
finden hier eine Blüte, aus der fie Honig ſaugen können. Der Ver- 
fechter der proletariſchen Diktatur fährt fort: 

„Die Bourgeoifie als ſolche hat bisher keine Vertretung in den 
Sowjets nicht aus dem Grunde, weil ſie nicht augelafien wird, fondern 
weil fie ihrerſeits die Sowjetmacht boykottiert und anderſeits nicht 
geneigt iſt, ſich nach dem proletariſchen Schema zu organiſieren.“ 

Iſt ſie wirklich nicht dazu geneigt? Hat unſer bolſchewiſtiſcher 
Freund nie etwas von einer Unternehmerorganifation gehört? Und 
erſcheint ihm der vereinzelte Kapitaliſt bei allgemeinem Stimmrecht 
wirklich gefährlicher als die Unternehmerorganiſation im Sowjet- 
verband? Doch wir werden ſofort darüber belehrt, worin die Ueber- 
a der Sowjetorganiſation über das allgemeine Wahlrecht 
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„Es kann ſelbſtverſtändlich angenommen werden, daß irgend» 
welche Kampforganiſationen der Vourgevijie zu den Sowjets nicht zuge- 

laſſen würden.“ 3 

Mit anderen Worten, die Somjetorganijation hat vor dem all- 
gemeinen Stimmrecht den Vorteil größerer Willkür voraus. Gie 
kann alle Organiſationen aus ihrer Mitte ausſchließen, die ſie als 
gegneriſche betrachtet. Sie „räumt allen Bürgern vollſtändig gleiche 
Rechte ein“, aber „ſelbſtverſtändlich“ dürfen ſie dieſe nur im Sinne 
der Sowjetregierung ausüben. Inzwiſchen hat man aber gefunden, 
daß es ſo nicht geht. Der letzte allruſſiſche Kongreß der Sowjets, der 
am 12. Juli geſchloſſen wurde, hat eine Verfaſſung der ruſſiſchen 
Sowjetrepublik ausgearbeitet. Dieſe ſetzt feft, daß nicht alle Ange⸗ 
hörigen des ruſſiſchen Reiches, ſondern nur beſtimmte Kategorien das 
Recht haben, Deputierte zu den Sowjets zu wählen. 

Nur jene dürfen wählen, „die die Mittel zu ihrem Unterhalt 
durch produktive oder gemeinnützige Arbeit erwerben“. Was aber iſt 
„produktive und gemeinnützige Arbeit“? Das ift ein richtiger Kaut- 
ichufbegriff. Nicht minder kautſchukartig ift die Beſtimmung über die- 
jenigen, die vom Wahlrecht ausgeſchloſſen ſind. Dazu gehören jene, 
„die Lohnarbeiter zum Zweck des Gewinnes beſchäftigen“. Ein Heim— 
arbeiter oder Kleinmeiſter mit einem Geſellen mag ganz proletariſch 
leben und fühlen, er hat kein Wahlrecht. Noch mehr Proletarier 
dürften durch die Beſtimmung rechtlos werden, die Privathändlern 
und Zwiſchenhändlern das Wahlrecht nimmt. Der Arbeiter, der 
arbeitslos wird und um ſein Leben zu friſten, einen Grünkramladen 
aufmacht oder Zeitungen feilbietet, er verliert ſein Wahlrecht. 

3 Eine weitere Beſtimmung jchließt bon dieſem Recht jeden aus, 
der „arbeitsloſes Einkommen hat, zum Beiſpiel Prozente von Ka— 
pital, Gewinne von Unternehmungen, Einnahmen von Vermögen“. 
Wie groß das „arbeitsloſe Einkommen“ ſein muß, das den Verluſt 
des Wahlrechtes nach ſich zieht, wird nicht geſagt. Gehört dazu ſchon 
der Beſitz eines Sparkaſſenbuches? Gar mancher Arbeiter, namentlich 
in kleineren Städten, beſitzt ein Häuschen. Um ſich über Waſſer zu 
halten, nimmt er Untermieter auf. Gerät er dadurch in die Kategorie 
der Leute mit arbeitsloſem Einkommen? Jüngſt ſtreikte in Peters— 
burg die Obuchowſche Fabrik, „dieſe Hochburg der Revolution“, wie 
Trotzky ſie noch 1909 nannte. („Rußland in der Revolution“, S. 83.) 
Ich fragte einen bolſchewiſtiſchen Genoſſen, wie er dieſe Aktion des 
Proteſtes gegen die Sowjetregierung erkläre. 

„Das iſt ſehr einfach“, meinte er, „die Arbeiter dort ſind alle 
Kapitaliſten, jeder beſitzt ein Häuschen.“ 

Man ſieht, wie wenig dazu gehört, um nach dem Wahlregiment 
der Sowjetrepublik zum Kapitaliſten geſtempelt zu werden und das 
Wahlrecht zu verlieren. 

Das Kautſchukartige der Begriffsbeſtimmungen des Wahlrechtes, 
die der weiteſten Willkür die Tore öffnen, liegt nicht am Geſetzgeber, 
ſondern am Gegenstand. Es wird nie gelingen, den Begriff des Prole- 
tariers juriſtiſch eindeutig und präzis zu faſſen. i 

Eine Veſtimmung über Einſetzung einer beſtimmten Stelle, die 
die Wahlberechtigung eines jeden prüft, Wählerliſten auflegt, ſowie 

über das Wahlverfahren, ob es ein geheimes ijt oder vielleicht öffent 
lich durch Händeaufheben erfolgt, habe ich nicht gefunden. Der $ 70. 
beſtimmt: „Die genaue Wahlordnung .... wird von den lokalen 
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Sowjets entſprechend den Inſtruktionen des allruſſiſchen Zentral- 
komitees beſtimmt.“ 

: Lenin führte in einer Rede vom 28. April über den ſozialiſti⸗ 
ſchen Charakter der Sowjets unter anderem folgendes aus: 1. Wähler 
find nur die arbeitenden und ausgebeuteten Malien; die Bourgeoiſie 
ijt ausgeſchloſſen. 2. Jedwede bürokratiſche Formalität und Beſchrän⸗ 
kung der Wahlen fällt fort. Die Maſſen ſelbſt beſtimmen die Ord— 
nung und die Termine der Wahlen.“ 

Es ſcheint aljo, als könne jede Wahlverſammlung das Wahl- 
verfahren nach ihrem Belieben einrichten. Die Willkür und die Mög⸗ 
lichkeit, ſich unbequemer oppoſitioneller Elemente innerhalb des Prole» 
tariats ſelbſt zu entledigen, würde dadurch aufs höchſte geſteigert. 

Daß die Wahl zu den überlokalen Sowjets eine indirekte iſt, 
was ebenfalls die Wahlbeeinfluſſung zuungunſten einer Oppoſition 
erleichtert, ſei nur nebenbei bemerkt. 

Indes ließ ſich bisher doch nicht verhindern, daß auch die Oppo- 
ſition in den Sowjets zu Worte kam. 

Der „ſchmerzloſe Uebergang“ zum Sozialismus erheiſcht aber 
offenbar das Verſtummen einer jeden Oppoſition und Kritik. So 
wurde denn am 14. Juni d. J. vom allruſſiſchen Zentralexekutiv⸗ 
komitee der Beſchluß gefaßt: 

„Die Vertreter der ſozialrevolutionären Partei (des 
rechten Flügels und des Zentrums) und der Menſchewiki wer⸗ 
den ausgeſchloſſen, zugleich wird allen Sowjets der Arbeiter-, 
Soldaten-, Bauern- und Koſakendeputierten vorgeſchlagen, die 
Vertreter dieſer Fraktion aus ihrer Mitte zu entfernen.“ 


Dieſe Maßregel richtet ſich nicht etwa gegen beſtimmte Ver- 
ſonen, die beſtimmte ſtrafbare Handlungen begangen haben. Wem 
ſolche gegen das herrſchende Regime vorgeworfen werden, der wird 
ja ohneweiters verhaftet, den braucht man nicht auszuſchließen. Von 
einer Immunität der Abgeordneten zum Sowjet ijt in der Verfaſſung 
der Sowjetrepublik keine Rede. Nicht beſtimmte Perſonen, jon- 
dern beſtimmte Parteien werden hier von den Sowjets ans- 
geſchloſſen. Das bedeutet aber praktiſch nichts anderes, als daß alle 
Proletarier, die auf dem Boden jener Parteien ſtehen, ihr Stimmrecht 
verlieren. Ihre Stimmen zählen nicht mehr. Eine beſtimmte Grenze 
dafür gibt es nicht. Der § 23 der Verfaſſung der Sowjetrepublik be⸗ 
ſtimmt: „Im Intereſſe der Arbeiterklaſſe als Ganzes entzieht die 
Ruſſiſche Sozialiſtiſche Föderative Sowjetrepublik einzelnen Per⸗ 
ſonen und ganzen Gruppen Rechte, die fie zum Schaden der ſozialiſti⸗ 
ſchen Revolution mißbrauchen.“ 

Damit iſt die ganze Oppoſition für vogelfrei erklärt. Denn jede 
Regierung, auch die revolutionäre, findet, daß die Oppoſition ihre 
Rechte mißbraucht. Doch auch das genügte noch nicht, den ſchmerzloſen 
Uebergang zum Sozialismus zu ſichern. Kaum waren die Bolſchewiki 
die Oppofition der Menſchewiki und des Zentrums ſowie des rechten 
Flügels der Sozialrevolntionäre innerhalb der Sowiets losgeworden, 
da entbrannte der große Kampf zwiſchen ihnen und den linken Sozial⸗ 
revolutionären, mit denen zuſammen ſie die Regierung gebildet 
hatten. Nun wurden auch dieſe zum großen Teil aus den Sowiets 
hinausgedrängt. 

So verengt fih innerhalb des Proletariats ſelbſt der Kreis der- 


jenigen immer mehr, die an den politiſchen Rechten teilnehmen, auf 


die das bolſchewiſtiſche Regime ſich ſtützt. Ausgehend von dem An— 
ſpruch, die Diktatur des Proletariats darzuſtellen, war es von born- 
herein die Diktatur einer Partei innerhalb des Proletariats. Doch 
mochte es eine Zeitlang die Diktatur der Mehrheit des Proletariats 
über die Minderheit darſtellen. Heute iſt ſelbſt das zweifelhaft ge— 
worden. 

Dabei hat jedoch ein jedes Regime, auch das diktatoriſcheſte, das 
Bedürfnis, als der Ausdruck der Bedürfniſſe der Mehrheit, und zwar 
nicht bloß des Proletariats, ſondern des geſamten Volkes zu er— 
ſcheinen. Auch die Bolſchewiki können ſich dem nicht entziehen. 

Der Pariſer „Populaire“ vom 6.. Juli berichtet über eine Be— 
ſprechung, die Longuet mit dem Londoner Botſchafter der Sowjet— 
republik, Litwinoff, hatte. Longuet bemerkte unter anderem: 

„Sie wiſſen, Bürger Litwinoff, daß ſelbſt jene Genoſſen des 

Weſtens, die für Ihre Bewegung die ſtärkſten Sympathien hegen, durch 

die Auflöſung der Konſtituante verletzt wurden. Ich habe Ihnen das 

für meinen Teil ſchon im Jänner geſagt, als ich Sie das letztemal ſah. 

Glauben Sie nicht, daß Sie, um den Angriffen zu begegnen, die man 

gegen Sie unternimmt, auf jeden Fall Neuwahlen (zur Konſtituante) 

herbeiführen ſollten?“ 

Darauf erwiderte Litwinoff: 

„Das iſt augenblicklich unmöglich angeſichts der gegebenen 

Situation. Die in der Form der Sowjets ausgedrückte Demokratie — 
ein genauer Ausdruck des Willens der Maſſen — iſt die einzige Form 
der Jieprajentation, die augenblicklich Rußland entjpcicht. Uebrigens 
würden diejenigen, die Proteſt gegen die letzten Sowjetwahlen ein⸗ 
gelegt haben, die für ſie vernichtend waren, auch die Wahlen für eine 
neue Konjtituante anfechten, bei denen wir ſicher die Mehr- 
heit hätten.“ 


Wenn Genoſſe Litwinoff und ſeine Freunde deſſen ſo ſicher ſind, 
warum laſſen ſie es nicht darauf ankommen, daß die Wahlen be— 
anjtandet werden? 

Wenn dieſe ſich in voller Freiheit vollziehen und eine bolſchewiſti⸗ 
ſche Mehrheit ergeben, wird die beſtehende Regierung eine weit ſtär— 
kere moraliſche Baſis gewinnen im Inland wie im Ausland, wie 
fie als Sowjetregierung bei den heutigen Wahl- und Regierungs- 
methoden je gewinnen kann. Vor allem der ſozialiſtiſchen Kritik wäre 
jeder Einwand entzogen, die geſamte Internationale des kämpfenden 
1 würde ſich einmütig und mit voller Macht hinter ſie 
ſtellen. 

Warum auf dieſen enormen Gewinn verzichten, wenn man der 
Mehrheit ſo ſicher iſt? Weil das allgemeine Wahlrecht augenblicklich 
für Rußland nicht paßt und nur die Sowjetorganiſation feinen Be- 
dürfniſſen entſpricht? Aber womit wird dieſe Behauptung bewieſen? 
Verſtändlich wird ſie allerdings dann, wenn man ſich deſſen erinnert, 
daß jede Regierung es liebt, ſich mit dem Land zu identifizieren und 
5 das, was für ſie nicht paßt, paſſe auch für das Land 
nicht. N , 

Eines allerdings iſt zuzugeben. Die heutige Situation ift der 
Vornahme von Wahlen zu einer Konſtituante nicht günſtig. Zu der 
Zeit, als die Wahlen zur erſten Konſtituante vorbereitet und voll- 
zogen wurden, herrſchte noch einigermaßen Ruhe im Innern. Heute 
wird ganz Rußland von Bürgerkriegen zerriſſen. Soll aber dies Er- 
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gebnis von neun Monaten Sowjetrepublik den Beweis liefern, daß 
die Sowjetorganiſation die für Rußland paſſendſte und diejenige iſt, 
die den Uebergang zum Sozialismus am ſchmerzloſeſten herbeiſührt? 


8. Der Anſchauungsunterricht. 

Den hier erörterten Schädlichkeiten der diktatoriſchen Methode 
jollen nun auch Vorzüge gegenüberſtehen: Sie liefere einen glänzen⸗ 
den Anſchauungsunterricht, und ſelbſt, wenn ſie ſich nicht behaupte, 
vermöge ſie vieles im Sinne des Proletariats durchzuſetzen, was ſich 
nicht mehr rückgängig machen ließe. 

Betrachten wir zunächſt den Anſchanungsunterricht. Dieses 
Argument entipringt offenbar folgender Erwägung: In der Deno- 
kratie, in der die Mehrheit des Volkes herrſcht, kann der Sozialismus 
erft zur Durchführung gelangen, wenn die Mehrheit für ihn gewon- 
nen iſt. Ein langer und mühſeliger Weg. Weit ſchneller kommen wir 
zum Ziel, wenn eine energiſche, zielbewußte Minderheit ſich der 
Staatsgewalt bemächtigt und ſie zur Durchführung ſozialiſtiſcher 
Maßnahmen benützt. Ihre Erfolge würden ſofort überzeugend wirken 
und die Mehrheit, die bisher widerſtrebte, raſch zum Sozialismus 
bekehren. ! 

Das klingt ſehr beſtechend und klang ſchon fo im Munde des 
alten Weitling. Es hat nur den einen Fehler, daß es gerade das vor- 
ausſetzt, was bewieſen werden ſoll. Die Gegner der diktatoriſchen 
Methode beſtreiten eben, daß eine ſozialiſtiſche Produktion von einer 
Minderheit ohne Mitwirkung der großen Volksmaſſe durchzuführen 
jei. Mißlingt aber der Verſuch, jo bietet er freilich auch einen An» 
ſchauungsunterricht, jedoch einen in entgegengeſetzter Richtung, nicht 
einen anziehenden, ſondern einen abſchreckenden. 

Leute, die ſich durch einen ſolchen Unterricht beſtimmen laſſen 
und nicht durch ihr Erforſchen und Prüfen der ſozialen Zuſammen— 
hänge, die gedankenloſen Anbeter des bloßen Erfolges, werden bei 
einem Scheitern des Verſuches nicht unterſuchen, aus welchen Urſachen 
er nicht gelang. Sie werden nicht in der Ungunſt oder der Unreife 
der Verhältniſſe den Grund ſuchen, ſondern im Sozialismus ſelbſt, 
und werden ſchließen, er tauge überhaupt nichts. 

Man ſieht, der Anſchauungsunterricht hat eine ſehr brenzliche 
Seite. 

Wie haben wir ihn uns vorzuſtellen? 

Den Inhalt des Sozialismus können wir populär in die Worte 
zuſammenfaſſen: Freiheit und Brot für alle. Das iſt es, was die 
Maſſen von ihm erwarten, weshalb ſie für ihn eintreten. Die Freiheit 
iſt nicht minder wichtig wie das Brot. Auch wohlhabende, ſelbſt reiche 
Klaſſen haben für ihre Freiheit gekämpft, ſich nicht ſelten die ſchwer⸗ 
ſten Opfer an Gut und Blut für ihre Geſinnung auferlegt. Das Be- 
dürfnis nach Freiheit, nach Selbſtbeſtimmung liegt im Menſchen 
ebenſo von Natur aus, wie das nach Nahrung. 

Bisher bot die Sozialdemokratie den Volksmaſſen den An- 
ſchauungsunterricht, daß ſie der unentwegteſte Verfechter der Freiheit 
aller Unterdrückten war, nicht bloß der Lohnarbeiter, ſondern auch 
der Frauen, der verfolgten Religionen und Raſſen, der Juden, Neger 
und Chineſen u. ſ. w. Durch dieſen Anſchauungsunterricht hat ſie 
Anhänger geworben weit über den Kreis der Lohnarbeiter hinaus. 


Nun foll, fobald die Sozialdemokratie zur Macht gelangt, diefer 
Anſchauungsunterricht durch den entgegengeſetzten verdrängt werden. 
Ihre erſten Taten ſollen in der Aufhebung des allgemeinen Wahl- 
rechts und der Preßfreiheit beſtehen, in der Entrechtung breiter 
Volksmaſſen, denn darum, darauf muß immer wieder hingewieſen 
werden, handelt es ſich bei der Erſetzung der Demokratie durch die 
Diktatur. Um den politiſchen Einfluß der oberen Zehntauſend zu 
brechen, bedarf es nicht ihrer Ausſchließung vom Wahlrecht. Dieſen 
Einfluß üben ſie nicht durch ihre perſönliche Stimmenabgabe. 

Alle die Kleinhändler, Handwerker, die mittleren und größeren 
Bauern, der größte Teil der Intellektuellen werden, ſobald die Dikta— 
tur des Proletariats fie entrechtet, durch diefe Art Anſchauungsunter⸗ 
richt geradezu in Feinde des Sozialismus verwandelt, auch ſoweit ſie 
es nicht von vornherein find. Ebenſo werden zu Feinden der proletari- 
ſchen Diktatur alle jene, die dem Sozialismus aus dem Grunde an— 
hingen, weil er für die Freiheit aller kämpfte. 

Gewonnen werden kann dadurch niemand, der nicht ſchon bisher 
enant war. Es können nur die Feinde des Sozialismus vermehrt 
werden. 

Aber freilich, er verheißt ja nicht bloß Freiheit, ſondern auch 
Brot. Das ſoll diejenigen verſöhnen, denen die kommuniſtiſche Diktatur 
die Freiheit nimmt. 

Es ſind nicht die beſten Maſſen, die für Brot und Spiele den 
Verluſt der Freiheit verſchmerzen. Aber zweifellos würde materieller 
Wohlſtand viele dem Kommunismus zuführen, die ihm zweifelnd 
gegenüberſtanden oder ihm durch feine Entrechtungspolitik entfrem- 
det worden ſind. Nur muß dieſer Wohlſtand auch wirklich kommen, 
und zwar raſch, nicht als Verheißung der Zukunft, wenn er die Wir- 
kungen des Anſchauungsunterrichtes üben ſoll. 

Wodurch fol dieſer Wohlſtand erzielt werden? Die Notwendig- 
keit der Diktatur ſetzt voraus, daß eine Minderheit der Bevölkerung 
ſich der Staatsgewalt bemächtigt hat. Eine Minderheit, beſtehend 
aus Beſitzloſen. Die große Waffe der Proletarier iſt aber ihre Zahl, 
in normalen Zeiten können ſie nur dadurch wirken, können ſie die 
Staatsgewalt nur erobern, wenn fie die Ueberzahl bilden. Als Min- 
derheit werden jie ans Staatsruder nur gelangen durch ein Zuſam— 
mentreffen außergewöhnlicher Umſtände, durch Kataſtrophen, in 
denen eine Staatsgewalt zuſammenbricht, die den Staat verkommen 
ließ und ihn verelendete. 

Der Sozialismus, das heißt allgemeiner Wohlſtand innerhalb 
der modernen Kultur, wird nur möglich durch die gewaltige Entfal- 
tung der Produktivkräfte, die der Kapitalismus mit, fic) bringt, 
durch die enormen Reichtümer, die er ſchafft und die ſich in den Hän⸗ 
den der kapitaliſtiſchen Klaſſe konzentrieren. Ein Staatsweſen, das 
dieſe Reichtümer durch eine unſinnige Politik, etwa einen erfolgloſen 
Krieg, vergeudet hat, bietet von vornherein keinen günſtigen Wus- 
gangspunkt für die raſcheſte Verbreitung von Wohlſtand in allen 
Schichten. 4 

„Wenn als Erbe der bankrotten Staatsgewalt nicht ein demo- 
kratiſches, ſondern diktatoriſches Regime auftritt, verſchlimmert es 
noch die Situation, da es den Bürgerkrieg zur notwendigen Folge 
hat. Was da an materiellen Mitteln noch übrig bleibt, wird durch 
die Anarchie verwüſtet. 
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Endlich bedeutet Wohlſtand für alle ununterbrochenen Fort- 
gang der Produktion. Die Zerftörung des Kapitalismus ift noch 
nicht Sozialismus. Wo kapitaliſtiſche Produktion nicht ſoſort in 
ſozialiſtiſche übergeführt werden kann, muß jene weiterbeſtehen, 
ſonſt wird der Produktionsprozeß unterbrochen und damit das 
Maſſenelend produziert, das der moderne Proletarier als allae- 
meine Arbeitsloſigkeit ſo ſehr fürchtet. 

Nur wo das Proletariat eine Schulung in genoſſenſchaſtlicher, 
gewerkſchaftlicher, ſtädtiſcher Selbſtverwaltung und in Anteilnahme 
an ſtaatlicher Geſetzgebung und Regierungskontrolle durchgemacht 
hat und zahlreiche Intellektuelle bereit find, der ſozialiſtiſchen Bro- 
duktion ihre Dienſte zu leihen, vermag dieſe ſoſort ohne Störungen 
den Kapitalismus überall dort zu erſetzen, wo unter den neuen Ver⸗ 
hältniſſen kapitaliſtiſche Produktion unmöglich wird. 

In einem Lande, das ökonomiſch noch ſo wenig entwickelt iſt, 
daß das Proletariat nur eine Minderheit bildet, iſt dieſe Reife des 
Proletariats nicht zu erwarten. 

Es iſt alſo von vornherein anzunehmen, daß überall dort, wo 
das Proletariat ſich an der Staatsmacht nur behaupten kann durch die 
Diktatur im Gegenſatz zur Demokratie, die Schwierigkeiten, die fih 
dem Sozialismus entgegenſtellen, jo groß find, daß es geradezu aus- 
geſchloſſen erſcheint, die Diktatur könne raſch allgemeinen Wohlſtand 
bringen und auf dieſe Weiſe die durch fie politiſch entrechteten Volks- 
maſſen mit dem Gewaltregime verſöhnen. 

In der Tat ſehen wir, daß die Sowjetrepublik nach neun Mo: 
naten des Beſtehens ſtatt allgemeinen Wohlſtand zu verbreiten, ſich 
gegoungen fühlte, zu erklären, woher der allgemeine Notſtand her- 
rühre. 

Wir haben vor uns liegen „Theſen über die ſozialiſtiſche Re⸗ 
volution und die Aufgaben des Proletariats während ſeiner Diktatur 
in Rußland“, die von bolſchewiſtiſcher Seite herrühren. Ein Abſchnitt 
behandelt: „Die Schwierigkeit der Lage.“ Da heißt es als 28. Theſe: 

28. Das Proletariat führt die organiſche poſitive Arbeit unter 
den größten Schwierigkeiten aus. Die Schwierigkeiten innerer Natur 
ſind: Abnutzung und ungeheure Erſchöpfung der Volkswirtſchaft, ſogar 
ihre Auflöſung infolge des Krieges; die Politik der Kapitaliſtenklaſſe 
vor der Oktoberrevolution (die bewußte Politik der Desorganiſation, 
um nach der „Anarchie“ bürgerlich-diktatoriſche „Ordnung“ zu ſchaffen); 
die allgemeine Sabotage der Bourgeoiſie und der Intelligenz nach der 

Oktoberrevolution; die permanenten gegenrevolutionären bewaffneten 

und unbewaffneten Aufſtände der geweſenen Offiziere, der Generäle, 

der Bourgeoiſie; Mangel an techniſchen Kräften und an 

Schulung der Arbeiterklaſſe ſelbſt⸗); Mangel organi- 

ſatoriſcher Erfahrung; das Vorhandenſein von großen Schichten des 

ia pagan das eine desorganiſatoriſche Klaſſe par excellence 

iſt u. ſ. w.“ 


Das alles iſt ſehr richtig. Bezeugt es aber etwas anderes als 
die Unreife der Verhältniſſe? Und beweiſt es nicht ſchlagend, daß an 
einem „Anſchauungsunterricht“ im Sinne des Sozialismus unter 
dieſen Umſtänden im jetzigen Rußland nicht zu denken iſt? Ein 
famojet Anſchauungsunterricht, der theoretiſche Auseinanderſetzun⸗ 
gen darüber notwendig macht, warum das, was gezeigt werden ſoll, 


„) Im Original gejperrt. 
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augenblicklich noch nicht ſichtbar zu machen ift. Sollen dadurch die- 
jenigen bekehrt werden, die dem Sozialismus bisher widerſtrebten 
und die nur durch praktiſche Erfolge zu überzeugen ſind? 

Natürlich kann ein jedes neue Regime auf unerwartete Schwie— 
rigkeiten ſtoßen. Man täte Unrecht, ſie von vornherein dieſem Regime 
zur Laſt zu legen und ſich dadurch ohne nähere Prüfung der Gach- 
lage entmutigen zu laſſen. Aber ſoll man trotz der Schwierigkeiten 
ausharren, dann muß man vorher ſchon eine ſtarke Ueberzeugung der 
Richtigkeit und Notwendigkeit dieſes Regimes gewonnen haben. Nur 
dann wird man ſich an ihm nicht irremachen laſſen. Die Erfolgs- 
anbeter ſind ſtets unſichere Kantoniſten. 


So kommen wir auch hier wieder auf die Demokratie zurück, 


die uns zwingt, danach zu ſtreben, daß wir die Maſſen durch inten- 
fiofte Propaganda aufklären und überzeugen, ehe wir an die Durch: 
führung des Sozialismus herangehen. Wir müſſen auch hier wieder 
die Methode der Diktatur ablehnen, die an Stelle der Ueberzeugung 
den Anſchauungsunterricht der Gewalt ſetzt. 

Damit ſoll nicht geſagt ſein, daß der Anſchauungsunterricht 
bei der Verwirklichung des Sozialismus nichts zu leiſten vermöge. 
Im Gegenteil, er kann und wird dabei eine große Rolle ſpielen, aber 
nicht durch Vermittlung einer Diktatur. 

Die verſchiedenen Staaten der Welt ſtehen auf ſehr verſchiede— 
nen Stufen ökonomiſcher und politiſcher Entwicklung. Je kapitaliſti⸗ 
ſcher ein Staat auf der einen Seite, je demokratiſcher auf der anderen 
Seite, deſto näher ſteht er dem Sozialismus. Je mehr feine fapitali- 
ſtiſche Induſtrie entwickelt iſt, deſto höher ſeine Produktivkräfte, deſto 
größer ſein Reichtum, deſto geſellſchaftlicher die Arbeit, deſto gabl- 
reicher ſein Proletariat. Und je demokratiſcher ein Staat, deſto beſſer 
organiſiert und geſchult iſt ſein Proletariat. Die Demokratie hemmt 
mitunter ſein revolutionäres Denken, iſt aber das unentbehrliche 
Mittel, ihm jene Reife zu erleichtern, deren es bedarf zur Gewin- 
nung der politiſchen Macht und zur Durchführung der ſozialen Me- 
volution. In keinem Lande bleiben Konflikte aus zwiſchen dem Prole- 
tariat und den herrſchenden Klaſſen, aber je vorgeſchrittener kapitali⸗ 
ſtiſch und demokratiſch ein Land, deſto größer die Ausſicht für das 
Proletariat, in einem ſolchen Konflikt, nicht bloß vorübergehend zu 
ſiegen, ſondern den Sieg auch zu behaupten. 

Wo ein Proletariat unter ſolchen Bedingungen an das Staats- 
ruder gelangt, wird es ausreichend materielle und ideelle Macht- 
mittel vorfinden, um ſofort der ökonomiſchen Entwicklung die Rich⸗ 
tung zum Sozialismus zu geben und ſofort den allgemeinen Wohl- 
ſtand zu vermehren. - 

„Das gibt dann einen wahrhaften Anſchauungsunterricht für 
die ökonomiſch und politiſch rückſtändigen Länder. Die Maſſe ihrer 
Proletarier wird nun einmütig Maßnahmen in gleichem Sinne ver— 
langen, aber auch alle anderen Schichten der ärmeren Klaſſen, ſowie 
zahlreiche Intellektuelle werden verlangen, daß der Staat den gleichen 
Weg zum Wohlſtand aller einſchlage. So wird durch den Anſchauungs⸗ 
unterricht des vorgeſchrittenen Landes die Sache des Sozialismus 
auch in Ländern unwiderſtehlich werden, die heute noch nicht ſo weit 
ſind, daß ihr Proletariat aus eigener Kraft allein die Staatsmacht 
zu erobern und den Sozialismus durchzuführen vermöchte. 


Und wir brauchen dieſen Zeitpunkt nicht in eine ferne Zu⸗ 


kunft zu verſetzen. In einer Reihe von Induſtrieſtaaten ſcheinen 


bereits die materiellen und ideellen Vorbedingungen des Sozialismus 
in ausreichendem Maße vorhanden zu ſein. Die Frage der politi⸗ 
ſchen Herrſchaft des Proletariats iſt bloß noch eine Frage der Macht, 
vor allem der Geſchloſſenheit des Proletariats zu entſchloſſenem 
Klaſſenkampf. Aber Rußland gehört nicht zu dieſen führenden 
Induſtrieſtaaten. Was ſich dort jetzt abſpielt, iſt tatſächlich die letzte 
der bürgerlichen, nicht die erſte der ſozialiſtiſchen Revolutionen. Das 
zeigt ſich immer deutlicher. Nur dann hätte ſeine jetzige Revolution 
ſozialiſtiſchen Charakter annehmen können, wenn ſie mit einer weſt⸗ 
europäiſchen ſozialiſtiſchen Revolution zuſammenfiel. 

aß durch einen derartigen Anſchauungsunterricht der höher 
entwickelten Nationen der Gang der ſozialen Entwicklung beſchleu— 
nigt werden kann, darauf wies ſchon Marx im Vorwort zur erſten 
Auflage ſeines „Kapital“ hin: 

„Eine Nation ſoll und kann von der anderen lernen. Auch wenn 
eine Geſellſchaft dem Naturgeſetz ihrer Bewegung auf die Spur ges 
kommen ijt... kann fie naturgemäß Entwicklungsphaſen weder über⸗ 
ſpringen noch wegdekretieren. Aber ſie kann die Geburtswehen 
abkürzen und mildern.“ 


Unſere bolſchewiſtiſchen Freunde ſcheinen dieſen Satz trotz ihrer 
zahlreichen Berufungen auf Marx ganz vergeſſen zu haben, denn die 
Diktatur des Proletariats, die ſie predigen und üben, iſt nichts als 
ein grandioſer Verſuch, naturgemäße Entwicklungsphaſen zu über— 
ſpringen und wegzudekretieren. Sie meinen, das ſei die ſchmerzloſeſte 
Methode, den Sozialismus zu gebären, feine „Geburtswehen abzu— 
kürzen und zu mildern“. Aber wenn man im Bilde bleiben will, 
dann gemahnt uns ihre Praxis mehr an eine ſchwangere Frau, die 
die tollſten Sprünge vollführt, um die Dauer ihrer Schwangerſchaft, 
die ſie ungeduldig macht, abzukürzen und eine Frühgeburt herbei— 
zuführen. 

Das Produkt eines ſolchen Verfahrens iſt in der Regel kein 
lebensfähiges Kind. 

Marx ſpricht hier von dem Anſchauungsunterricht, den eine 
Nation der anderen erteilen kann. Für den Sozialismus kommt 
jedoch noch eine andere Art Anſchauungsunterricht in Betracht, die- 
jenige, die eine höher entwickelte Betriebsform für rückſtändige er— 
teilen kann. 

Wohl trachtet die kapitaliſtiſche Konkurrenz überall danach, die 
rückſtändigen Betriebe auszurotten, aber das ift unter fapitalifti- 
ſchen Bedingungen ein ſo qualvoller Prozeß, daß die von ihm Be- 
drohten ihn mit allen Mitteln abzuwehren ſuchen. Die ſozialiſtiſche 
Produktionsweiſe wird daher noch eine Menge Betriebe vorfinden, 
die techniſch überlebt ſind. Namentlich in der Landwirtſchaft, wo der 
a nur geringe Fortſchritte macht, ſtellenweiſe ſogar zurück— 
geht. 

Sozialiſtiſche Produktion läßt fic) aber nur auf der Grund- 
lage des Großbetriebes entwickeln. Die ſozialiſtiſche Landwirtſchaft 
wird ſich zunächſt auf die Vergeſellſchaftung der Großbetriebe, die ſie 
vorfindet, beſchränken müſſen. Erzielt ſie dabei gute Refultate, wie zu 
erwarten ijt, wenn fie an Stelle der Lohnarbeit, die in der Qand- 
wirtſchaft nur unzureichende Reſultate erzielt, die Arbeit freiver- 
geſellſchafteter Menſchen ſetzt, geſtalten ſich die Verhältniſſe der Qr- 
beiter in den ſozialiſtiſchen Großbetrieben günſtiger, als die der 
kleinen Bauern, dann darf man mit Beſtimmtheit erwarten, daß 
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dieſe maſſenweiſe freiwillig zur neuen Produktionsweiſe übergehen, 
wenn die Geſellſchaft ihnen die dazu nötigen Mittel liefert. Früher 
nicht. In der Landwirtſchaft arbeitet der Kapitalismus dem Sozia- 
lismus nur ungenügend vor. Und es ift ganz ausſichtslos, bäuer- 
liche Beſitzer theoretiſch von den Vorzügen des Sozialismus iiber- 
zeugen zu wollen. Bei der Sozialiſierung der bäuerlichen Landwirt- 
ſchaft kann nur der Anſchauungsunterricht helfen. Dieſer ſetzt jedoch 
eine gewiſſe Ausdehnung landwirtſchaftlicher Großbetriebe voraus. 
Der Anſchauungsunterricht wird um ſo raſcher und gründlicher 
wirken, je ausgedehnter der Großbetrieb im Lande. 

Das Ziel der kleinbürgerlichen Demokraten, das von den Sozial- 
demokraten Davidſcher Färbung aufgenommen und womöglich noch 
ſchärfer ausgeprägt wird: die Vernichtung jeglichen landwirtſchaft⸗ 
lichen Großbetriebes und ſeine Aufteilung in Zwergbetriebe, es wirkt 
dem Sozialismus in der Landwirtſchaft und damit in der Geſellſchaft 
überhaupt aufs ſtärkſte entgegen. 

Das auffallendſte Merkmal der jetzigen ruſſiſchen Revolution 
iſt ihre Arbeit im Sinne von Eduard David. Er und nicht Lenin gibt 
dort die eigentliche Richtung der Revolution an. 

Das iſt der ſozialiſtiſche Anſchauungsunterricht, den ſie erteilt. 
Er bezeugt ihren in Wahrheit bürgerlichen Charakter. 


9. Die Hinterlaſſenſchaft der Diktatur. 
a) Die Landwirtſchaft. 


Die Diktatur ſoll nicht nur den beſten Anſchauungsunterricht 
für die ſozialiſtiſche Propaganda liefern, ſondern auch den Weg zum 
Sozialismus durch ihre Taten ſelbſt in dem Falle abkürzen, daß 
fie ſich nicht zu behaupten vermag und zuſammenbricht, ehe fie ibr 
Ziel erreicht hat. Sie wird, fo erwarten ihre Anhänger, vieles hinter⸗ 
laſſen, was ſich nicht wieder beſeitigen, vieles aus dem Wege ge- 
räumt haben, was ſich nicht wieder aufbauen läßt. : 

Auch diefe Auffaſſung, wie jo manche andere, fußt auf der Be- 
obachtung der großen franzöſiſchen Revolution, der bürger- 
lichen Revolution, in deren Bann immer noch jene ſtehen, die alles, 
was ihnen nicht paßt, als „bürgerlich“ brandmarken und verwerfen, 
denen die Demokratie nur ein bürgerliches Vorurteil iſt. 

Die Beobachtung iſt richtig, aber die Schlüſſe, die aus ihr zu 
ziehen, ſind andere als die der Verfechter der Diktatur. Dieſe vermag 
manches radikaler zu beſorgen als die Demokratie, aber was dabei 
herauskommt, iſt gerade nicht immer das, was die Diktatoren wollten. 
So hoch dieſe über allen anderen Gewalten im Staate ſtehen mögen, 
von einer bleiben fie ſtets abhängig: von den materiellen 
Grundlagen der Geſellſchaft. Dieſe Grundlagen, und 
nicht der Wille der Diktatoren, entſcheiden darüber, welches ſchließlich 
die ſozialen Wirkungen der Diktatur ſein werden. 

Die ſtärkſte Triebkraft der Schreckensherrſchaft in der franzöſi⸗ 
ſchen Revolution waren die Proletarier und die halbproletariſchen 
Kleinbürger von Paris. Was ſie wollten, war die Ausgleichung der 
Vermögen, die Zerſtörung der großen Vermögen. Das ift ihnen auch 
vielfach gelungen. Aber fie zerſtörten nur weit gründlicher, als es 
anderswo in Europa geſchehen iſt, die feudalen Ueberreſte und ebneten 
damit am wirkſamſten den Weg für das Aufkommen der neuen Fapi- 
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taliſtiſchen großen Vermögen, die auch ſofort nach dem Sturze der 
Schreckensherrſchaft wie Pilze in die Höhe ſchoſſen. Das und nicht 
etwa die ökonomiſche Gleichheit war die Hinterlaſſenſchaft jener 
Diktatur der Gleichmacher. 

Um zu erfahren, welches die ökonomiſche Erbſchaft der jetzigen 
Diktatur der Sowjets ſein wird, müſſen wir ebenfalls nicht bloß deren 
Abſichten und Wünſche und Maßregeln in Betracht ziehen, ſondern 
die ökonomiſche Struktur des Reiches. Sie iſt entſcheidend. 

„Dieſe Unterſuchung mag manchem als langweilige Shul- 
meiſterei erſcheinen, die nicht zu vereinbaren ſei mit dem revolu- 
tiondren Feuer, das in einem Marx loderte. Niemand kann mit Be- 
ſtimmheit ſagen, was Marx in der jetzigen Situation gedacht und 
getan hätte. Sicher aber erweiſt ſich jene langweilige Schulmeiſterei 
als das einzige Verfahren, das vereinbar iſt mit dem hiſtoriſchen 
Materialismus, deffen Begründung zu den unvergänglichſten Ber- 
dienſten von Karl Marr gehört. Einen Menſchen, der glaubte, bei 
Fragen der Erkenntnis ſtehe der bloße Enthuſiasmus höher als die 
Sachkunde, hätte Marx als leeren Phraſeur beiſeite geſchoben. 

Die ökonomiſche Grundlage Rußlands ift heute noch die Land: 
wirtſchaft, und zwar der bäuerliche Kleinbetrieb. Von ihm leben 
etwa vier Fünftel, vielleicht ſogar fünf Sechſtel ſeiner Bewohner. Im 
Jahre 1913 berechnete man in Rußland (ohne Finnland) die ſtädtiſche 
Bevölkerung auf 24 Millionen und die auf dem Lande wohnende auf 
147 Millionen. Die ungeheure Mehrzahl der letzteren ſind Bauern. 
An dieſem Verhältnis hat ſich durch die Revolution nichts geändert. 
Es hat fih in dem leiten Jahre eher noch verſtärkt. Zahlreiche Mr- 
beiter ſind auf das Land zurückgewandert. In den Städten hat der 
Hunger viel ärger gewütet wie bei den Bauern. 

Bis zur Revolution lebte der Bauer unter einem halbfeudalen 
Drucke. Wohl hatte die Reform von 1861 die Leibeigenſchaft aufge— 
hoben, den Bauern zu einem formell freien Manne gemacht. Aber 
ſie war nicht das Werk einer Revolution, ſondern das Werk eines 
patriarchaliſchen Abſolutismus, der väterlich dafür ſorgte, daß die 
großen Grundbeſitzer bei der Reform nichts verloren, eher gewannen. 
Der Bauer mußte ſeine Freiheit mit dem Verluſt eines Teiles des 
Bodens bezahlen, den er bis zur Reform benutzt hatte, und mußte 
den Boden, der ihm zugewieſen wurde, teuer bezahlen. Wohl war 
der durchſchnittliche Umfang einer Bauernwirtſchaft größer als in 
Weſteuropa. In Rußland machten vor der Revolution die Wirtſchaften 
mit weniger als 5 Deßjatinen (6 Hektar) nur 10˙6 Prozent aller 
Bauernwirtſchaften aus, in Frankreich dagegen die Wirtſchaften von 
5 und weniger Hektar 71.4 und in Deutſchland 76-5 Prozent 
(Maßloff: „Die Agrarfrage in Rußland“, Stuttgart 1907, Seite 19). 
Aber die ruſſiſche Landwirtſchaft iſt ſo rückſtändig durch Unwiſſenheit 
des Bauern, primitive Technik, Mangel an Vieh und Dünger, daß 
fie weit weniger produziert als in Weſteuropa. In Frankreich be: 
trägt der Ertrag an Weizen per Deßjatine 705 Pud (1 Bud = 16°38 
Kilogramm), in Deutſchland 77 Bud, in Rußland dagegen bloß 
28˙2 Pud (Maßloff, Seite 20). ; SM 

Der Bauer war daher nach jeiner Befreiung bald materiell in 
ſchlechterer Lage als vorher. Er verarmte, fein Betrieb ging nicht 
vorwärts, ſondern eher zurück. Um nicht zu verhungern, mußte er 
von Großgrundbeſitzern Landſtücke pachten oder auf dem Boden, den 


dieſer Beſitzer ſelbſt im Großbetrieb bewirtſchaftete, Lohnarbeit leiſten. 
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Meiſt ſah er ſich gezwungen, Vorſchüſſe für ſeine zu leiſtende Arbeit 
aufzunehmen, wodurch er in eine Schuldknechtſchaft geriet, die oft 
viel drückender und hoffnungsloſer war als die frühere Leibeigen⸗ 


ſchaft. i Be 

Die Sache wurde nicht beſſer dadurch, daß nun die Produktion 
des Bauern für den Markt, den inneren wie den äußeren, aufkam. 
Er bekam damit Geld in die Hand und die Möglichkeit, Geld zu 
ſparen. Das ließ ſich aber nur erreichen auf Koſten der Ernährung 
des Bauern. Ehedem hatte er den größten Teil ſeiner Produkte 
ſelbſt verzehrt, weil er keinen Abſatz dafür hatte. Nun fand er Abſatz. 
nun verkaufte er ſo viel als möglich, behielt ſo wenig als möglich 
zurück. So wurde jedes Mißjahr zu einem Hungerjahr. Soweit der 
Bauer dabei Geld ſparen konnte, verwendete er es nicht, um feiner 
Betrieb zu verbeſſern, ſondern um mehr Land zu erwerben. : 

In der Zeit von 1863 bis 1892 wurden im europäiſchen Ruß: 

land landwirtſchaftliche Grundſtücke : 


gekauft verkauft 

B Millionen Rubel 
von Adeligen! OENE 821 1459 
Z AUTE cassie RE 318 135 
PABDKEGNE RE IE TEN 335 93 


Das Land der Adeligen nahm aljo ab, das der Bauern wuchs 
neben dem der ſtädtiſchen Bourgeoiſie. Noch raſcher aber wuchs die 
Landbevölkerung und ſo nahm die Bodenfläche, die durchſchnittlich 
auf einen Bauern kam, ab, trotzdem das geſamte bäuerliche Areal 
etwas zunahm. Gleichzeitig verſchwand unter der Einwirkung der 
Geldwirtſchaft, der die Geſetzgebung nachhalf, immer mehr der Dorf- 
kommunismus, der von Zeit zu Zeit eine gewiſſe Ausgleichung der 
Bodenanteile der einzelnen Bauern herbeigeführt hatte. Einzelne 
wurden wohlhabend, um ſo mehr verarmten die anderen. Beide aber, 
wohlhabende wie arme Bauern, ſahen immer gieriger nach dem Lande 
des großen Grundbeſitzers, von dem ſie ihre Rettung erwarteten. Der 
Umſturz der Eigentumsverhältniſſe auf dem Lande war ihr Sehnen, 
ſie wurden eine revolutionäre Klaſſe. Ihr Sehnen fand Ausdruck und. 
Geſtaltung durch die revolutionäre Intelligenz der Städte. Die 
Sozialiſten Rußlands waren ſich einig darüber, daß eine Revolution 
des Grundbeſitzes für Rußland ebenſo unerläßlich fei, wie ein Um- 
ſturz des zariſtiſchen Abſolutismus. Doch bildeten ſich unter den 
Sozialiſten zwei Richtungen. Die einen meinten, der primitive Dorf- 
kommunismus befähige den Bauern und damit ganz Rußland, ſofort 
in den Sozialismus hineinzuſpringen, freilich in einen ganz eigen- 
artigen. Dieſe Richtung nahm verſchiedene Formen an, ſchließlich 
die der Sozialrevolutionäre. Ihnen ſtanden die Marxiſten gegen- 
über, die den Grundſatz verfochten, daß Rußland ebenſo wenig wie 
ein anderes Land „naturgemäße Entwicklungsphaſen überſpringen 
oder wegdekretieren könne“, daß die kommende Revolution nur die 
Reſte des Feudalismus wegräumen und die kapitaliſtiſche Entwicklung 
beſchleunigen könne, auf Grund deren ein durch die neu gewonnene 
Demokratie geſchultes Proletariat heranreife, das dann, auf gleicher 
Höhe mit dem Proletariat Weſteuropas, gleichzeitig mit dieſem den 
Sozialismus zu erringen vermöge. 

Alle Sozialiſten ohne Unterſchied der Richtung waren ſich aber 
darin einig, die Bauernſchaft in ihrem Streben nach Beſeitigung der 
Reſte des Feudalismus zu unterſtützen. Das kam den Bauern deutlich 
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gum Bewußtſein in der Revolution 1905. Von da an hat das Zur 
ſammenwirken der Bauern mit den Sozialiſten, namentlich durch 
Vermittlung der Sozialrevolutionäre immer engere Formen ange— 
nommen. So erſtand nach der Revolution von 1917 die Organiſation 
der Sowjets als eine nicht bloß proletariſche, ſondern auch bäuerliche. 

Der Großgrundbeſitz wurde durch die Revolution unhaltbar. 
Das trat ſofort klar zutage. Ihn der bäuerlichen Bevölkerung zu über— 
geben, wurde unvermeidlich. Indes war man keineswegs einig dar- 
über, in welchen Formen das geſchehen ſollte. Verſchiedene Löſungen 
waren denkbar. Vom ſozialiſtiſchen Standpunkt die rationellſte wäre 
die geweſen, die Großbetriebe in Staatsbeſit zu übernehmen und 
durch die Bauern, die auf ihnen bisher als Lohnarbeiter tätig ge— 
weſen waren, nun in genoſſenſchaftlichen Formen bearbeiten zu laſſen. 

Indeſſen ſetzt diefe Löfung eine Landarbeiterſchaft voraus, wie fie 
Rußland nicht beſitzt. Eine andere Löſung hätte dahingehen können, 
daß der Großgrundbeſitz in Staatseigentum überging, jedoch in kleine 
Güter verteilt wurde, die von den landarmen Bauern in Pacht ge— 
nommen wurden. Da wäre noch etwas von Sozialismus dabei ver- 
wirklicht worden. 

Aber der Kleinbetrieb trachtet, wo er nur kann, nach dem vollen 
Privateigentum an feinen Produktionsmitteln. Dieſen Charakter hat 
er bisher noch überall gezeigt und der ruſſiſche Bauer macht keine 
Ausnahme trotz der Traditionen des Dorfkommunismus. Die Zer⸗ 
ſchlagung der großen Güter und ihre Aufteilung, das war fein Pro- 
gaitun und er war ſtark genug, es durchzuſetzen. Niemand konnte ihn 
hindern. 

Indes wäre es im Intereſſe der Bauernſchaft ſelbſt wünſchens⸗ 
wert geweſen, daß die Aufteilung ſyſtematiſch betrieben wurde, daß 
das Land denjenigen gegeben wurde, die es am nötigſten brauchten, 
die es aber auch benützen konnten. Nur eine Autorität gab es, die 
eine ſolche ſyſtematiſche Aufteilung hätte durchſetzen können: Die 
Konſtituante, die Vertreterin des Geſamtwillens der Nation, die 
große Mehrheit der Bauern inbegriffen. 

Doch dieſe ließ zu lange auf ſich warten, die Bauern fingen 
überall an, zur Selbſthilfe zu greifen, wobei viele wertvolle Wro- 
duktionsmittel zerſtört wurden. Die Sowjetorganiſation beſeitigte 
dann jede Ausſicht auf Regelung der Agrarfrage durch die Kon- 
ftituante und überließ es den Bauern eines jeden Rayons, mit dem 
Boden des großen Grundbeſitzes anzufangen, was ſie wollten und 
nach ihrem Belieben die Teilung vorzunebmen. Einer der erſten Be- 
ſchlüſſe der Sowjetregierung verordnete: 

„1. Das gutsherrliche Eigentum an Grund und Boden wird ohne 
Entſchädigung ſofort aufgehoben. 

2. Die Güter der Grundherren ſowie die Apanagen⸗, Kloſter⸗ und 
Kirchengüter mit ihrem geſamten lebenden und toten Inventar, ihren 
Wirtſchaftsgebäuden und allem Zubehör gehen, bis zur Entſcheidung 
der Bodenfrage durch die konſtituierende Verſammlung, in die Ver— 
fügung der Bezirksbodenkomitees, und der Kreisräte der Bauern- 
deputierten über.“ 


Die Verweiſung auf die konſtituierende Verſammlung blieb 
toter Buchſtabe. Tatſächlich konnten die Bauern der einzelnen Be— 
zirke mit dem Gutsbeſitz anfangen, was ſie wollten. 

Damit war von vornherein eine Ausgleichung zwiſchen reichen 
Bezirken mit vielen großen Bauern und armen mit lauter Zwerg- 
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bauern ausgeſchloſſen. Es war aber auch innerhalb des einzelnen Be— 
zirks keine Gewähr dafür gegeben, wer den Boden bekam. Wo die 
reichen Bauern dominierten, ob durch ihre Zahl oder nur durch ihren 
Einfluß, zogen ſie den Löwenanteil des großen Grundbeſitzes an 
ſich. Eine allgemeine Statiſtik der Bodenverteilung gibt es nicht. 
Aber vielfach wird behauptet, daß die reichen Bauern in der Regel 
bei der Aufteilung des Landes am beſten weggekommen ſeien. 

Sicher iſt, daß auch die Sowjetrepublik nicht eine Löſung der 
Agrarfrage im Sinne der Ausgleichung des Bodenbeſitzes gebracht 
hat. Das erkennt ſie ſelbſt an. In ihren Anfängen bildeten die 
bäuerlichen Sowjets die Organiſationen der Bauernſchaft über- 
haupt. Heute verkündet ſie, die Sowjets ſtellten die Organiſationen 
der Proletarier und der armen Bauern dar. Die Wohlhabenden 
verlieren das Wahlrecht zu den Sowjets. Der arme Bauer wird hier 
als dauerndes und maſſenhaftes Produkt der ſozialiſtiſchen Agrar— 
reform der „Diktatur des Proletariats“ anerkannt. Wohl dürfte er 
in vielen Dörfern die Minderheit bilden, ſonſt wäre es zwecklos, ihn 
durch Abſchaffung des Wahlrechts der größeren und mittleren Bauern 
ſchützen zu wollen. Aber auf jeden Fall bildet er noch einen ſehr 
erheblichen Bruchteil der ruſſiſchen Bauernſchaft. 

Bei dieſer Beſitzverteilung ſcheint ſich die Sowjetrepublik be— 
ruhigen zu wollen. Und ſie tut gut daran. Es könnte ihr an den 
Kragen gehen, wenn ſie an das bäuerliche Privateigentum tippen 
wollte. 

Sie greift allerdings in das Verhältnis zwiſchen reicheren und 
ärmeren Bauern ein, jedoch nicht durch eine neue Bodenverteilung. 
Um dem Mangel der Städter an Lebensmitteln abzuhelfen, wurden 
Abteilungen bewaffneter Arbeiter auf die Dörfer geſchickt, die den 
reicheren Bauern ihren Ueberſchuß an Lebensmitteln abnahmen. Ein 
Teil wurde der ſtädtiſchen Bevölkerung zugewieſen, ein Teil den 
ärmeren Bauern. Darin iſt wohl nur eine vorübergehende Not— 
ſtandsmaßregel zu ſehen ſowie eine bloß auf gewiſſe Gegenden — 
die Umgebung der großen Städte — beſchränkte. Sie allgemein durch— 
zuführen, wäre die bewaffnete Macht der Städte ganz unzureichend. 
Auf keinen Fall vermöchte ſie den Ausgleich zwiſchen arm und reich 
auf dem Lande herbeizuführen, ſelbſt wenn ſie regelmäßig, jahraus, 
jahrein wiederholt würde. Wohl aber wäre ſie in letzterem Falle ein 
wirkſames Mittel, die Landwirtſchaft gänzlich zu ruinieren. 

Wo privat produziert wird und der Produzent damit rechnen 
muß, daß ihm ſein ganzer Produktionsüberſchuß über das zur 
Deckung ſeiner Bedürfniſſe Erforderliche hinaus genommen wird, da 
ſchränkt er ſeine Produktion auf das unerläßlichſte Minimum ein. 

Das iſt einer der Gründe des Verfalls der Landwirtſchaft in manchen 
Ländern des orientalijchen Deſpotismus, in denen der Steuerpächter 
den Bauern jeglichen Ueberſchuß über das Unentbehrlichſte hinaus 
abnimmt. Ein gleicher Fall würde in Rußland eintreten. Der 
Sozialismus will die Ausgleichung der ökonomiſchen Unterſchiede er— 
reichen durch Vergeſellſchaftlichung der Produktionsmittel und der 
Produktionsweiſe. Damit wird die Geſellſchaft auch Herrin der Pro- 
dukte. Sie kann dabei die Produktion aufs höchſte ſteigern und die 
Produkte nach den Geſichtspunkten geſellſchaftlicher Zweckmäßigkeit 
und Gerechtigkeit verteilen. 

Dagegen das Privateigentum an den Produktionsmitteln und 
die private Produktion fortbeſtehen laſſen und die von den Produ— 
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zenten erzielten Ueberſchüſſe regelmäßig mit Beſchlag belegen, heiß 
nur, die Produktion ruinieren, gleichviel, ob damit einem orientali- 
ſchen Deſpoten oder einer proletariſchen Diktatur gedient werden ſoll. 

Nicht dasſelbe gilt natürlich von dem Verfahren dort, wo es 
nur als eine gelegentliche Notſtandsmaßregel gedacht iſt. Da mag es 
mitunter unentbehrlich ſein. Anders ſind wohl auch d die jetzigen Er- 
propriierungen wohlhabender Bauern nicht gedacht. Sie ändern nicht 
das mindeſte am ſozialen Aufbau der ruſſiſchen Geſellſchaft. Nur 
tragen ſie ein neues Element der Unruhe und des Bürgerkrieges in 
den Produktionsprozeß hinein, der zu ſeiner Geſundung der Ruhe 
und Sicherheit dringend bedarf. 

Indes, ſelbſt wenn die Diktatur der Sowjets die Kraft und den 
Willen hätte, eine neue Landverteilung vorzunehmen und den Boden 
völlig gleichmäßig zu verteilen, wäre damit den Bauern nicht viel 
geholfen, da bei der heutigen primitiven Produktion das Kulturland 
Rußlands nicht ausreicht, einem jeden Bauern ſoviel Land zu geben, 
daß er der Armut entzogen würde. 

Mit Recht ſagt Maßloff in dem ſchon mehrfach zitierten Buche: 

Der Verſuch, die Wirtſchaften auszugleichen, iſt nur auf dem 

Boden allgemeiner Armut zu verwirklichen. Bei Aufrechterhaltung des 

Privateigentums an Produktionsmitteln alle reich zu machen, iſt eine 

kleinbürgerliche und vulgäre Utopie. Wenn dieſe Art Gleichheit unaus⸗ 

führbar iſt, ſo exiſtiert im Gegenſatz dazu die Gleichheit der Armut in 
vielen Gegenden, und die Ausdehnung eines ſolchen Zuſtandes wird 
wohl ſchwerlich irgendwen begeiſtern. In welchem Umfange man auch 
den bäuerlichen Grundbeſitz ausdehnen mag, es wird immer zu wenig 

De geben, um alle Bauernwirtſchaften wohlhabend machen zu 

onnen. 

Das Streben, das Bauernleben in den Rahmen des fleinbiirger- 
lichen Ideals — einer ökonomiſchen Gleichheit aller kleinen Eigen— 
tümer — einzugwängen, ift nicht nur utopijtijch, ſondern auch 
reaktionär (S. 240).“ 

Die Bauernſchaft Rußlands in ihrer Geſamtheit wirtſchaftlich 
zu heben, das kann bei der gegebenen Bevölkerungszahl und dem vor- 
handenen Kulturboden durch keinerlei Art Landverteilung geleiſtet 
werden. Dazu bedarf es des Uebergangs zu höheren Betriebsformen, 
die eine verbeſſerte allgemeine Bildung der landwirtſchaftlichen Be— 
völkerung und ihre vermehrte Ausstattung mit Vieh. Werkzeugen, 
Maſchinen, künſtlichem Dünger erheiſchen — alles Bedingungen, die 
ſich auf der Grundlage allgemeiner Zwergwirtſchaft am ſchwerſten 
und langſamſten erreichen laſſen. 

Sind die Bedingungen zu intenſiver kapitaliſtiſcher Landwirt- 
ſchaft in Rußland nur ſchwach entwickelt und durch die Revolution 
vorübergehend in mancher Beziehung noch 1 ſo ſind die 
Bedingungen für ſozialiſtiſche Produktion dort noch gar nicht ge— 
geben, die nur auf der Grundlage des Großbetriebs bei hoch ent- 
wickelter landwirtſchaftlicher Technik erſtehen kann. Nur eine ſolche 
Technik, die Anwendung der Wiſſenſchaft und der vollkommenſten 
Maſchinen und Verfahren ſowie weitgehende Arbeitsteilung machen 
den Großbetrieb vorteilhaft und eine neue Produktionsweiſe wird 
nur dort übernommen und feſtgehalten, wo fie vorteilhaft ift, ent- 
weder höheres Produkt liefert oder Arbeit erſpart. Auf Grundlage 
der primitiven Technik und der Unwiſſenheit des ruſſiſchen Klein- 
bauern einen landwirtſchaftlichen Großbetrieb aufbauen zu wollen, 
wäre ganz zwecklos. Wohl ſpricht man in bolſchewiſtiſchen Kreiſen 


hin und wieder von der Einführung einer ſozialiſtiſchen Landwwirt- 
ſchaft, nachdem man die großen Güter zerſchlagen und unter die 
Bauern aufgeteilt hat. Wir haben ſchon der Theſen über die ſozialiſtiſche 
Revolution und die Aufgaben des Proletariats während ſeiner Dik— 
tatur in Rußland gedacht. Die 24. unter ihnen lautet: 

„Dann muß die vollſtändige Enteignung der Großgrundbeſitzer 
erwähnt werden. Grund und Boden wurde zum „Allgemeingut“ 
erklärt. Die weiteren Aufgaben find folgende: Organiſation des jtaat- 
lichen Ackerbaues: kollektive Bearbeitung der früheren Latifundien: 
die Vereinigung der kleinen Wirtſchaften in größere Einheiten mit 
Kollektivverwaltung (die ſogenannten „landwirtſchaftlichen Kom⸗ 
munen“) 2c.“ 


Damit, daß man etwas für eine Aufgabe erklärt, iſt ſie leider 
noch nicht gelöſt. Die kollektive Landwirtſchaft iſt in Rußland einſt⸗ 
weilen noch dazu verurteilt, auf dem Papier zu bleiben. Noch nir- 
gends und zu keiner Zeit ſind Kleinbauern auf Grund theoretiſcher 
Ueberzeugungen zu kollektiver Produktion übergegangen. Die bäuer- 
lichen Genoſſenſchaften erfaſſen alle möglichen Zweige der Wirtſchaft, 
nur nicht den grundlegenden: die Bodenbeſtellung. Der Ackerbau auf 
der Baſis kleinbäuerlicher Technik erzeugt überall mit Naturnot⸗ 
wendigkeit das Streben nach Abſonderung einzelner kleiner Betriebe 
voneinander und nach dem Privateigentum an Grund und Boden. 
So iſt es in Europa gegangen, in Amerika, es wiederholt ſich in der 
ganzen Welt. Sollte gerade der ruſſiſche Bauer ein ſolcher phäno⸗ 
menaler Ausnahmsmenſch ſein, daß er ſich dem allgemeinen Geſetz 
entzieht? Wer ihn als gewöhnlichen Menſchen betrachtet und mit 
den Bauern der übrigen Welt vergleicht, wird die Erwartung für 
eine Illuſion erklären, auf der Baſis der heutigen Landwirtſchaft 
Rußlands könne eine ſozialiſtiſche Wirtſchaft eingerichtet werden. 

Die Revolution hat vielmehr jetzt in Rußland dasſelbe geleiſtet, 
was ſie 1789 in Frankreich leiſtete und ihre Nachwehen in Deutſch⸗ 
land leiſteten. Sie hat durch Hinwegfegung der Reſte des Feudalis⸗ 
mus das Privateigentum am Boben reiner und ſtärker zum Ausdruck 
gebracht, als es vorher geweſen. Sie hat den Bauern, der bisher am 
Umſturz des Grundeigentums, das heißt des großen, intereſſiert war, 
nun zum energiſcheſten Ve rteidiger des neu geſchaffenen Grundeigen⸗ 
tums gemacht, das private Eigentum an den Produktionsmitteln fo- 
wie die Warenproduktion neu befeſtigt: beides aber bildet die Grund⸗ 
lagen, auf denen mit Naturnotwendigkeit kapitaliſtiſche Produktion 
immer wieder von neuem entſpringt, wie ſehr fie auch zeitweiſe gee 
ſtört und ſelbſt zerſtört werden mag. 

Selbſt die ärmeren Bauern denken nicht daran, das Prinzip 
des Privateigentums am Boden aufzugeben. Nicht durch kollektiven 
Betrieb wollen ſie ihre Lage verbeſſern, ſondern durch Vermehrung 
ihres Bodenanteils, alſo ihres Privateigentums. Die Gier nach Land, 
die den Bauern immer kennzeichnet, ſie wird jetzt, nach der Ber- 
trümmerung der großen Güter, zur ſtärkſten Stütze des Privat- 
eigentums. Als ſolche erweiſt ſich der Bauer in allen Staaten, in 
denen der Feudalismus überwunden iſt. Als ſolche wird er von den 
beſitzenden Klaſſen als ihre zuverläſſigſte Schutztruppe gehegt und 
gepflegt. In Rußland wird es nicht anders gehen. 

. Das wird das ſicherſte und dauerndſte Ergebnis der jetzigen 
en des Proletariats und der ärmſten Bauern“ in Ruß- 
and ſein. 


Das Intereſſe des Bauern an der Revolution erliſcht daher. 
ſobald ſein neues Privateigentum geſichert iſt. Er wird ſich gegen 
jede Macht erheben, die auf feine Soften den alten Großgrundbeſitz 
wieder herſtellen wollte. Er hat aber kein Intereſſe, darüber hinaus- 
zugehen. 

Und wie fein Intereſſe für die Revolution, ſchwindet fein Jnter- 
eſſe für ſeinen bisherigen Verbündeten, das ſtädtiſche Proletariat. 

Je mehr die Produktion des Bauern fiir den Selbſtgebrauch 
zurückgeht, je mehr er für den Markt produziert und auf fein Geld- 
einkommen angewieſen ift, um jo größer fein Intereſſe an der Höhe 
der Preiſe ſeiner Produkte. Das wird nach der Ueberwindung des 
Feudalismus das ihn beherrſchende Intereſſe. Das bringt ihn aber 
in Gegenſatz nicht zum Großgrundbeſitz, der vielmehr mit ihm dies 
Intereſſe gemein hat, darin ſein Bundesgenoſſe iſt, ſondern zu der 
nicht landwirtſchaftlichen, ſtädtiſchen, induſtriellen Bevölkerung. Vor 
allem zu den Arbeitern, die einen größeren Teil ihres Einkommens 
als die Bourgeois auf Nahrungsmittel ausgeben müſſen, die an 
niedrigen Lebensmittelpreiſen daher das größte Intereſſe haben. 

Solange der Feudalismus dauert, ſind die Bauern und die 
unteren Klaſſen der Städte die beſten Bundesgenoſſen. Das erweijen 
jie in ihren Kämpfen vom deutſchen Bauernkrieg von 1525 an bis 
zur franzöſiſchen Revolution von 1789. Sobald die bürgerliche Revo- 
lution vollzogen iſt, beginnt der Uebergang der Bauern in das dem 
ſtädtiſchen Proletariat feindliche Lager. Nicht nur die großen Bauern 
ebenſo wie der große Grundbeſitz ſind dort zu finden, ſondern auch 
88 kleinen Bauern, ſelbſt in den demokratiſchen Republiken, wie der 
Schwei; 3. 

Der Uebergang der Kleinbauern in dieſes Lager hat ſich nicht 
mit einem Schlage vollzogen, ſondern allmählich, in dem Maße, in 
dem die Traditionen des Kampfes gegen den Feudalismus zurück- 
traten und die Produktion für den Selbſtgebrauch durch die Pro- 
duktion für den Markt verdrängt wurde. So hat ſich auch in unſeren 
Reihen lange die Auffaſſung erhalten, die Marx noch 1871 in jeiner 
Schrift über den Bürgerkrieg in Frankreich vertrat, als könnten die 
Bauern an der kommenden proletariſchen Revolution ebenſo teil- 
nehmen, wie ſie in den bürgerlichen Revolutionen Hand in Hand mit 
dem Proletariat gegangen waren. Heute noch ſuchen die Regierungs- 
ſozialiſten nach einem Agrarprogramm, das heißt nach einem Pro- 
gramm, das den Bauern ein Intereſſe am proletariſchen Klaſſenkampf. 
einflößt. Die Praxis aber zeigt überall einen wachſenden Gegenſatz 
zwiſchen Proletariat und Bauernſchaft. 

Auf dem Lande haben nur jene Elemente ein gleiches Intereſſe 
mit dem ſtädtiſchen Proletariat, die ſelbſt Proletarier ſind, das heißt, 
die nicht vom Verkauf von landwirtſchaftlichen Produkten, ſondern 
vom Verkauf ihrer Arbeitskraft leben, von der Lohnarbeit. 

Der Sieg des Proletariats hängt ab von der Ausdehnung der 
Lohnarbeit auf dem Lande — einem Prozeß, der nur langſam, oft 
gar nicht durch Zunahme des landwirtſchaftlichen Großbetriebs, ſehr 
ſchnell aber durch Verlegung von Induſtriebetrieben auf das flache 
Land vor ſich geht. Daneben hängt der proletariſche Sieg davon ab, 
daß die ſtädtiſche und induſtrielle Bevölkerung raſcher wächſt als die 
ländliche und landwirtſchaftliche. Und das iſt ein Prozeß, der rapid 
vorwärts geht. In den meiſten Induſtrieſtaaten nimmt die ländliche 
Bevölkerung nicht bloß relativ, ſondern ſogar abſolut ab. Im 
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Deutſchen Reich betrug die Landbevölkerung 1871 noch 26-2 von 
41 Millionen, 64 Prozent der Geſamtbevölkerung, 1910 nur noch 
25˙8 von 65 Millionen, 40 Prozent. Die landwirtſchaftliche Be- 
völkerung iſt noch geringer als die Landbevölkerung. Sie machte bei 
der erſten Berufszählung 1882 noch 19˙2 von 452 Millionen aus, 
42˙5 Prozent der Geſamtbevölkerung, 1907 nur noch 17˙7 von 61-7 
Millionen, 28-7 Prozent. Von dieſen 17.7 Millionen gehörten zu den 
Selbſtändigen nur 11-6 Millionen, zu den Lohnarbeitern 56 Mil- 
lionen, der Reſt zu den Angeſtellten. Die bäuerliche Bevölkerung be— 
trägt alſo nur ein Sechſtel der Geſamtbevölkerung des Deutſchen 
Reiches. Die proletariſche machte dagegen mit rund 34 Millionen 
ichon 1907 mehr als die Hälfte der Bevölkerung aus. Sie iſt ſeitdem 
ſicher noch ſtark gewachſen, wird nicht mehr weit davon entfernt ſein, 
zwei Drittel der Bevölkerung auszumachen. 

Ganz anderer Art ſind die Verhältniſſe in Rußland. Wir haben 
ihon oben gezeigt, wie ungeheuer dort das Uebergewicht der Bauern- 
ſchaft ift. Daß fie mit dem Proletariat zuſammenging, ermöglichte 
den Sieg der Revolution, bezeugte aber auch den bürgerlichen 
Charakter dieſer Revolution. Je mehr ſie ſich als ſolche vollendet und 
befeſtigt, das heißt je ſicherer das neugewonnene bäuerliche Privat- 
eigentum wird, deſto mehr wird der Boden bereitet, auf der einen 
Seite für eine kapitaliſtiſche Wirtſchaft und auf der anderen Seite 
für einen wachſenden Gegenſatz zwiſchen Bauern und Proletariern. 
Die ökonomiſchen Tendenzen. die in dieſer Richtung wirken, find in 
dem Stadium des heutigen Rußland übermächtig und ſelbſt die qe- 
walttätigſte Diktatur vermöchte ſie nicht zu brechen. Sie wird ſie 
vielmehr als Diktatur der Bauern noch fördern. 


b) Die Induſtrie. 


Anderer Art als die Landwirtſchaft iſt die Induſtrie Rußlands. 
Auch fie weiſt noch viele primitive Formen auf, aber der tapi- 
taliſtiſche Teil dieſer Induſtrie zeigt gerade wegen ſeiner Jugend 
ihre modernſten und höchſtentwickelten Formen. Und auch die in- 
duſtrielle Arbeiterſchaft Rußlands weiſt neben zahlreichen An— 
alphabeten, die vom Lande ſtammen und noch ganz in der Enge 
dörflicher Auffaſſungen befangen ſind, nicht wenige Elemente auf, 
die ſich das Geſamtmaß moderner Bildung angeeignet haben, das 
dem Proletarier heute überhaupt zugänalich ift; die von demſelben 
theoretiſchen Intereſſe erfüllt find, das Marr vor einem halben Kahr- 
hundert bei dem deutſchen Arbeiter rühmend hervorhob, die von einem 
Bildungshunger getrieben werden, den bei weſteuropäiſchen Arbeitern 
die demokratiſche Kleinarbeit nur zu häufig ertötet. 

Sollte ſich auf dieſen Grundlagen nicht ſchon eine ſozialiſtiſche 
Produftionsweiſe aufrichten laſſen? 
Man könnte fo meinen. wenn der Sozialismus darin beſtände, 
daß die Arbeiter einzelner Fabriken und Bergwerke dieſe ſich an— 
eigneten, um jede von ihnen beſonders zu bewirtſchaften. 

Eben, wie ich das ſchreibe (5. Auguſt). wird aus Moskau eine 
Rede Lenins vom 2. Auguſt mitgeteilt, in der er geſagt haben ſoll: 

„Die Arbeiter halten die Fabriken feſt in ihren Händen und die 
Bauern werden das Land den Gutsbeſitzern nicht zurückgeben.“ 


Die Parole: „Die Fabrik den Arbeitern, der Boden den 
Bauern“ war bisher nicht eine jogialdemotratijche, ſondern eine 
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anarchiſch-ſyndikaliſtiſche Forderung. Die Sozialdemokratie forderte: 
Die Fabriken und der Boden der Geſellſchaft. 

Der einzelne Bauer kann zur Not ſein Gut bewirtſchaften ohne 
Zuſammenhaue mit anderen Betrieben Eine moderne Fabrik ſteht 
dagegen milten in einem Netze geſellſchaftlicher Zuſammenhänge und 
iſt iſoliert undenkbar. Es genügt nicht, daß die Arbeiter einer Fabrik 
ſie in Beſitz nehmen, auch wenn ſie intelligent und diszipliniert genug 
ſind, ſie richtig zu verwalten. Die Fabrik kann keinen Tag in Betrieb 
ſein ohne Zuſuhren von anderen Betrieben, ohne Rohſtoffe, ohne 
Kohlen, ohne Hilfsſtoffe aller Art, ohne regelmäßigen Abſatz ihrer 
Produkte. Verjagen die Rohſtoffproduzenten, die Bergwerke oder 
das Transportweſen, dann verſagt auch die Fabrik. Ihr Betrieb als 
ſezialiſtiſcher fekt voraus, daß ein ganzes Netz geſellſchaftlicher Pro- 
duktion geſchaffen wird. Nur wenn die Geſellſchaft das vermag, iſt 
ſozialiſtiſche Produktion möglich. 

Die Sozialdemokratie fordert nicht die Auslieferung der Fabrik 
an ihre Arbeiter, ſondern fie ſtrebt geſellſchaftliche Produktion, Pro- 
duktion für den Selbſtbedarf der Geſellſchaft an Stelle der Waren- 
produktion an und das iſt nur erreichbar durch geſellſchaftlichen Be⸗ 
ſitz der Produktionsmittel. Auch die Bolſchewiki verkünden bisher 
die Nationaliſierung der Fabriken, nicht ihren Uebergang in Die 
Hände der Arbeiter. Das letzte würde nur den Uebergang zu einer 
neuen Form des Kapitalismus bedeuten, wie die Erfahrungen mit 
zahlreichen Produktivgenoſſenſchaften gezeigt haben. Die neuen Ve- 
ſitzer würden ihren Beſitz als eine privilegierte Stellung gegenüber 
arbeitſuchenden Zuzüglern verteidigen, wie ſie namentlich die ruſſiſche 
Bauernſchaft mit ihren unzureichenden Landanteilen immer wieder 
von neuem hervorbringen muß. 

Eine dauernde Ueberwindung des Kapitalismus iſt nicht 
möglich dadurch, daß man die Fabriken den in ihnen beſchäftigten 
Arbeitern übergibt, jondern nur durch Uebergabe der Produktions- 
mittel in den Beſitz der Geſellſchaft, das heißt der Geſamtheit der 
Konſumenten, damit für deren Bedürfniſſe produziert werde. Alſo 
in den Beſitz des Staates oder, bei nur lokalen Produktionsmitteln, 
der Gemeinde, eventuell auch von Konſumgenoſſenſchaften. 

Dieſen Weg hat man ja auch verſucht, jetzt in Rußland zu gehen. 
Wie weit man dabei kommt, iſt noch nicht abzuſehen. Dieſe Seite der 
Sowjetrepublik iſt jedenfalls von höchſtem Intereſſe für uns, doch 
ſchwebt ſie leider noch völlig im dunkeln. An Dekreten fehlt es freilich 
nicht, wohl aber an zuverläſſigen Nachrichten über das Wirken der 
Dekrete. Eine ſozialiſtiſche Produktion ift unmöglich ohne eine um- 
faſſende, detaillierte, zuverläſſige und rajh informierende Statiſtik. 
Zu einer ſolchen hat aber bisher die Sowjetrepublik noch nicht 
kommen können. Was wir über ihr ökonomiſches Wirken erfahren, 
iſt höchſt widerſpruchsvoll und entzieht ſich jeder Nachprüfung. 

Auch das iſt eine der Wirkungen der Diktatur und der Unter- 
drückung der Demokratie. Da die Freiheit der Preſſe und des Wortes 
fehlt, kein zentraler Repräſentationskörper vorhanden iſt, in dem alle 
Klaſſen und Parteien vertreten ſind und ſich äußern können, liegt 
für die tatſächlichen Diktatoren die Verſuchung nahe, nur Nachrichten 
an die Oeffentlichkeit dringen zu laſſen, die ihnen zuſagen. Ob ſie 
von dieſer Möglichkeit Gebrauch machen oder nicht, das Vertrauen zu 
ihren Mitteilungen fehlt. Dabei ſchweigt nicht die Kritik, ſie ſucht 
bloß unterirdiſche Kanäle. Sie verbreitet ſich durch Wiedergabe bon 
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Mund zu Mund faſt ebenſo raſch wie bei öffentlicher Kundgebung, 
aber ohne die Kontrolle der Oeffentlichkeit. Das Gerücht kennt keine 
Schranken. So werden wir von rechts und links mit Nachrichten über- 
ſchüttet, die einander widerſprechen und müſſen ihnen allen zunächſt 
mit Mißtrauen gegenüberſtehen. ~ i 
Welches Ergebnis die ſozialiſtiſchen Verſuche der Sowjet- 
regierung zeitigen werden, läßt ſich alſo zurzeit noch nicht feſtſtellen, 
nicht einmal annähernd vermuten. Sollte ſie aber auf dieſem Gebiet 
etwas ſchaffen können, das ſich nicht wieder rückgängig machen ließe, 
das ſie überdauern würde, wenn ſie ſich nicht zu behaupten vermöchte? 
Daß ſie den Kapitalismus radikal vernichtet, nimmt wohl nie- 
mand mehr an. Sie kann ſicher viel kapitaliſtiſches Eigentum ver— 
nichten, viele Kapitaliſten in Proletarier verwandeln, aber das iſt 
nicht gleichbedeutend mit Herſtellung einer ſozialiſtiſchen Produktion. 
Soweit dieſe nicht gelingt, wird der Kapitalismus wieder erſtehen, 
erſtehen müſſen, wird wahrſcheinlich ſehr raſch wieder erſtehen und 
die Diktatur des Proletariats bloß einen Perſonenwechſel herbei— 
führen. An Stelle der bisherigen Kapitaliſten, die zu Proletariern 
wurden, treten Proletarier oder Intellektuelle, die zu Kapitaliſten 
werden. Diejenigen haben dabei Ausſicht, den meiſten Rahm abzu— 
ſchöpfen, die ſich rechtzeitig auf Seite derjenigen Regierung ſtellen, 
die in dem Chaos ſich als die letzte behaupten und es in normale Zu— 
ſtände überleiten wird. Jetzt ſchon hat ſich die Sowjetregierung zu 
verſchiedenen Kompromiſſen dem Kapital gegenüber gedrängt ge- 
ſehen. Bereits am 28. April geſtand Lenin in ſeiner ſchon zitierten 


Rede (mitgeteilt im Nachrichtendienſt der „Internationalen ſozialiſti— 


ſchen Kommiſſion“), man ſei mit der Expropriierung des Kapitals 
zu raſch vorgegangen. 

„Wenn wir mit der Enteignung in gleichem Tempo fortfahren 
würden, würden wir beſtimmt eine Niederlage erleiden. Die Organi⸗ 
ſierung der Produktion unter proletariſcher Kontrolle iſt offenkundig 
hinter der Expropriierung des großen Kapitals zurückgeblieben.“ 


Auf dieſe Organiſierung aber kommt es an. Nichts leichter für 
einen Diktator, als zu erpropriieren. Aber einen großen Organismus 
geſellſchaftlicher Arbeit herzuſtellen und in Gang zu bringen, dazu 
genügt nicht ein Dekret und die Rote Garde. 

Noch mehr wie vor dem ruſſiſchen Kapital mußte aber die 
Sowietrepublik vor dem deutſchen zurückweichen und feine Anſprüche 
anerkennen. Wie weit das Kapital der Entente ſich in Rußland wieder 
durchſetzen wird, iſt noch fraalich. Alles ſieht danach aus, als hätte 
die „Diktatur des Proletariats“ das ruſſiſche Kapital bloß vernichtet, 
um Platz für das deutſche und amerikaniſche zu ſchaffen. 
Immerhin, wie dem auch fein möge, es iit zu erwarten, daß 
die Verſtaatlichung mancher Induſtriezweige, die von der Sowiet⸗ 

regierung angebahnt wurde, ſich erhält, auch wenn dieſe geſtürzt 
werden ſollte, und daß darin neben der Zertrümmerung des großen 
Grundbeſitzes die zweite große Maßregel der Diktatur des Prole- 
tariats zu ſuchen iſt, die ſich nicht wieder rückgängig machen läßt. 
Das iſt um ſo wahrſcheinlicher, als wir hier eine Bewegung ſehen, 
die ſich in allen modernen Staaten vollzieht, auch den kapitaliſtiſchen. 
Die Not des Krieges hat ſie erzeugt — wir erinnern an die Ver⸗ 
ſtaatlichung der Eiſenbahnen in Amerika — die Not des Friedens 
Fast sen fortſetzen. Ueberall müſſen wir auf fiskaliſche Monopole ge- 
aßt ſein. 


Aber das bezeugt ſchon, daß Staatswirtſchaft noch nicht 
Sozialismus iſt. Ob ſie es iſt oder nicht, das hängt vom Charakter 
des Staates ab. 

Nun iſt der ruſſiſche Staat ein Bauernſtaat. Er iſt es heute 
mehr als je, denn der Bauer hat jetzt ſeine eigene Macht fühlen ge— 
lernt. Er iſt in Rußland ebenſowenig als anderswo imſtande, ſeine 
Macht direkt im Staate auszuüben, dazu machen ihn feine Lebens- 
bedingungen nicht geeignet. Aber er wird keine Macht mehr dulden, 
die nicht ſeine Intereſſen wahrnimmt — auch gegenüber dem ſtädti— 
ſchen Proletariat. 

Der bäuerlichen Warenproduktion gegenüber wird auch die 
Staatsinduſtrie für den Markt produzieren müſſen, nicht für den 
Selbſtbedarf des Staates. Ihr vornehmſtes Abſatzgebiet, ihren inneren 
Markt, wird eben die Bauernſchaft bilden. 3 

Ebenſoſehr wie der Bauer an hohen Preiſen der landwirtichaft- 
lichen Produkte, die er verkauft, iſt er an niederen Preiſen der 
Induſtrieprodukte intereſſiert, die er kauft. Der privaten Induſtrie 
gegenüber kann es ihm gleichgültig ſein, wie dieſe niederen Preiſe 
zuſtande kommen, ob auf Koſten des Arbeitslohnes oder des Profits. 
Er hat kein Intereſſe an hohen Profiten des induſtriellen privaten 
Kapitals. 

Anders ſteht es jedoch mit der Staatswirtſchaft. Je höher deren 
Profite, deſto niedriger der Betrag der Staatseinnahmen, der durch 
Steuern zu decken iſt und der in einem Bauernſtaat vornehmlich von 
der Bauernſchaft aufgebracht werden muß. Der Bauer iſt demnach 
ebenſoſehr intereſſiert an höheren Profiten der Staatsbetriebe wie 
an niederen Preiſen ihrer Produkte: das bedeutet aber niedere 
Arbeitslöhne. 

So ſehen wir auch hier wieder die Quelle eines Gegenſatzes 
zwiſchen Bauer und Induſtriearbeiter, eines Gegenſatzes, der ſich um 
jo ſchärfer ausprägen wird, je größere Ausdehnung die Staatswirt— 
ſchaft annimmt. 

Diejer Gegenſatz, und nicht der Sozialismus, 
das 5171 die wahre Hinterlaſſenſchaft der ruſſi⸗ 
ſchen Revolution ſein. 

Es wäre freilich falſch, die Schuld daran dem Bolſchewismus 
zuzuſchreiben. Vieles von dem, was man ihm vorwirft. iſt die not- 
wendige Folge der Verhaltniffe, die er vorfand, und wäre bei jedem 
anderen Regime ebenſo ficher eingetreten. Doch gehört. e8 zum Weſen 
der Diktatur, daß ſie alle vorhandenen Gegenſätze verſchärft und auf 
die Spitze treibt. i 

Die Hungersnot iſt nicht durch die Diktatur geſchaffen, Tondern 
durch die Mißwirtſchaft des Zarismus und den Krieg. Aber daß ſich 
Landwirtſchaft und Transportweſen in dem Halbjahr nach dem 
Frieden ſo wenig erholten, iſt eine Folge des Bürgerkrieges, der 
unter der Diktatur die einzige Form der Oppoſition iſt und daher bei 
lebhaftem politiſchen Intereſſe der Maſſen unvermeidlich wird. 

Auch die Auflöſung des Heeres war ein Prozeß. den der 
Bolſchewismus ſchon vorfand. Doch hat er ſich ſelbſt gerühmt, fie auf 
das lebhafteſte gefördert und dadurch den Friedensſchluß erzwungen 
zu haben, einen Frieden, der ihn ſelbſt nicht mehr begeiſtert. 

So war auch die Zerſchlagung des großen Grundbeſitzes unter 
die Bauernſchaft ein Vorgang, der bereits angebahnt war, ehe die 
Bolſchewiki ſich der politiſchen Gewalt bemächtigten, und den bei der 
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großen Ueberzahl der Bauern niemand hätte verhindern können. Doch 
die Ausſchaltung der Konſtituante hat dazu beigetragen, daß auch 
die letzte Spur geſellſchaftlichen Einfluſſes auf die Verwendung des 
enteigneten großen Grundbeſitzes verlorenging und ſeine Aufteilung 
Huts privater Willkür der nächſtbeteiligten Intereſſenten überlaſſen 
blieb. 

Endlich das Auftauchen des Gegenſatzes zwiſchen Bauer und 
Induſtriearbeiter ijt auch eine Erſcheinung, die fih, nicht vermeiden 
läßt, die mit Naturnotwendigkeit aus den gegebenen ökonomiſchen 
Verhältniſſen herauswächſt. Die bolſchewiſtiſche Diktatur iſt hiefür 
nicht verantwortlich. Doch auch hier hat ihre Herrſchaft Verhältniſſe 
gezeitigt, die den Gegenſatz verſchärfen und vertiefen. Mit der Muf- 
löjung der Konſtituante und der Auflöſung der Armee gingen die 
zwei Elemente verloren, die Rußland am eheſten vor dem Zerfall und 
der Aufteilung ſchützen konnten. Jetzt ſind gerade die landwirtſchaft⸗ 
lich reichſten Gegenden des bisherigen Rußland von dieſem losgelöſt. 
Bleibt es dabei, dann hört es auf, namentlich wenn auch Sibirien 
ſich abtrennen ſollte, ein Getreide oder Nahrungsmittel überhaupt 
exportierendes Land zu fein. Die Preiſe der landwirtſchaftlichen Vro- 
dukte Rußlands werden dann nur durch ſeinen inneren Markt, nicht 
ſeinen äußeren beſtimmt. 

Das ijt aber der Zuſtand, in dem unter der Warenproduftion 
der Gegenſatz zwiſchen Bauer und Induſtriearbeiter am eheſten und 
ſchroffſten zur Geltung kommt. In Ländern, die einen großen land- 
wirtſchaftlichen Export haben, nimmt der Gegenſatz zwiſchen Induſtrie 
und Landwirtſchaft eher die Form eines Gegenſatzes von Staaten 
als von Klaſſen an, die Form eines Gegenſatzes zwiſchen Induſtrie⸗ 
ſtaat und Agrarſtaat. Das eigentliche Rußland hat jetzt durch den 
Frieden von Breſt-Litowsk aufgehört, ein agrariſcher Exportſtaat zu 
fein und eine Geſtaltung bekommen, die am rajchejten und heftigſten 
ökonomiſche Kämpfe zwiſchen Bauern und Induſtriearbeitern hervor— 
rufen muß. , 

Indes auf keinen Fall laſſen fich dieſe Kämpfe gänzlich ver- 
meiden. Um ſo wichtiger wird es für eine vorausſchauende Politik, 
dem Boden, auf dem die Gegenſätze ausgefochten werden, eine Ge— 
ſtaltung zu geben, die dem Proletariat die beſte Entfaltung ſeiner 
Kräfte ermöglicht. Dieſen Boden zu ſchaffen, nicht nur dem Kapital, 
ſondern auch dem Agrariertum gegenüber, das war während der 
Revolution die wichtigſte Aufgabe für die Vertreter des ruſſiſchen 
Proletariats. Sie bedeutete aber nichts anderes als die feſteſte Ver— 

ankerung der Demokratie. 

Dieſe Aufgabe des proletariſchen Befreiungskampfes, die nicht 
minder wichtig iſt als die Herbeiführung geſellſchaftlicher Produktion, 
iſt im Gegenſatz zu dieſer auch in einem Agrarſtaat lösbar. 

„Wie alle arbeitenden Klaſſen verlangt auch die Bauernſchaft 
nach Demokratie. Sie kann ſich ſehr wohl befinden in einer demo- 
kratiſchen Republik, wie die Schweiz und die Vereinigten Staaten 
bezeugen. Aber das politiſche Intereſſe des Bauern reicht ſelten weit 
über ſeinen Dorfbezirk hinaus im Gegenſatz zum induſtriellen Prole- 
tarier, deſſen Befreiung die Beherrſchung der ganzen Staats- 
maſchinerie durch ihn erheiſcht, die kein lokaler Akt ſein kann. Der 
Bauer kann fih auch für einen Kaiſer erwärmen, der ein Bauern⸗ 
kaiſer iſt, der ſein Eigentum ſchützt, ſeine Intereſſen wahrt, wie er 
das von Napoleon I, annahm. Der ruſſiſche Bauer wird ſich jeder 
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Wiederkehr eines zariſtiſchen Regimes widerſetzen, das für ihn ver⸗ 
bunden iſt mit der Vorſtellung der Wiederkehr der alten, tödlich ge⸗ 
haßten Grundherren. Aber ein Diktator, der ihm ſeinen Beſitz ſichert 
und ihm erlaubt, feine ganze Aufmerkſamkeit dem Anbau feiner 
Felder und dem vorteilhaften Verkauf ſeiner Produkte zuzuwenden, 
ein ſolcher Diktator mag ihm unter Umſtänden ebenſo willkommen 
ſein wie die Republik. Dieſem Diktator ebnet man den Weg durch 
die Beſeitigung der Demokratie, durch die Proklamierung der 
Diktatur einer Klaſſe, die aber in Wirklichkeit die Diktatur einer 
Partei ift, und, wie Lenin ſelbſt erklärt, die Diktatur einzelner Per- 
ſonen werden kann. In ſeiner Rede vom 28. April ſagte er: 

„Je näher wir der völligen Unterdrückung der Bourgeoiſie ge⸗ 
langen, deſto gefährlicher wird für uns das Element des kleinbürger⸗ 
lichen Anarchismus. Der Kampf gegen ihn kann nur mit Gewalt 
geführt werden. Wenn wir keine Anarchiſten ſind, müſſen wir die Not⸗ 
wendigkeit eines Staates anerkennen, das heißt eines Zwanges zum 
Uebergang vom Kapitalismus zum Sozialismus. Die Form des 
Zwanges wird durch den Grad der Entwicklung der betreffenden revo⸗ 
lutionären Klaſſe beſtimmt „Towie durch beſondere Umſtände, wie 
reaktionären K Krieg, die Form des Widerſtandes der Bourgeoiſie und der 
Kleinbürger. Daher beſteht kein prinzipieller Widerſpruch zwiſchen der 
Sowjet⸗, das heißt der ſozialiſtiſchen Demokratie und der A nwens 
dung diktatoriſcher Macht durcheinzelne Perſonen.“ 


Es kann für das ruſſiſche Proletariat auf die Dauer nichts 
Gefährlicheres geben, als daß man die Bauern mit der Idee vertraut 
macht, die Diktatur, die Entrechtung jeder Oppoſition, s Aufhebung 
des Wahlrechts, der Preſſe- und Organiſationsfreiheit für jede 
gegneriſche Klaſſe, das ſei die den Intereſſen der arbeitenden Klaſſen 
am beſten entſprechende Regierungsform. Was wird dann aus den 
ſtädtiſchen Arbeitern, wenn fie in Konflikt kommen mit der unge- 
Heuren Maſſe der ruſſiſchen Bauernſchaft und einer von dieſer aner— 
kannten Diktatur? 


À Und was wird aus den Arbeitern, wenn ibre eigene Diktatur 

zuſammenbricht? Die Alternative der Diktatur einer Partei ijt ihre 
Vernichtung. Die Diktatur führt dazu, daß die am Ruder befindliche 
Partei ſich mit allen Mitteln, reinlichen oder ſchmutzigen, zu halten 
ſuchen muß, weil ihr Sturz gleichbedeutend iſt mit ihrem völligen 
Untergang. 

Ganz anders die Demokratie. Sie bedeutet Herrſchaft der 
Mehrheit, aber auch Schutz der Minderheit, denn fie bedeutet Gleich- 
berechtigung, gleiche Teilnahme an allen politiſchen Rechten für jeder- 
mann, welcher Klaſſe und Partei er immer angehören mag. Das 
Proletariat hat überall das größte Intereſſe an der Demokratie. Wo 
es die Mehrheit darſtellt, wird ſie ſein Herrſchaftsinſtrument. Wo 
es in der Minderheit iſt, bildet ſie ſeinen beſten Kampfesboden, ſich 
zu behaupten, Konzeſſionen zu erringen, ſich zu entwickeln. Es iſt 
kurzſichtigſte Real-, das heißt Augenblickspolitik, wenn ein in der 
Minorität befindliches Proletariat, das durch eine Augenblidsfon- 
ſtellation im Bunde mit einer anderen Klaſſe zur Herrſchaft gefom- 
men iſt, dieſe Konſtellation durch Aufhebung der Demokratie, der 
Rechte der Minorität, der Oppoſition verewigen will. Es zerſtört 
ſelbſt den Boden, der allein ihm nach dem Vorübergehen dieſer 
Augenblickskonſtellation geſtatten würde, feſten Fuß zu faſſen, zu 
weiterer Arbeit, weiterem Kampf. 
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` Es ift fraglich, ob das ruſſiſche Proletariat an wirklichen prakti- 
ſchen Errungenſchaften, nicht an Dekreten, in der Sowjetrepublik 
mehr erlangt hat, als es durch die Konſtituante erlangt hätte, in der 
ebenfalls wie in den Sowjets, Sozialiſten, wenn auch anderer Fär- 
bung, überwogen. Aber ſicher iſt es, daß, wenn die Sowjetrepublik 
zuſammenbricht, dann auch mit ihr alle Errungenſchaften des rujji- 
ſchen Proletariats zuſammenzubrechen drohen. 

Wäre es der Konſtituante gelungen, die Demokratie zu be— 
feſtigen, dann wären damit auch alle EBENEN gefeſtigt wor⸗ 
den, die das induſtrielle Proletariat in ihr und durch ſie zu erringen 
vermochte. Auch heute beruhen unſere Erwartungen, daß das Prole— 
tariat Rußlands nicht um alle Früchte der Revolution betrogen wird, 
nur darauf, daß es der Diktatur nicht gelungen iſt, das demokratiſche 
Bewußtſein im ruſſiſchen Volke zu ertöten, daß es ſich ſchließlich nach 
allen Irrungen und Wirrungen des Bürgerkrieges doch noch ſiegreich 
durchringen wird. 

Nicht in der Diktatur, in der Demokratie liegt die Zukunft 
des ruſſiſchen Proletariats. 


10. Die neue Theorie. 


Wir haben geſehen, daß die Methode der Diktatur für das 
Proletariat weder vom allgemeinen Standpunkte der Theorie noch vom 
beſonderen der ruſſiſchen Verhältniſſe gute Erfolge verſpricht; trotz⸗ 
dem wird ſie gerade durch dieſe Verhältniſſe begreiflich. 

Der Kampf gegen den Zarismus war jeit langem ein Kampf 
gegen ein Regierungsſyſtem, das keine Grundlage mehr in den Ber- 


hältniſſen fand, das ſich nur noch durch nackte Gewalt aufrechterhielt, 
durch Gewalt zu ſtürzen war. Das konnte leicht zu einem Kultus der 
Gewalt auch bei den Revolutionären führen, zu einer Ueberſchätzung 
deſſen, was die bloße, nicht von den ökonomiſchen Verhältniſſen ge- 
tragene, ſondern durch beſondere Umſtände über ſie erhobene Gewalt 
zu leiſten vermag. Dazu kam, daß der Kampf gegen den Zarismus 
geheimzuführen war, die Verſchwörung entwickelt aber die Sitten und 
Gewohnheiten der Diktatur, nicht der Demokratie. z 

Dieſen Faktoren wirkt freilich eine andere Wirkung des 
Kampfes gegen den Abſolutismus entgegen. Wir haben ſchon darauf 
hingewiſen, daß er, ganz anders als die Demokratie, mit ihrer Fülle 
von Kleinarbeit für Augenblickszwecke, das Intereſſe für große Zu— 
ſammenhänge und große Ziele erweckt, das theoretiſche Intereſſe 
wachruft. Es gibt heute jedoch nur eine einzige revolutionäre Theorie 
der Geſellſchaft, die von Karl Marx. 

Sie wurde die Theorie des ruſſiſchen Sozialismus. Nun lehrt 
gerade fie die Bedingtheit unſeres Wollens und Könnens durch die 
materiellen Verhältniſſe, zeigt die Ohnmacht des ſtärkſten Willens, der 
ſich über ſie erheben will. Das wirkte dem Kultus der bloßen Gewalt 
ſtark entgegen und brachte es mit ſich, daß die Sozialdemokraten ſich 
darin einig waren, ihrem Tun in der kommenden Revolution ſeien 
beſtimmte Grenzen geſetzt, diefe könne bei der ökonomiſchen Rückſtän⸗ 
digkeit Rußlands zunächſt nur eine bürgerliche ſein. > 

Da kam die zweite Revolution und brachte plötzlich den Sozia⸗ 
liſten eine Machtfülle, die fie ſelbſt überraſchte, denn dieje Revolu- 
tion führte zu völliger Auflöſung der Armee, der feſteſten Stütze des 
Siqentums und der bürgerlichen Ordnung. Und gleichzeitig mit den 
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Gewaltmitteln brachen auch die moraliſchen Stützen dieſer Ordnung 
völlig zuſammen, weder die Kirche noch die Intellektuellen konnten 
ihr Anſehen behaupten. Die Herrſchaft fiel den unterſten Klaſſen im 
Staate, den Arbeitern und Bauern zu, die Bauern ſind aber keine 
Klaſſe, die ſelbſt zu regieren vermag. Sie ließen ſich willig führen 
von einer proletariſchen Partei, die ihnen ſofortigen Frieden, um 
welchen Preis immer, und ſofortige Stillung ihres Landhungers 
verſprach. Der gleichen Partei ſtrömte die Maſſe der Proletarier zu, 
da ſie ihnen mit dem Frieden auch Brot verſprach. 

So erlangte die Partei der Bolſchewiki die Kraft, die politiſche 
Macht an ſich zu reißen. War damit nicht endlich die Vorbedingung 
erreicht, die Marx und Engels für das Kommen des Sozialismus 
gefordert hatten, die Eroberung der politiſchen Macht durch das 
Proletariat? Freilich, die ökonomiſche Theorie ſprach dagegen, daß 
die ſozialiſtiſche Produktion unter den ruſſiſchen ſozialen Bedingun⸗ 
gen ſofort erreichbar ſei, und nicht minder ſprach dagegen die dieſe 
theoretiſche Auffaſſung bekräftigende Tatſache, daß das neue Regime 
keineswegs eine Alleinherrſchaft des Proletariats bedeutete, ſondern 
die Herrſchaft einer Koalition proletariſcher und bürgerlicher Ele— 
mente, die ſich dadurch behauptet, daß jeder Teil den anderen auf 
ſeinem Gebiete frei ſchalten ließ. Die Proletarier legten den Bauern 
auf dem Lande, die Bauern den Proletariern in den Fabriken nichts 
in den Weg. 

Immerhin, eine ſozialiſtiſche Partei war die herrſchende ge— 
worden in einem großen Staate — zum erſten Male in der Welt⸗ 
geſchichte. Sicher ein ungeheures, für das kämpfende Proletariat 
glorreiches Ereignis. 

Wozu aber kann eine ſozialiſtiſche Partei ihre Macht be⸗ 
nützen als zur Durchführung des Sozialismus? Sie mußte ſich 
ſofort daran machen und rückſichtslos, ohne Bedenken, alle Hinder⸗ 
niſſe aus dem Wege räumen, die ſich ihr entgegenſtellten. Wenn die 
Demokratie dabei in Konflikt mit dem neuen Regime geriet, das 
trotz der großen Popularität, die es raſch gewonnen, nicht über die 
Mehrheit der Stimmen im Reiche verfügte, dann um ſo ſchlimmer 
für die Demokratie. Dann mußte ſie erſetzt werden durch die 
Diktatur, was um ſo leichter möglich wurde, als die Volksfreiheit in 
Rußland noch ganz neuen Datums war, noch keine tiefen Wurzeln 
in den Volksmaſſen geſchlagen hatte. Die Aufgabe der Diktatur war 
es nun, den Sozialismus durchzuführen. Dieſer Anfchauungsunter⸗ 
richt mußte nicht nur die noch widerſtrebenden Elemente im eigenen 
Lande fortreißen, ſondern auch die Proletarier der anderen fapita- 
do Länder zur Nachahmung reizen und zur Revolution ent- 

ammen. 

Das war ſicher ein Gedankengang von grandioſer Kühnheit 
und beſtrickendem Reiz für jeden Proletarier, jeden Sozialiſten. 
Wofür wir ein halbes Jahrhundert gekämpft, was wir oft ſchon ſo 
nahe geglaubt, was ſich immer wieder hinausgeſchoben hatte, endlich 
ſollte es erreicht ſein! Kein Wunder, daß die Proletarier aller Länder 
dem Bolſchewismus zujubelten. Die Tatſache der proletariſchen Herr- 
ſchaft wog ſchwerer als theoretiſche Erwägungen. Und das allgemeine 
Siegesbewußtſein wurde noch gefördert durch die gegenſeitige Un⸗ 
wiſſenheit über die Verhältniſſe des Nachbars. Nur wenigen iſt es 
gegeben, fremde Länder zu ſtudieren, die meiſten nehmen an, im 
Auslande ſtehe es im Grunde ebenſo wie bei uns — und wo man das 
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nicht annimmt, macht man ſich erſt recht phantaſtiſche Vorſtellungen 
vom Ausland. 

„Daher die bequeme Auffaſſung, überall herrſche der gleiche Xm- 
perialismus, daher auch die Erwartung der ruſſiſchen Sozialiſten, die 
Völker Weſteuropas ſtünden der politiſchen Revolution ebenſo nahe, 
wie die Rußlands ſtanden, und anderſeits die Erwartung, die Ele- 
mente für den Sozialismus ſeien in Rußland ebenſo gegeben, wie in 
Weſteuropa. 

Was ſich dann vollzog, nachdem einmal die Armee völlig auf- 
gelöſt und die Konſtituante verjagt war, das bildete nur die Kon- 
ſequenz der einmal eingeſchlagenen Richtung. 

Alles das iſt ſehr begreiflich, wenn auch nicht erfreulich. Weniger 
begreiflich iſt es dagegen, daß unſere bolſchewiſtiſchen Genoſſen nicht 
dabei ſtehen blieben, ihr Vorgehen aus der eigenartigen Lage Rup- 
lands zu erklären und es mit dem Drange der beſonderen Verhält- 
niſſe zu rechtfertigen, der ihnen, nach ihrer Anſicht, keine andere Wahl 
gelaſſen habe als die Diktatur oder die Abdankung. Sie gingen viel— 
mehr dazu über, zur Begründung ihres Vorgehens eine ganz neue 
Theorie zu zimmern, für die ſie allgemeine Geltung beanſpruchen. 

Wir erklären uns das aus einem ihrer Züge, der uns ſehr 
ſympathiſch ſein muß, ihrem großen theoretiſchen Intereſſe. 

Die Bolſchewiki ſind Marxiſten, ſie hatten die ihnen zugäng⸗ 
lichen Proletarierſchichten mit Begeiſterung für den Marxismus er⸗ 
füllt. Ihre Diktatur widerſprach jedoch der Marxſchen Lehre, daß 
kein Volk naturgemäße Entwicklungsphaſen überſpringen oder weg- 
dekretieren könne. Woher demgegenüber eine marxiſtiſche Begründung 
auftreiben? 

Da erinnerte man ſich rechtzeitig des Wörtchens von der Dikta⸗ 
tur des Proletariats, das Marx einmal 1875 in einem Briefe ge» 
braucht hatte. Wohl hatte er damit nur einen politiſchen Zuftand 
zeichnen wollen, nicht eine Regierungsform. Jetzt wurde das 
Wort flugs zur Bezeichnung einer ſolchen angewendet, und zwar 
gerade derjenigen, die mit der Herrſchaft der Sowjets gegeben war. 

Nun hatte aber Marx nicht etwa geſagt, daß es unter gewiſſen 
Umſtänden zu einer Diktatur des Proletariats kommen könne, er 
hatte dieſen Zuſtand als den unvermeidlichen des Ueberganges zum 
Sozialismus bezeichnet. Freilich hatte er faſt gleichzeitig erklärt, in 
Ländern, wie England und Amerika, ſei ein friedlicher Uebergang 
um Sozialismus möglich, was doch nur auf der Baſis der Demo- 
ratie, nicht der Diktatur erreichbar wäre, er hatte alſo damit ſelbſt 
bezeugt, daß er mit der Diktatur nicht eine Aufhebung der Demo- 
kratie meinte. Die Verfechter der Diktatur ließen ſich dadurch nicht 
verblüffen. Da Marx einmal erklärt hatte, die Diktatur des Prole- 
tariats ſei unvermeidlich, verkündeten ſie, die Sowjetverfaſſung, die 
Entrechtung der Gegner der Sowjets ſei von Marx ſelbſt als die 
dem Weſen des Proletariats entſprechende, mit feiner Herrſchaft une 
vermeidlich verbundene Regierungsform erkannt worden. Als ſolche 
muß fie jo lange dauern, wie die Herrſchaft des Proletariats ſelbſt, 
ſo lange, bis der Sozialismus allgemein durchgeführt und damit alle 
Klaſſenunterſchiede verſchwunden ſind. Die Diktatur erſcheint damit 
nicht als ein vorübergehender Notbehelf, der, ſobald ruhigere Zeiten 
eingetreten ſind, der Demokratie wieder Platz machen ſoll, ſondern 
als ein Zuſtand, auf deſſen längere Dauer wir uns einrichten müſſen— 
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Dementſprechend ſagen die neunte und zehnte der „Theſen 
die ſoziale Revolution“: 

9. Bisher lehrte man die Notwendigkeit der proletariſchen 
Diktatur, ohne die Form dieſer Diktatur unterſucht zu haben. Die 
ruſſiſche ſozialiſtiſche Revolution hat dieſe Form entdeckt. — Es iſt die 
Form der Sowjetrepublik, als Form der dauernden Diktatur 
des Proletariats und (in Rußland) der ärmeren Schicht des Bauern⸗ 
tums. Dabei iſt es wichtig, folgendes zu bemerken: Hier iſt die Rede 
nicht von einer vorübergehenden Erſcheinung im engeren Sinne des 
Wortes, ſondern von der Staatsform während einer ganzen 
hiſtoriſchen Epoche. Es gilt hier gerade eine neue Staatsform 
zu organiſieren, was nicht zu verwechſeln mit einigen beſtimmten Maß⸗ 
nahmen gegen die Bourgeoiſie: Die Maßnahmen ſind nur Funktionen 
der beſonderen ſtaatlichen Organiſation, die den rieſigen Aufgaben 
und Kämpfen angepaßt ſein muß. 

10. Der Sinn der proletariſchen Diktatur beſteht alſo ſozuſagen 
im permanenten Kriegszuſtand gegen die Bourgeoijie. Es 
iſt alſo ganz klar, daß alle, die über „Gewalttaten“ der Kommuniſten 
ſchreien, vollkommen vergeſſen, was eigentlich Diktatur heißt. Die Revo⸗ 
lution ſelbſt iſt ein Akt der „rohen Gewalt“. Das Wort Diktatur 
bedeutet in allen Sprachen nichts anderes als Gewaltregime. Wichtig 
iſt hier der Klaſſeninhalt der Gewalt. Damit iſt die hiſtoriſche Recht⸗ 
fertigung der revolutionären Gewalt gegeben. Es iſt auch ganz klar, 
daß je ſchwieriger die Lage der Revolution iſt, um ſo ſchärfer die 
Diktatur ſein muß.“ 


Damit iſt aber auch gegeben, daß die Regierungsform der 
Diktatur nicht nur dauernd ſein, ſondern auch in allen Ländern ein⸗ 
treten ſoll. Wenn in Rußland jetzt die eben gewonnene allgemeine 
Freiheit wieder beſeitigt wurde, ſo ſoll dasſelbe nach dem Siege des 
Proletariats auch in den Ländern vor ſich gehen, in denen die Volks- 
freiheit ſchon tief gewurzelt iſt, wo ſie ſeit einem Jahrhundert und 
länger beſteht, wo das Volk ſie in wiederholten blutigen Revolutionen 
gewonnen und behauptet hat. Das behauptet allen Ernſtes die neue 
Theorie. Und noch ſonderbarer, ſie findet Anklang nicht nur unter 
den Arbeitern Rußlands, die ſich noch der Drangſalierung des alten 
Zarismus erinnern, und ſich nun freuen, den Stiel einmal umdrehen 
zu können, ebenſo, wie ſich Lehrlinge, wenn ſie einmal Geſellen wur⸗ 
den, freuten, wenn ſie nun ihrerſeits den nach ihnen kommenden Lehr⸗ 
lingen die Prügel verabfolgen durften, die fie ehedem ſelbſt er- 
hielten. Nein, die neue Theorie findet Anklang ſogar in alten Demo- 
kratien, wie der Schweiz. Doch es gibt etwas noch Sonderbareres und 
noch weniger Begreifliches. 

Eine vollkommene Demokratie iſt noch nirgends zu finden, 
überall müſſen wir noch nach Veränderungen und Beſſerungen trad- 
ten. Auch in der Schweiz wird um Ausdehnung der Volksgeſetzgebung 
und des Proportionalwahlſyſtems ſowie um das Frauenwahlrecht 
gekämpft. In Amerika bedarf die Macht und der Modus der Er- 
wählung der oberſten Richter dringend einer Einſchränkung. Noch 
weit größer ſind die demokratiſchen Forderungen, die in den großen 
bürokratiſchen und militäriſchen Staaten zugunſten der Demokratie 
von uns zu erheben und im Intereſſe des Proletariats durchzuſetzen 
ſind. Und mitten in dieſen Kämpfen erheben ſich die radikalſten der 
Kämpfer und rufen den Gegnern zu: Das, was wir zum Schutze der 
Minderheit, der Oppoſition, fordern, wollen wir nur, ſolange wir 
ſelbſt Minderheit, Oppoſition find. Sobald wir Mehrheit geworden 
ſind, die Regierungsmacht erlangt haben, wird unſere erſte Tat ſein, 
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alles das, was wir bisher für uns gefordert, für euch abzuſchaffen: 
das Wahlrecht, die Preßfreiheit, Organiſationsfreiheit u. ſ. w. 

Die Theſen über die ſozialiſtiſche Revolution ſagen darüber ganz 
Unverhüllt: 

17. Die frühere Forderung der demokratiſchen Republik ſowie 
auch allgemeiner Freiheiten (das heißt der Freiheiten auch für die 
Bourgeoiſie) war richtig in der ſchon verfloſſenen Epoche, in der Epoche 
der Vorbereitung und Kraftakkumulation. Der Arbeiter brauchte 
die Freiheit ſeiner Preſſe, während die bürgerliche Preſſe ihm ſchädlich 
war; trotzdem konnte er in dieſer Epoche die Forderung der Vernichtung 
der bürgerlichen Preſſe nicht aufſtellen. Deswegen forderte das Prole- 
tariat allgemeine Freiheiten, ſogar die Freiheit der reaktionären Ver⸗ 
ſammlungen, der ſchwarzen Arbeiterorganiſationen. 

18. Jetzt iſt die Epoche der direkten Attacke gegen das Kapital, 
der direkten Niederwerfung und Zerſtörung des imperialiſtiſchen Raub⸗ 
ftaateg, der direkten Unterdrückung der Bourgeoiſie eingetreten. Es ift 
daher abſolut klar, daß in der jetzigen Epoche die prinzipielle Ver⸗ 
teidigung allgemeiner Freiheiten (das heißt auch für die konterrevolu⸗ 
tionäre Bourgeoiſie) nicht nur überflüſſig' ijt, ſondern geradezu 
ſchädlich wirkt. 

19. Das gilt auch für die Preſſe, die führenden Organiſationen 
der Sozialverräter. Die letzteren haben ſich als die aktivſten Faktoren 
der Gegenrevolution demaskiert: Sie gehen ſogar gegen die proleta⸗ 
riſche Regierung mit der Waffe los. Auf die geweſenen Offiziere und 
den Geldſack des niedergeworfenen Finanzkapitals ſich ſtützend, treten 
ſie als die energiſcheſten Organiſatoren verſchiedener Verſchwörungen 
auf. Der proletariſchen Diktatur ſtehen ſie als Todfeinde gegenüber 
Deshalb müſſen auch ſie dementſprechend behandelt werden. 


20. Was aber die Arbeiterklaſſe und das ärmere Bauerntum 


betrifft, ſo beſitzen dieſe die vollſte Freiheit.“ 
Beſitzen ſie wirklich die volle Freiheit? 


Die „Sozialverräter“, das ſind doch auch Proletarier und 
Sozialiſten, aber ſie machen Oppoſition und ſind daher eben⸗ 
ſo rechtlos zu machen wie die bürgerliche Oppoſition. Müſſen 
wir uns aber nicht auf das lebhafteſte darüber entrüſten und mit 
aller Macht dagegen ankämpfen, dort, wo eine bürgerliche Regierung 
das gleiche Rezept gegen ihre Oppoſition zur Anwendung brin— 
gen will? 

Sicher müſſen wir das, wir werden damit jedoch nur einen 
Lacherfolg erzielen, wenn die bürgerliche Regierung auf ſozialiſtiſche 
Stimmen wie die vorliegende und eine dementſprechende Praxis hin- 
weiſen kann. 
| Wie oft haben wir den Liberalen vorgeworfen, daß fie in der 
Regierung anders ſind als in der Oppoſition, daß ſie da alle ihre 
früheren demokratiſchen Forderungen preisgeben. Nun, die Liberalen 
ſind wenigſtens ſo klug, jene Forderungen nicht auch formell fallen 
zu laſſen. Sie handeln nach dem Grundſatz: So etwas tut man, doch 
man ſagt es nicht. i 
Die Verfaſſer der Theſen find unleugbar ehrlicher; ob fie klüger 
ſind, darf man ee Bh foll man aber erft von der Klugheit 
deutſcher Sozialdemokraten halten, die offen verkünden, daß ſie die 


Demokratie, für die fie heute kämpfen, am Taye nach dem Siege 
preisgeben werden! Daß ſie ihre demokratiſchen Grundſätze dann in 
ihr Gegenteil verkehren, oder daß fie gar keine demokratiſchen Grund- 
jäke haben, daß die Demokratie für fie bloß eine Leiter ift, um zur 
Regierungsallmacht zu ſtreben, eine Leiter, die fie nicht mehr brau- 
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chen und zurüditoßen, fobald fie oben angelangt find, daß fie mit 
einem Wort revolutionäre Opportuniſten find. 

Auch für die ruſſiſchen Revolutionäre ift es kurzſichtige Mugen- 
blickspolitik, wenn ſie, um ſich an der Macht zu erhalten, zu den 
Methoden der Diktatur greifen, zicht um die gefährdete Demokratie 
zu retten, ſondern um fih gegen dteje zu behaupten. Aber das ift doch 
begreiflich. f 

Unbegreiflich iſt es dagegen, wenn deutſche Sozialdemokraten, 
die noch nicht an der Macht ſind, die vielmehr zurzeit noch eine 
ſchwache Oppoſition darſtellen, dieſe Theorie annehmen. Statt in der 
Methode der Diktatur und der Entrechtung breiter Volksmaſſen etwas 
zu ſehen, was wir im allgemeinen verurteilen und was höchſtens 
als Produkt ſo ausnahmsweiſer Verhältniſſe, wie ſie Rußland bietet, 
zu begreifen iſt, gehen ſie vielmehr dazu über, dieſe Methode zu preiſen 
als einen Zuſtand, den auch die deutſche Sozialdemokratie herbeizu- 
führen beſtrebt iſt. 

Dieſe Behauptung iſt nicht nur durch und durch falſch. Sie iſt 
aufs höchſte verderblich, ſie müßte, wenn ſie allgemein akzeptiert 
würde, die propagandiſtiſche Kraft unſerer Partei aufs tiefſte läh⸗ 
men. Denn außer einer kleinen Schar ſektiereriſcher Fanatiker hängt 
wohl das geſamte deutſche wie das geſamte internationale Prole- 
tariat, an dem Grundſatz der allgemeinen Demokratie. Es wird 
jeden Gedanken daran entrüſtet zurückweiſen, ſeine Herrſchaft mit der 
Bildung einer neuen privilegierten Klaſſe und einer neuen entrech— 
teten Klaſſe zu beginnen. Es wird jeden Gedanken daran zurück⸗ 
weiſen, ſein Verlangen nach allgemeinem Rechte des geſamten Volkes 
mit einem geiſtigen Vorbehalt zu verſehen und in Wirklichkeit nur 
Vorrechte für ſich anzuſtreben. Und nicht minder wird es die komiſche 
Zumutung zurückweiſen, heute ſchon ſelbſt feierlich zu erklären, daß 
ſeine Forderung der Demokratie eine bloße Lüge iſt. 

Die Diktatur als Regierungsform iſt in Rußland ebenſo be- 
gre ich wie ehedem der bakuniſtiſche Anarchismus. Aber begreifen 
heißt noch nicht anerkennen, wir müſſen jene ebenſo entſchieden ab- 
lehnen wie dieſen. Die Diktatur erweiſt ſich nicht als ein Mittel 
einer ſozialiſtiſchen Partei, die in einem Staate im Gegenſatz zur 
Mehrheit des Volkes zur Herrſchaft kommt, dieſe dort zu ſichern, 
ſondern nur als ein Mittel, ſie vor Aufgaben zu ſtellen, die ihre 
Kräfte überſteigen, an deren Löſung ſie ſich erſchöpft und aufreibt; 
wobei ſie nur zu leicht den Gedanken des Sozialismus ſelbſt kom⸗ 
promittiert, ſeinen Fortſchritt nicht fördert, ſondern hemmt. 

Glücklicherweiſe muß ein Mißerfolg der Diktatur noch nicht 
gleichbedeutend ſein mit einem Zuſammenbruch der Revolution. Er 
wäre es nur dann, wenn die bolſchewiſtiſche Diktatur die bloße Ein⸗ 
leitung bildete zu einer bürgerlichen Diktatur. Die weſentlichen 
Errungenſchaften der Revolution werden gerettet, wenn es rechtzeitig 
gelingt, die Diktatur zu erſetzen durch die Demokratie. A 
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Beleuchtet von Karl Kautsky 
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